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Drucksache V/862 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Zusammenstellung 
der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 4. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1965 
im Betrage von 10 000 DM und darüber 


| Ilaushalts- 

Kap- ; betrag 
1965 

Tit. i 

DM 


An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


Begründung 


Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 


01 03 
204 


125 000,— 


31 510,42 


Unterhaltung der Gebäude 


Bei Aufstellung des Haushalts konnte nicht vorausgesehen 
werden, daß das Innenleitungsnetz der Fernsprechneben- 
stellenanlage im Bundespräsidialamt auf Grund eines Gut- 
achtens der Prüfgruppe des Fernmeldetechnischen Zentral- 
amtes in Darmstadt vom 6. November 1964 und der Forde- 
rung des Herrn Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen vom 5. Januar 1965 völlig überholt werden 
mußte. Die Instandsetzung war aus Sicherheitsgründen 
(Schutz gegen unbefugtes Abhören) dringend erforderlich. 
Die notwendigen Maßnahmen zur Herstellung der geforder- 
ten Abhörsicherheit konnten nicht bis zum Rechnungsjahr 
1966 zurückgestellt werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


01 03 
850 


18 300,— 


i 


14 799,50 


Beschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 


Der Dienstwagen des Chefs des Bundespräsidialamtes mußte 
wegen eines größeren Motorschadens und zur Ersparnis von 
Unterhaltungs- und Instandsetzungskosten ausgesondert 
werden. Die Aussonderung erfolgte auf Grund eines Gut- 
achtens des technischen Beamten für das Kraftfahrwesen 
beim Bundesminister der Finanzen vom 20. August 1965. Zur 
Aufrechterhaltung eines geordneten Fährbetriebes war die 
Anschaffung eines Ersatzfahrzeuges erforderlich. Die Ersatz- 
beschaffung konnte nicht bis zum Beginn des nächsten Rech- 
nungsjahres zurückgestellt werden. 

Die unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1965 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/862 



An über- und 

Haushalts- 

*) außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1965 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Begründung 


02 01 
200 


1 593 000 — 


02 01 
203 


1 660 000 — 


02 01 
215 a 


111 000 ,— 


02 01 
217 


20 000 — 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


444 237,02 Geschäftsbedürfnisse 

Die Mehrausgabe ist auf die höheren Herstellungskosten für 
Parlamentsdrucksachcn (7,5 v. H.) zurückzuführen. Hinzu 
kam, daß die Anzahl der Drucksachen gegen Ende der Legis- 
laturperiode angestiegen ist. Diese Umstände waren bei der 
Veranschlagung der Mittel für das Rechnungsjahr 1965 nicht 
voraussehbar. 

Die Unabweisbarkeit der Mehrausgabe ergibt sich aus der 
Notwendigkeit des reibungslosen Ablaufs der Parlaments- 
arbeit. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 302. 


208 793,29 Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunk- und Fernsehgebühren 

Die Mehrausgabe ist in erster Linie auf die Erhöhung der 
Fernsprechgebühren ab 1. August 1964 zurückzuführen. Im 
übrigen kann die Verwaltung auf die Höhe der Fernmelde- 
gebühren im Hause nicht in vollem Umfang Einfluß nehmen. 
Die erhöhten Ausgaben konnten bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen werden. Sie 
waren unabweisbar, weil der ordnungsmäßige Ablauf des 
Parlamentsbetriebes gewährleistet sein muß. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 300. 


44 148,98 


Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 


Die Mehrausgabe ist vorwiegend auf die Sitzungen des 
Deutschen Bundestages in Berlin zurückzuführen, die mit 
unvorhersehbaren Reisekosten verbunden waren. Außerdem 
hat die Änderung des Reisekostenrechts finanzielle Mehr- 
belastungen mit sich gebracht. 


Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 300. 


14 850,84 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 


Die Mehrausgabe ist in erster Linie durch die unvorherseh- 
bar große Anzahl von Umzügen im Rechnungsjahr 1965 ent- 
standen. Außerdem hat die Änderung des Reise- und Um- 
zugskostenrechts eine finanzielle Mehrbelastung mit sich 
gebracht. 

Da ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Umzugs- 
kostenvergütung besteht, war die Mehrausgabe unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 300. 
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Drucksache V/862 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Kap. 


Tit. 


Haushalts- 

betrag 

1965 


An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 


DM I DM 


Begründung 


noch Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


02 01 i 1 768 000,— 
307 a ! 


I 


02 01 91 400,— 

676 j 


i 


87 357,90 Versicherung für die Abgeordneten 

Die Mehrausgabe war erforderlich, weil am Ende der 
4. Wahlperiode des Deutschen Bundestages 144 Abgeordnete 
ausgeschieden sind, die zum größten Teil auf Kosten des 
Bundes für den Todesfall weiterzuversichern waren. Außer- 
dem waren in den Monaten September und Oktober 1965 
141 neue Abgeordnete gegen Unfall und auch für den Todes- 
fall zu versichern. 

Diese Ausgaben waren unabweisbar, da die Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages nach den §§ 9 und 10 des Diäten- 
gesetzes 1964 im Rahmen der abgeschlossenen Versiche- 
rungsverträge gegen Unfall und auf den Todesfall zu ver- 
sichern sind. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 300. 

54 704,69 Beitrag für die NATO-Parlamentarier-Konferenz 

Der Beitrag für die NATO-Parlamentarier-Konferenz hat sich 
im Rechnungsjahr 1965 um rund 39 000 DM erhöht. Hinzu 
kam, daß noch ein Restbetrag für das Rechnungsjahr 1963 
von ca. 16 000 DM ausstand. In den vergangenen Rechnungs- 
jahren war bei Aufstellung des Haushaltsplans der jeweils 
erhöhte Zuschuß für das kommende Rechnungsjahr nicht be- 
kannt, so daß Nachforderungen erforderlich wurden. 

Da es sich um eine internationale Verpflichtung handelt, war 
die Mehrausgabe unabweisbar. 

j Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 300. 


04 01 
203 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


115 000, — 


167 510,93 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunk- und Fernsehgebühren 


1. Aus Anlaß der Urlaubsaufenthalte des Bundeskanzlers 
sind für Fernmeldeeinrichtungen und Fernmeldeanlagen 
im Rechnungsjahr 1965 Kosten von rund 18 500 DM ent- 
standen. 

2. Gemäß § 65 Abs. 2 RHO in Verbindung mit § 58 RWB 
waren im Jahre 1965 der Deutschen Bundespost die 
Kosten der Fernsprech-, Fernschreib- und Funkverbin- 
dung des Sonderzuges der Bundesregierung zu erstatten, 
die sich auf Grund eines verstärkten Einsatzes des Zuges 
auf rund 154 200 DM beliefen. 

Die Mehrausgaben wäre unabweisbar. 

(Vgl. die Ausführungen des Abgeordneten Dr. Conring an- 
läßlich der Beratung des Einzelplans 04/1965 im Haushalts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages am 17. Dezember 1964 
— Protokoll-Nr. 159 S. 10.) 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 04. 


4 





Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/862 





Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1965 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

1 

Begründung 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


04 01 
710 


04 03 
315 


04 03 
apl. 890 


49 990 000,-— 





37 973,18 Errichtung eines Neubaues für eine Amtswohnung des Bun- 
deskanzlers einschließlich Ausstattung 

Von den im Bundeshaushaltsplan 1964 bei Kap. 04 01 Tit. 710 
veranschlagten Kosten der Errichtung eines Neubaues für 
eine Amtswohnung des Bundeskanzlers einschließlich Aus- 
stattung in Höhe von 2 000 000 DM verblieb am Ende des 
Rechnungsjahres 1964 ein Haushaltsrest von 326 412,79 DM, 
der zur Erfüllung von Verpflichtungen (Bezahlung noch aus- 
stehender Bauabrechnungen) in das Rechnungsjahr 1965 
übertragen worden ist. 

Ausschließlich infolge während der Bauzeit eingetretener 
Kostensteigerungen (Löhne und Materialpreise) reichte der 
Haushaltsrest aber nicht aus und ist um 37 973,18 DM über- 
schritten worden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und nicht vorauszu- 
sehen. 

Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 301. 

8 944 747,47 Politische Öffentlichkeitsarbeit „Ausland" 

Die politische Entwicklung hatte im Laufe des Jahres 1965 
zu einer krisenhaften Zuspitzung für die Politik der Bundes- 
regierung geführt. Sie wurde durch Tatsachen ausgelöst, die 
bei Aufstellung des Haushalts nicht bekannt waren und 
auch nichi vorhergesehen werden konnten. Um eine nicht 
wiedergutzumachende Schädigung des deutschen Ansehens 
im Ausland zu verhindern, war es unabweisbar notwendig, 
die Aufklärung des Auslands über die Ziele der deutschen 
Politik, die deutsche Wirklichkeit und über den Anspruch 
auf Selbstbestimmung und Alleinvertretung des deutschen 
Volkes unverzüglich in Angriff zu nehmen. Die hierzu er- 
forderlichen informationspolitischen Maßnahmen konnten 
aus dem vorhandenen Ansatz nicht finanziert werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 175. Sitzung am 7. April -1965 von der Bewilligung 
der überplanmäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kennt- 
nis genommen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

*) 75 000,— Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland am Stammkapi- 
tal der „trans-teU-Gesellschaft für Deutsche Fernsehtran- 
skription m. b. H. 

Es handelt sich um den Anteil der Bundesrepublik Deutsch- 
land am Stammkapital der „trans-tel"-Gesellschaft m. b. H., 
deren Stammkapital 250 000 DM beträgt. Zur Intensivierung 
der Informationstätigkeit im Ausland führt die Gesellschaft 
einen Transkriptionsdienst mit Bildprogrammen für außer- 
europäische, insbesondere in Entwicklungsländern gelegene 
Rundfunkanstalten durch. Die verwendeten Programme sol- 
len die Rundfunkteilnehmer dieser Länder mit politischen, 
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Drucksache V/862 Deutscher Bundestag — 5. W ahlperiode 




An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 



1965 

gabemittein sind 

Begründung 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

kulturellen, wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten des 
heutigen Deutschlands vertraut machen und darüber hinaus 
eine allgemeine Unterrichtung vermitteln. 

Die Mehrausgabe konnte nicht vorhergesehen werden; sie 
war unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 188. Sitzung am 24. Juni 1965 von der Vorlage des 
Bundesministers der Finanzen Nr. 38/65 vom 31. März 1965 
betreffend Gründung der „trans-tel" und von der außer- 
planmäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis ge- 
nommen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


05 01 64 200 — 

106 


05 01 2 000 000,— 

203 


05 01 2 150 000,— 

216 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

20 082,20 Unterstützungen für die Beamten, Angestellten und Arbeiter 

Mehrausgaben infolge nicht vorhergesehener und unabweis- 
barer Schadenersatzleistungen für Vermögensverluste, die 
Bundesbedienstete durch politische Unruhen und sonstige 
unabwendbare Ereignisse im Ausland erlitten haben. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

402 392,99 Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanla- 
gen sowie Rundfunkgebühren 

Im Zusammenhang mit den Krisen in allen Teilen der Welt 
sind die Ausgaben für Post- und Fernmeldedebühren so 
stark angestiegen, daß die veranschlagten Mittel nicht aus- 
reichten. Der Mehrbedarf war unabweisbar und konnte bei 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vor- 
hergesehen werden. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

269 684,18 Entschädigungen und Frachtauslagen im Kurierverkehr 

Die im Rechnungsjahr 1965 entstandenen Mehrausgaben sind 
auf die Errichtung neuer Auslandsvertretungen, die Ver- 
stärkung des Kurierverkehrs infolge außenpolitischer Ereig- 
nisse und die Erhöhung der Luftfrachtkosten zurückzuführen. 
Die Mehrausgabe war unabweisbar; sie konnte bei der Auf- 
stellung des Haushaltsvoranschlages für das Rechnungs- 
jahr 1965 nicht vorhergesehen werden. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/862 



An über- und 

Ilaushalts- 

*) außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1965 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Begründung 


05 01 
217 


9 500 000 — 


05 01 
apl. 710 


05 01 
apl. 870 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


1 997 950,90 Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Der Mehrbedarf ist insbesondere auf die schnellere Ver- 
setzungsfolge in den klimatisch ungünstigen Gebieten, in 
denen während der letzten Jahre eine größere Zahl neuer 
Vertretungen errichtet worden ist, zurückzuführen. Weitere 
unabweisbare Ausgaben sind infolge der Errichtung neuer 
Auslandsvertretungen und von Umzügen im Zusammenhang 
mit außenpolitischen Ereignissen entstanden. Die Mehraus- 
gabe war zwangsläufig und konnte nicht vorhergesehen 
werden. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

*) 108 793,62 Errichtung eines Dienstwohngebäudes für den Staatssekre- 
tär im Auswärtigen Amt 

Die Staatssekretäre im Auswärtigen Amt haben lt. Haus- 
haltsvermerk bei Kap. 05 01 Tit. 101 Dienstwohnungen mit 
Empfangsräumen. Die gemietete Dienstwohnung des Staats- 
sekretärs II ist von dem Vermieter unter Einhaltung der 
vertraglichen Kündigungsfrist zum 15. Dezember 1965 ge- 
kündigt worden. Eine angemessene Ersatzmietwohnung 
konnte nicht gefunden werden. Es erschien überdies gebo- 
ten, eine ständige Dienstwohnung zu schaffen, um künftig 
die in der Vergangenheit wiederholten Wohnungswechsel 
zu vermeiden, die zudem erfahrungsgemäß jedesmal erheb- 
liche Herrichtungskosten verursachen. Die Errichtung eines 
Dienstwohngebäudes auf dem bundeseigenen Grundstück 
Brentanostr. 6 wurde hierdurch unumgänglich. Der Ablauf 
des Mietverhältnisses über die bisherige Dienstwohnung 
zwang zum sofortigen Baubeginn. Die Ausgabe war damit 
unabweisbar. Sie konnte bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 nicht vorhergesehen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 170. Sitzung am 11. März 1965 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


*) 60 000,— 


Elektrische Sicherungsmaßnahmen 

Zum Schutz der in den Diensträumen verwalteten Verschluß- 
sachen war der Einbau einer zusätzlichen Sicherungsanlage 
erforderlich. Nachdem durch Sach verständigen-Gut achten 
die Dringlichkeit dieser Maßnahme festgestellt worden war, 
hatte der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 225 000 DM 
zugestimmt. Von diesen Mitteln sind im Rechnungsjahr 1964 
nur 40 000 DM in Anspruch genommen worden. Im Rech- 
nungsjahr 1965 wurden weitere 60 000 DM benötigt. 

Die Mehrausgabe war im Hinblick auf die notwendige 
Weiterführung der Maßnahme zwangsläufig. Sie konnte 
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Drucksache V/862 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 



An über- und 

Haushalts- 

*) außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1965 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Begründung 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht 
vorhergesehen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 148. Sitzung am 23. Oktober 1964 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 05 


05 02 
303 


56 500 000 — 


8 074 085,96 


Förderung des Deutschen Schulwesens im Ausland 


Die zwangsläufigen Ausgaben zu Lasten des Schulfonds wur- 
den von Faktoren bestimmt, die bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1965 noch nicht in vollem Umfang 
übersehen werden konnten: 

a) Teile der Lehrerbesoldung für 1964, die durch die 8%ige 
Grundgehaltserhöhung (Viertes Besoldungserhöhungsge- 
setz vom 13. August 1964) gegenüber der ursprünglichen 
Veranschlagung größere Ausgaben erforderte, sind erst 
im Rechnungsjahr 1965 gezahlt worden. Der Mehrbedarf 
allein hierfür belief sich auf über 4 000 000 DM. 

b) Die laufenden Kosten der Auslandsschulen erhöhten sich 
durch Preissteigerungen (Mieten, Gehälter) als Folge in- 
flationärer Entwicklungen im Ausland in nicht vorherseh- 
barem Umfang. Dies führte zu Mehrausgaben in Hohe 
von rund 2 600 000 DM. 

c) Für die Fortführung der Baumaßnahmen in Addis Abeba, 
Rom, Lüderitzbucht und Windhuk wurden nur verhält- 
nismäßig geringe Baumittel veranschlagt, da zum Zeit- 
punkt der Haushaltsaufstellung mit der Übertragung ent- 
sprechender Haushaltsreste aus dem Rechnungsjahr 1963 
gerechnet wurde. Da dies nicht vor dem Abschluß der 
Kassenbücher geklärt werden konnte, war die Über- 
nahme der Reste aber nicht mehr möglich; sie sind in 
Abgang gestellt worden. Zur Fortführung dieser Bau- 
maßnahmen mußten deshalb zusätzliche Mittel in An- 
spruch genommen werden. 

Hinzu kam der notwendige Grunderwerb für den Neubau 
der Deutschen Schule in Washington. Diese Schule war 
in gemieteten Räumen untergebracht; der Mietvertrag wurde 
zum 30. September 1965 gekündigt. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 188. Sitzung am 24. Juni 1965 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1965 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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Drucksache V/862 


Haushalts- 
Ka P- betrag 

1965 
Tit. 

DM 


An über- und 
j *) außerplan- 
I mäßigen Aus- 
| gabemittein sind 
i zugewiesen 

DM 


Begründung 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


05 02 [ 40 000,— 

308 | 


05 02 ; 355 000,— 

313 


05 02 700 000,— 

615 


05 02 4 135 000,— 

675 a 


33 532,83 Durchführung des technisch-wirtschaftlichen Austausches im 
Rahmen der deutsch-sowjetischen Vereinbarung 

Der Haushaltsansatz beruhte auf einer Kostenschätzung. Die 
konkreten Austauschvorhaben verursachten jedoch höhere 
Ausgaben. Den Austauschreisen lagen die mit dem zustän- 
digen sowjetischen Staatskomitee geschlossenen Verein- 
barungen zugrunde, wie sie in Artikel X der deutsch-sowje- 
tischen Kulturvereinbarung vorgesehen sind. 

Die auf internationaler Verpflichtung beruhende Mehr- 
ausgabe war unvorhersehbar und unabweisbar. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

37 999,64 Errichtung und Unterhaltung deutscher Seemannsheime im 
Ausland 

Die termingebundene Fertigstellung des deutschen See- 
mannsheimes in Duala verursachte unter Berücksichtigung 
der Preissituation in Kamerun höhere Baukosten als ur- 
sprünglich veranschlagt. Die unvorhergesehenen Mehr- 
kosten waren unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1965 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

121 898,22 Beitrag an die Wirtschaftskommission der Vereinten Natio- 
nen für Europa (ECE) 

Die ECE konnte zur Zeit der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 noch keine Angaben über die Ausgabenhöhe 
im Jahre 1965 machen. Der deutsche Beitrag wurde deshalb 
zunächst in Höhe des Vorjahresansatzes veranschlagt. Die 
Mittel reichten jedoch zur Erfüllung der sich später erge- 
benden deutschen Beitragsverpflichtung nicht aus. 

Da es sich um eine internationale Rechtsverpflichtung han- 
delt, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

2 537 996,25 Beitrag an die Organisation der Vereinten Nationen für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) 

Die Höhe des deutschen Beitrags für 1965 war bei Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1965 noch nicht zu über- 
sehen. Nachdem auf der 13. Generalkonferenz der UNESCO 
der deutsche Beitragsanteil von 5,44 auf 6,97 v. H. des Ge- 
samthaushalts der UNESCO erhöht worden ist, ergab sich 
zwangsläufig eine Beitragsverpflichtung, die nur mit Hilfe 
überplanmäßiger Mittel erfüllt werden konnte. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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An über- und 

Haushalts- 

*) außerplan- 

betrag 

! mäßigen Aus- 

1965 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

| DM 


Begründung 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


05 02 
675 b 


19 000 — 


47 374, — 


Beitrag zur Internationalen Studienzentrale für die Erhal- 
tung und Restaurierung von Kulturgut 


Die Bundesrepublik Deutschland trat der Internationalen 
Studienzentrale am 30. Oktober 1964 bei. 

Seit der Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 1965 ist die 
Satzung der Studienzentrale hinsichtlich der Höhe der Bei- 
träge geändert worden. Sie bestimmt jetzt, daß der Jahres- 
beitrag der Mitgliedstaaten jeweils ein Prozent des 
UNESCO-Beitrags dieser Staaten beträgt. 

Da die Bundesrepublik auf Grund ihres Beitritts rechtlich 
zur Beitragsleistung verpflichtet ist, war die Bereitstellung 
überplanmäßiger Mittel unabweisbar. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


05 02 
676 b 


66 500 — 


05 02 
678 


| 

1 236 500 — ! 


16 997,50 


Förderung der UNESCO-Arbeit in der Bundesrepublik (Zu- 
schüsse an die UNESCO-Institute der Jugend und für Päda- 
gogik) 


Auf Grund der schwierigen finanziellen Lage, in der sich das 
Hamburger UNESCO-Institut für Pädagogik wegen des 
Überganges zu dem ab 1966 geplanten neuen Status be- 
fand, mußte ihm die UNESCO statt der für 1965 vorge- 
sehenen Zahlung von 35 000 Dollar die Summe von 52 000 
Dollar überweisen. Da die Bundesrepublik Deutschland ver- 
pflichtet ist, einen Anteil in Höhe von 25 °/o der UNESCO- 
Leistung zu zahlen und dieser Anteil benötigt wird, um das 
Defizit des Instituts zu decken, war eine überplanmäßige 
Ausgabe unabweisbar. Sie konnte nicht vorhergesehen wer- 
den. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


106 237,91 


Beitrag an die Westeuropäische Union (WEU) 


Die Grundlagen der Beitragsberechnung haben sich im 
Laufe des Rechnungsjahres 1965 durch Nachtragshaushalte 
für die WEU und die WEU-Versammlung geändert. 

Der sich daraus ergebende höhere deutsche Kostenanteil — 
auf Grund der deutschen Mitgliedschaft eine internationale 
rechtliche Verpflichtung — machte die Bereitstellung über- 
planmäßiger Mittel notwendig. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


05 02 
apl. 950 


*) 63 800,— 


Vorbereitungskosten für die Dritte Deutsche Afrika-Woche 
1966 


Die Deutsche Afrika-Gesellschaft wird von Anfang Mai bis 
Ende Juni 1966 die „Dritte Deutsche Afrika-Woche" durch- 
führen. Dadurch werden voraussichtlich — einschließlich der 
Vorbereitungskosten — Gesamtausgaben in Höhe von 
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05 02 
970 


i 


05 02 
apl. 971 


| 

I 

i 
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652 800 DM entstehen. Sie werden in voller Höhe vom 
Bund getragen. 

Im Entwurf des Haushaltsplans für 1966 sind 589 000 DM für 
diesen Zweck veranschlagt worden. Mittel für die bereits 
1965 entstandenen Vorbereitungskosten in Höhe von 
63 800 DM mußten außerplanmäßig bereitgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 305 (21 200 DM), 

Kap. 23 02 Tit. 332 (21 300 DM), 

zu Lasten des Gesamthaushalts (21 300 DM). 


2 727 493,01 


Kosten von Staatsbesuchen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 


Es handelt sich um unvorhersehbare Ausgaben, die durch 
den Staatsbesuch 


S. M. des Königs von Jordanien (25. November bis 3. De- 
zember 1964), des Herrn Staatspräsidenten von Korea 
(7. bis 14. Dezember 1964), des Herrn Präsidenten der 
Republik Niger (6. bis 17. März 1965), des Herrn Präsi- 
denten der Somalischen Republik (6. bis 15. April 1965), 
I. M. der Königin des Vereinigten Königreichs von Groß- 
britannien und Nordirland (18. bis 28. Mai 1965), des 
Herrn Präsidenten der Italienischen Republik (6. bis 
10. Juli 1965), des Herrn Präsidenten der Republik Chile 
(19. bis 22. Juli 1965), S. M. des Königs von Marokko 
(29. November bis 1. Dezember 1965) und des Herrn Prä- 
sidenten der Bundesrepublik Kamerun (1963/Restbetrag) 

in der Bundesrepublik Deutschland zwangsläufig entstan- 
den sind. Die Aufwendungen für Staatsbesuche lassen sich 
im voraus nicht übersehen. Die Mittel werden deshalb im 
Einzelfall überplanmäßig bereitgestellt. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1965 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


') 30 635,46 


Kosten des offiziellen Besuches des dänischen Ministerprä- 
sidenten Krag in der Bundesrepublik Deutschland 


Der dänische Ministerpräsident hat in der Zeit vom 9. bis 
12. Juni 1965 dem Herrn Bundeskanzler einen offiziellen 
Besuch abgestattet. 

Für diesen Zweck waren im Haushalt des Auswärtigen 
Amts keine Mittel veranschlagt. Die Mittel für die unvor- 
hergesehenen und unabweisbaren Kosten mußten deshalb 
außerplanmäßig bereitgestellt werden. 

Ausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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56 636,67 Unterhaltung der Gebäude 

Die Kosten für die erstmalige bauliche Herrichtung bzw. für 
die bauliche Unterhaltung der Liegenschaften im Ausland 
— insbesondere auch bei den angemieteten Liegenschaften 
der Vertretungen in den Ostblockstaaten — sind so stark 
angestiegen, daß die veranschlagten Mittel nicht ausreichten. 

Der Mehrbedarf war unabweisbar und konnte bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorherge- 
sehen werden. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1965 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 829. 

13 867,75 Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 

Infolge der Verlagerung von Ausgaben für Umbauten im 
Zusammenhang mit der Anmietung von Dienstgebäuden, 
Dienstwohngebäuden und Dienstwohnungen von Tit. 829 
auf Tit. 205 - — vor allem in Gegenden mit schlechten Wohn- 
verhältnissen im afrikanisch-asiatischen Raum — haben die 
veranschlagten Mittel nicht ausgereicht. 

Der Mehrbedarf war unabweisbar und konnte bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorherge- 
sehen werden. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1965 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 829. 

1 005 783,69 Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Im Rechnungsjahr 1965 konnten die Mietverträge im Ausland 
in vielen Fällen nur bei Zahlung einer wesentlich höheren 
Miete verlängert werden. Bei einigen Neuanmietungen in 
den Ostblockstaaten und in Afrika mußten zudem größere 
Mietvorauszahlungen geleistet werden. Außerdem haben 
sich die erheblichen Preissteigerungen in der ganzen Welt 
spürbar auf die Hausbewirtschaftungskosten ausgewirkt. Die 
veranschlagten Mittel reichten deshab nicht aus. 

Der Mehrbedarf war unabweisbar und konnte bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorherge- 
sehen werden. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

100 338,04 Reisekostenvergütungen (Heimaturlaubsreisen) 

i Nach der Heimaturlaubsverordnung haben die Bediensteten 
j und ihre Familienangehörigen einen Rechtsanspruch auf Er- 


12 



Drucksache V/862 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 



An über- und 

Haushalts- 

*) außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1965 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Begründung 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


stattung der Kosten der Heimaturlaubsreisen. Die Neufas- 
sung dieser Verordnung vom 20. Dezember 1963 bewirkte 
erhöhte Ausgaben, die bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 nicht in vollem Umfang vorhergesehen wer- 
den konnten. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


05 03 


640 000, 


193 636,61 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


299 


Die Mehrausgabe ist auf die bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1965 in der Höhe nicht vorauszusehenden 
Kursverluste zurückzuführen, die durch die Abwertung der 
Währungen in den verschiedensten Ländern entstanden 
sind. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


05 03 
323 


180 000 — 


349 926,01 


Aufwendungen auf Grund von Schutzmachtverträgen 


Der Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu Staaten im 
Nahen Osten und in Nordafrika machte den Abschluß neuer 
Schutzmachtvereinbarungen erforderlich. Dadurch sind die 
Ausgaben so stark angestiegen, daß die veranschlagten 
Mittel nicht ausreichten. 

Der Mehrbedarf war unabweisbar und konnte bei der Auf- 
i Stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen 
i werden. 

i Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1965 ist bestimmt 
| worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
I findet. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


05 03 
700 


1 000 000 ,— 


479 345,46 


Erwerb von bebauten Grundstücken für die räumliche Un- 
terbringung der Vertretungen des Bundes im Ausland und 
für die Beschaffung von Dienstwohnungen für Botschafter, 
Gesandte und Ständige Geschäftsträger, soweit nicht unter 
Titel 711 und folgende besonders veranschlagt 


Infolge des Erwerbs eines bebauten Grundstücks in Tel 
Aviv als Dienstgebäude für die dortige Botschaft reichten 
die veranschlagten Mittel nicht aus. 

Der Mehrbedarf war unabweisbar und konnte bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorherge- 
sehen werden. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1965 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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(05 03) 

(710) 
1962 
— Rech- 
nungs- 
jahr 


70 983,88 Neubauten, größere Um- und Erweiterungsbauten, sowie 
Erwerb von unbebauten und bebauten Grundstücken für die 
räumliche Unterbringung der Vertretungen des Bundes im 
Ausland und für die Beschaffung von Dienstwohnungen für 
Botschafter und Gesandte 

Im Hinblick darauf, daß gegen Ende des Rechnungsjahres 
1963 die bei Kap. 05 03 Tit. 710 veranschlagten Baumaßnah- 
men im wesentlichen beendet waren und angenommen 
werden konnte, daß größere Restzahlungen nicht mehr zu 
erwarten seien, wurden von dem damals bestehenden Aus- 
gaberest 500 000 DM in Abgang gestellt und nur noch 
47 063,70 DM in das Rechnungsjahr 1964 und später nach 
1965 übertragen. Im Rechnungsjahr 1965 mußte jedoch noch 
eine größere Baurechnung bezahlt werden, so daß der zur 
Verfügung stehende Rest nicht ausreichte. 

Der Mehrbedarf war unabweisbar und konnte bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorherge- 
sehen werden. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1965 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


05 03 | 



778 I 


1 913 800,— 



05 03 ! 3 000 000,— j 

„ : | 

779 j 


288 522,23 Neubau eines Dienstgebäudes für die Botschaft, eines Dienst- 
Vorgriff) Wohngebäudes für den Botschafter und von Dienstwohnun- 
gen in Wien (einschließlich Abbrucharbeiten), Restbetrag 

Die Mehrausgabe ist auf eine schnellere Abwicklung des 
Bauvorhabens zurückzuführen, die nicht vorauszusehen war. 
i Auf Grund abgeschlossener Leistungsverträge und wegen 
der zu beachtenden Wirtschaftlichkeit konnte die Bezahlung 
angefallener Rechnungen nicht zurückgestellt werden. 

Bei dieser Ausgabe handelt es sich um einen Vorgriff ge- 
mäß § 30 Abs. 3 RHO, der durch entsprechende Haushalts- 
mittel des nächsten Rechnungsjahres vorweg gedeckt wird. 


1 500 000, — Bauliche Instandsetzung und Umbau des von der FranzÖsi- 

(Vorgriff) sehen Regierung zurückgegebenen ehemals reichseigenen 
Dienst- und Dienstwohngebäudes in ein Dienstwohngebäude 
für den Botschafter in Paris — 1. Teilbetrag — 

Die Mehrausgabe ist auf eine schnellere Abwicklung des 
Bauvorhabens zurückzuführen, die nicht vorauszusehen war. 

| Auf Grund abgeschlossener Leistungsverträgo und wegen 
der zu beachtenden Wirtschaftlichkeit konnte die Bezahlung 
! angefallener Rechnungen nicht zurückgestellt werden. 

Bei dieser Ausgabe handelt es sich um einen Vorgriff ge- 
mäß § 30 Abs. 3 RHO, der durch entsprechende Haushalts- 
1 mittel des nächsten Rechnungsjahres vorweg gedeckt wird. 
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05 03 
850 


750 000, 


05 03 
870 


230 000,- 


05 04 


675 


3 750 000, 


77 488,83 Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 

(Voi griff) oj e Mehrausgabe ist in der Hauptsache darauf zurückzu- 
| führen, daß die im Rahmen des Ersatzbeschaffungspro- 
i gramms vorgesehene Aussonderung der Fahrzeuge früher 
vorgenommen werden mußte als ursprünglich angenom- 
men worden ist. Es handelt sich um ältere Kraftfahrzeuge, 
bei denen größere Instandsetzungen notwendig geworden 
wären, die in keinem angemessenen Verhältnis zum Wert 
der Wagen gestanden hätten. Zudem mußten für die neu 
errichteten Vertretungen in Tel Aviv und Aden erstmalig 
Fahrzeuge beschafft werden. 

Diese Entwicklung war bei der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1965 nicht vorauszusehen. Ein Hinausschie- 
ben der Maßnahme war aus wirtschaftlichen Gründen nicht 
möglich. 

Bei dieser Ausgabe handelt es sich um einen Vorgriff ge- 
mäß § 30 Abs. 3 RHO, der durch entsprechende Haushalts- 
mittel des nächsten Rechnungsjahres vorweg gedeckt wird. 


82 397,75 Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegenständen, Ge- 
(Vorgriff) schäfts- und Bürobedarf für die Vertretungen des Bundes 
im Ausland 

Infolge der Neueinrichtung der Botschaft Tel Aviv und des 
Konsulats Aden und der damit verbundenen Beschaffung 
von Einrichtungsgegenständen sowie von Geschäfts- und 
Bürobedarf für diese Vertretungen reichten die veranschlag- 
ten Mittel nicht aus. 

Der Mehrbedarf war unabweisbar und konnte bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorherge- 
sehen werden. 

Bei dieser Ausgabe handelt es sich um einen Vorgriff ge- 
mäß § 30 Abs. 3 RHO, der durch entsprechende Haushalts- 
mittel des nächsten Rechnungsjahres vorweg gedeckt wird. 


51 223,99 


Beitrag des Bundes an den Europarat 


Mit Resolution (64) 1 haben die Ministerbeauftragten des 
Europarats am 17. März 1964 beschlossen, den Ausschuß 
„Europäisches Arzneibuch" zu schaffen und den Entwurf 
eines Übereinkommens zur Ausarbeitung eines europäischen 
Arzneibuches im Rahmen des Teilabkommens auf sozialem 
Gebiet erstellen zu lassen. Das Übereinkommen wurde am 
22. Juli 1964 in Slraßburg zur Unterzeichnung aufgelegt 
und am 22. Juni 1965 vom deutschen Vertreter beim Euro- 
parat für die Bundesrepublik Deutschland unter Vorbehalt 
der Ratifikation unterzeichnet. Für die sich hieraus erge- 
bende Zahlungsverpflichtung reichten die veranschlagten 
Mittel nicht aus. Der Mehrbedarf war unabweisbar und 
konnte bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 
nicht vorhergesehen werden. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1965 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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06 01 

300 000,— 

| 39 969,67 


Begründung 


203 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunkgebühren 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, 


a) weil die Dienstgeschäfte des Bundesministeriums des 
Innern, insbesondere die der Abt. VII (Zivile Verteidi- 
gung) gegenüber dem Vorjahr erheblich zugenommen 
haben, so daß sich die Ausgaben für Porto- und Fern- 
sprechgebühren wesentlich erhöhten, 


b) weil wegen der Verlegung der Vorprüfungsstelle und 
weiterer Referate des Bundesministeriums des Innern 
in das neu angemietete Gebäude Bonn, Mittelpfad 7, 
der Einbau einer zusätzlichen Fernsprechzentrale erfor- 
derlich geworden ist, 

c) weil aus Sicherheitsgründen die Einrichtung einer Fern- 
sprechanlage in einen Dienstkraftwagen erforderlich war. 


Der Mehrbedarf war unvorhergesehen, weil bei Aufstel- 
lung des Haushalts nicht mit den zur Aufrechterhaltung 
eines ordnungsmäßigen Dienstbetriebes für erforderlich ge- 
haltenen Maßnahmen gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 322. 


06 01 
217 


50 000 — 


38 041,50 


Umzugskostenvergütimgen und Umzugskostenbeihilfen 


Die Mehrausgabe ist entstanden, weil das Bundesumzugs- 
kostengesetz vom 8. April 1964 verschiedene Verbesserungen 
allgemeiner Art (Erhöhung der Pauschbeträge, Reisekosten 
zur Vorbereitung und Durchführung des Umzuges, Ofenbe- 
schaffungsbeiträge) enthält, die erst im Rechnungsjahr 1965 
voll zur Auswirkung kamen. Außerdem führten die am 
1. Oktober 1964 in Kraft getretenen Mietbeitragsrichtlinien zu 
weiteren Mehrausgaben. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Zahlungen auf 
Grund gesetzlicher Bestimmungen geleistet werden mußten; 
sie konnte bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 
nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 322. 


06 01 
219 


40 000,— 

I 

i 


16 624,34 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Die Mehrausgabe ist auf den Abschluß der Rechtsstreitigkei- 
ten betr. Villa Massimo in Rom zurückzuführen. Sie war un- 
abweisbar, weil die Zahlung der Anwalts- und Gerichts- 
kosten auf Rechtsverpflichtung beruht. Der Mehrbedarf war 


16 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/862 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- j 

Begründung 

Tit. 

1965 

gabemittein sind 
zugewiesen 


DM 

DM 



noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vor- 
herzusehen, weil die Höhe der zu zahlenden Gebühren nicht 
bekannt war und bei der Kompliziertheit des italienischen 
Gebührenrechts auch nicht annähernd geschätzt werden 
konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 322. 


06 02 
606 


710 000,— 


50 300,— 


Dotationen des Bundes für die derzeitigen bischöflichen Ver- 
waltungen der ostdeutschen Diözesen jenseits der Oder und 
Neiße sowie für die kirchenregimentlichen Zwecke der Evan- 
gelischen Kirche der Union für das obengenannte Gebiet 


1. Nach der zwischen dem Bund und der Katholischen Kirche 
getroffenen Vereinbarung aus dem Jahre 1963 werden 
künftige Gehaltserhöhungen für Beamte und Angestellte 
des Bundes bei der Bemessung der Dotationsbeträge ent- 
sprechend berücksichtigt, wenn auch die Pfarrerbesoldung 
der Erzdiözese Köln entsprechend angehoben wird. 
Nachdem die Pfarrerbesoldung in der Erzdiözese Köln 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1964 erhöht worden ist, 
mußte auch die Dotation des Bundes an die Katholische 
Kirche ab 1. Januar 1965 erhöht werden. Der Jahresbe- 
trag für die Katholische Kirche erhöhte sich dadurch für 
das Rechnungsjahr 1965 von 390 000 DM um 22 300 DM 
auf 412 300 DM. 

2. Durch Abkommen vom 8./20. Mai 1964 ist für die Evan- 
gelische Kirche der Union ein neuer Grundbetrag (Pau- 
schalbetrag) von 320 000 DM festgesetz worden. In 
dem Grundbetrag sind 310 000 DM für Personalkosten 
enthalten. Auf Grund der Gehaltserhöhungen für Be- 
amte und Angestellte des Bundes war auch der Personal- 
kostenanteil der Dotation um rund 9% = rund 28 000 DM 
zu erhöhen. Der Jahresbetrag für die Evangelische Kirche 
erhöhte sich damit von 320 000 DM auf 348 000 DM (da- 
von 338 000 DM Personalkosten). 

Die Mehrausgabe konnte bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 nicht vorhergesehen werden, da die An- 
hebung der Bezüge nicht bekannt war; sie war auf Grund 
der Vereinbarungen aus rechtlichen Gründen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 711. 


06 02 
657 a 


57 665 000,— 


4 881 794,— 


Zuschüsse auf dem Gebiet des Bildungswesens (Studenten- 
förderung) 


Nach dem Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Län- 
dern zur Förderung von Wissenschaft und Forschung vom 
4. Juni 1964 sind die Mittel für die Durchführung der allge- 
meinen Studentenförderung nach dem Honnefer Modell ein- 
schließlich der hierfür erforderlichen Verwaltungskosten des 
Deutschen Studentenwerkes e. V. in Bonn von Bund und 
Ländern gemeinsam unter Berücksichtigung der von den 
i Ländern gewährten Gebührenerlaßquote je zur Hälfte auf- 
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i 


06 02 | 
660 | 


9 105 100 f — 


zubringen. Der für das Rechnungsjahr 1965 für die Förde- 
rung nach dem Honnefer Modell veranschlagte Betrag 
reichte nicht aus, den Anteil des Bundes zu decken. 

Der erhöhte Mittelbedarf für die Förderung nach dem Hon- 
nefer Modell für das Rechnungsjahr 1965 hat seine Ursache 
in der 1964 wirksam gewordenen, den einzelnen Studenten 
aber erst im Laufe des Jahres 1964 bekanntgewordenen 
Änderung der Richtlinien für die Studienförderung. Die Richt- 
linienverbesserungen sind den Studenten so spät bekannt 
geworden, daß sie erst bei der Förderung für das Winter- 
semester in Anspruch genommen wurden. Diese Förde- 
rungsanträge konnten von den örtlichen Studentenwerken 
zum größten Teil aber erst Anfang 1965 bearbeitet werden, 
so daß ihre finanziellen Auswirkungen erst im Rechnungs- 
jahr 1965 in Erscheinung traten. 

Die Mehrausgabe konnte bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 nicht vorhergesehen werden. Sie war auf 
Grund des Verwaltungsabkommens aus rechtlichen Gründen 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 25. 


450 667,63 


Förderung der Kultur, soweit es sich um eine repräsentative 
Vertretung des Bundes oder um die Wahrung von Belangen 
gesamtdeutscher oder internationaler Bedeutung handelt 


Der für das Orchester Philharmonia Hungarica veranschlagte 
Bundeszuschuß reichte nicht aus, die Kosten des Orchesters 
im Rechnungsjahr 1965 zu decken. Um die Existenz des 
Orchesters nicht zu gefährden, mußten zusätzliche Bundes- 
mittel bereitgestellt werden. Wäre der Bundeszuschuß nicht 
bereitgestellt worden, hätte das Orchester aufgelöst werden 
müssen. Die Bundesregierung hat sich durch Kabinettbe- 
schluß vom 20. Juni 1962 grundsätzlich bereiterklärt, die für 
die Wirtschaftliche Existenz des Orchesters notwendige 
finanzielle Hilfe für die Folgezeit aufzubringen. 

Die Mehrausgabe war daher zur Deckung der laufenden 
Kosten des Orchesters unabweisbar und konnte bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergese- 
hen werden. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 710. 


06 02 | 19 320 000, — 

677 a 


1 806 671,85 


Aufwendungen für Fiirsorgezwecke (Leistungen auf Grund 
rechtlicher Verpflichtungen des Bundes) 


Nach § 66 des Bundessozialhilfegesetzes vom 30. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 815) beträgt der Anteil des Bundes 
50 v. H. der Aufwendungen der überörtlichen Träger der 
Sozialhilfe für Tuberkulosehilfe. Die Aufwendungen der 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe sind im Rechnungsjahr 
1965 wegen Erhöhung der Regelsätze und Pflegesätze sowie 
durch zunehmende Maßnahmen zur Verbesserung der Wohn- 
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Verhältnisse erheblich gestiegen. Dadurch erhöhte sich 
zwangsläufig auch der Bundesanteil. Die Mehrausgabe war 
bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vor- 
herzusehen. 

Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 300. 

467 496, 1 1 Aufwendungen für Fürsorgezwecke (Zuschüsse und Beihilfen) 

Es hat sich als unabweisbar erwiesen, die aus der SBZ in 
die Bundesrepublik eingereisten Rentner, die zum großen 
Teil sehr alt und hilfsbedürftig sind, durch die Wohlfahrts- 
verbände angemessen zu betreuen. Die Maßnahmen er- 
streckten sich auf die Betreuung der Reisenden in den Inter- 
zonenzügen, auf Umsteigehilfen — - Krankenfahrzeuge und 
Tragesitze — und Hilfen bei der Gepäckbeförderung sowie 
auf die Verabreichung von Mahlzeiten. 

Die Maßnahme war bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1965 nicht vorherzusehen, da das Passierscheinabkom- 
men erst im September 1964 abgeschlossen worden ist. 
Gemäß § 2 Abs. 1 Ilaushaltsgesetz 1965 ist bestimmt wor- 
den, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

| Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 300. 

*) 250 000, — Zuschuß für den Ankauf eines Grundstücks für den Ver- 
waltungsbau der Deutschen Bibliothek in Frankfurt (Main) 

Für den Verwaltungsbau der Deutschen Bibliothek in Frank- 
furt (Main) mußten zwei neben dem bisherigen Grund- 
stück der Deutschen Bibliothek liegende Grundstücke käuf- 
lich erworben werden, da es nach einem Gutachten des 
Bundesschatzministers aus Gründen der Bautechnik und Si- 
cherheit nicht möglich ist, die Verwaltungsräume im Bücher- 
turm einzurichten. An dem Kaufpreis des 816 qm großen 
Grundstücks von rund 1 200 000 DM beteiligen sich der Bund, 
das Land Hessen und die Stadt Frankfurt zu je einem Drittel. 
Da der Verkäufer auf sofortigen Vertragsabschluß drängte und 
eine Anzahlung in Höhe von 750 000 DM verlangte, mußte 
der Bundesanteil von 250 000 DM für das Rechnungsjahr 
1965 überplanmäßig geleistet werden. 

Die Mehrausgabe konnte bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 nicht vorhergesehen werden, weil der Ver- 
käufer sich erst im Spätsommer 1965 verkaufswillig zeigte. 

Sie war aus wirtschaftlichen Gründen und mit Rücksicht auf 
die steigenden Grundstückspreise unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 951 und 06 25 Tit. 710. 

*) 120 000, — Zuschuß zur Durchführung des III. Internationalen Kolping- 

tages in Köln 

In der Zeit vom 27. bis 30. Mai 1965 fand in Köln der 
III. Internationale Kolpingtag statt. Der Veranstaltung kam 
| wegen des hohen Ansehens des Kolpingwerkes im In- und 
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Ausland große politische Bedeutung zu. Es war deshalb im 
Interesse der Bundesrepublik unabweisbar, die Durchfüh- 
rung des Internationalen Kolpingtages durch einen Bundes- 
zuschuß zu unterstützen. Die Mehrausgabe konnte bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorherge- 
sehen werden, weil ein entsprechender Antrag auf Ge- 
währung einer Zuwendung erst am 8. April 1965 gestellt 
worden ist. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 710. 


06 02 
apl. 984 


*) 300 000,— 


Zuschuß für eine Sühnekirche — Karmel „Heilig Blut" und 
ein Kloster im ehemaligen KZ Dachau 


Im ehemaligen KZ Dachau ist eine Sühnekirche — Karmel 
„Heilig Blut" und ein Kloster als Gedenkstätte und Sühne- 
mal errichtet worden. Die Gesamtkosten des Bauvorhabens 
betrugen rund 3 541 000 DM und wurden durch kirchliche 
Sammlungen und Zuwendungen, Spenden und Darlehen ge- 
deckt. 

Im Hinblick auf die außergewöhnliche religiöse und poli- 
tische Bedeutung des Sühnemals war die Zahlung eines Zu- 
schusses für den Bund unabweisbar. Die Ausgabe konnte 
nicht vorhergesehen werden, weil der Antrag auf Gewäh- 
rung einer Zuwendung erst am 17. September 1964 einging 
und die Prüfung der angeforderten Unterlagen erst im März 
1965 abgeschlossen werden konnte. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 710. 


06 08 
205 


76 500,— 


49 027,50 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Der Anmeldung zum Haushaltsvoranschlag 1965 für den 
Umbau von Räumen in der Zweigstelle Berlin des Statisti- 
schen Bundesamtes, die bisher von privaten Mietern ge- 
nutzt worden sind, lag eine Kostenschätzung des zuständi- 
gen Bauamtes Nord, Berlin, vom Januar 1964 zugrunde. In 
den neuen Räumen mußte die maschinelle Aufbereitung der 
Zweigstelle untergebracht werden. Da die vorher als Läden 
genutzten Räume große Schaufenster hatten, war nach einem 
Gutachten von Professor Rödler vom Laboratorium für Ge- 
sundheitstechnik beim Institut für Wasser-, Boden- und 
Lufthygiene der Einbau einer Entlüftungs- und Kühlanlage 
erforderlich. Das Bauamt hatte bei der o. a. Kostenschätzung 
die Kosten für den Einbau einer solchen Anlage nicht be- 
rücksichtigt. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhersehbar; sie war unab- 
weisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1965 ist bestimmt wor- 
den, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 


Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 306 und Tit. 711. 
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30 000 — 
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55 600, — ; 

i 


725 000,— ; 


20 430,42 ! Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

| Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß mehr Woh- 
j nungen als ursprünglich geplant zugewiesen werden konn- 
ten und Schlußabrechnungen für im Rechnungsjahr 1964 
j durchgeführte Umzüge erst im Rechnungsjahr 1965 möglich 
| waren. 

j Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Zahlungen auf 
Grund gesetzlicher Bestimmungen zu leisten waren; sie 
konnte bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht 
vorhergesehen werden. 

i 

| Einsparung bei Kap. 06 09 Tit. 300 und Tit. 711. 


22 068, — i Anschaffung von verwaltungseigenen Kraftfahrzeugen 

! 

! Die Mehrausgabe ist auf die Beschaffung eines verwaltungs- 
! eigenen Kraftfahrzeuges (Porsche Typ 912) als Ersatz für den 
| durch Unfall schwer beschädigten und auszusondernden 
i Dienstkraftwagen — Porsche Typ 912 — zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1965 nicht vorherzusehen. Sie war zur Aufrechterhal- 
tung des Dienstbetriebes (Begleitfahrzeug des Bundeskanz- 
lers) unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1965 ist bestimmt wor- 
; den, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 309. 


32 912,39 Ergänzung der Geräte und Ausstattungsgegenstände in den 
Diensträumen 

Die im Rechnungsjahr 1965 angemieteten Räume des Ge- 
bäudeteils „Ravelin" der Festung Ehrenbreitstein werden 
als Magazinräume des Filmarchivs für die Einlagerung von 
Nitrozellulosefilmen, die bisher im Hauptgebäude des Film- 
archivs (Rheinbastion) eingelagert waren, genutzt. Für die 
Einrichtung der Magazinräume und Lagerung der Filme war 
die Beschaffung von 280 Regaleinheiten und 4 Entfeuchtern 
notwendig. 

Die Mehrausgabe war zur Einrichtung der Magazinräume 
für das Filmarchiv und tür die Auslagerung der Nitrozellu- 
losefilme aus dem Hauptgebäude (Rheinbastion) aus Sicher- 
heitsgründen für die Bediensteten und wegen der gewerbe- 
polizeilichen Bestimmungen unabweisbar. Sie konnte bei 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorherge- 
sehen werden. 

Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 300. 

12 448,34 Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Nach dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den zivi- 
! len Ersatzdienst vom 28. Juni 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 531) 
sind die Verwaltungsaufgaben des zivilen Ersatzdienstes 
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ab 1. Oktober 1965 vom Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung auf das Bundesverwaltungsamt in Köln über- 
gegangen. 

Das aus diesem Anlaß zusätzlich erforderliche Personal 
mußte in den vorher für das Bundesinstitut zur Erforschung 
des Marxismus-Leninismus angemieteten Diensträumen in 
Köln untergebracht werden. 

Die Mehrausgabe war zur Unterbringung der Bediensteten 
unabweisbar und bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1965 nicht vorherzusehen. 

Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 302. 

17 144,49 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Der Mehrbedarf ist entstanden 

1. durch Kosten für noch im Rechnungsjahr 1965 erforder- 
lich gewordene Stellenausschreibungen für Regierungs- 
inspektor- und -assistentenanwärter sowie Anwärter des 
gehobenen Bibliotheksdienstes; 

2. durch Kosten für Vorstellungsreisen aus Anlaß von zwei 
Einstellungsprüfungen der Bewerber für die Laufbahn 
des gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdienstes. 
Die Durchführung der Vorstellungsprüfung war noch im 
Rechnungsjahr 1965 notwendig, weil sich eine große 
Zahl von Bewerbern bei einem späteren Prüfungstermin 
erfahrungsgemäß bereits für einen anderen Beruf ent- 
schieden hätte. 

j Die vorstehenden Maßnahmen waren im Hinblick auf den 
Einstellungstermin 1. April 1966 unaufschiebbar. Da nicht 
genügend geeignete Bewerber als Inspektoranwärter ein- 
gestellt werden konnten, mußten zu einem späteren Zeit- 
punkt neue Ausschreibungen durchgeführt und zusätzliche 
Bewerbervorstellungen anberaumt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht mit den zusätz- 
lichen Stellenausschreibungen und den damit verbundenen 
Kosten für Vorstellungsreisen und für amtsärztliche Zeug- 
nisse bei Einstellungen gerechnet werden konnte. Sie war 
unabweisbar, weil der Bund zur Erstattung der Auslagen für 
Vorstellungsreisen verpflichtet ist. Die Kosten waren zur 
Sicherstellung und Fortführung der Ausbildung des Beam- 
tennachwuchses unvermeidbar. 

Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 101. 

54 980,57 Kosten der Ausbildung von nichttechnischen Beamtenan- 
wärtern 

Das Bundesverwaltungsamt ist Ausbildungsbehörde für den 
gehobenen nichttechnischen Dienst in der allgemeinen und 
inneren Verwaltung des Bundes, für den gehobenen Biblio- 
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1 000 000 ,— 


372 000,— 

! 

| 


theksdienst des Bundes und nach Erlaß der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung vom 13. Mai 1965 — GMB1 S. 122 — 
auch Ausbildungsbehörde für den mittleren Dienst in der 
allgemeinen und inneren Verwaltung des Bundes. Die Mehr- 
ausgabe ist durch die Erhöhung der Sätze der Reisekosten- 
j Vergütung und des Trennungsgeldes im Laufe des Jahres 
1965, durch die Aufnahme der Ausbildung des mittleren 
Dienstes in der allgemeinen und inneren Verwaltung des 
Bundes sowie durch den Zugang weiterer Beamtenanwärter 
für den gehobenen nichttechnischen Dienst in der allgemei- 
nen und inneren Verwaltung des Bibliotheksdienstes des 
Bundes entstanden. 

Der Mehrbedarf konnte bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 nicht vorhergesehen werden. Die Mehraus- 
gabe war im Interesse des Bundes unabweisbar, da ein 
großer Bedarf an Nachwuchskräften besteht, der auf andere 
Weise nicht gedeckt werden kann. 

Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 609. 


398 026,06 


Maßnahmen zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten im Ver- 
kehr mit Berlin 


Der Mehrbedarf ist durch zunehmende Inanspruchnahme 
der Zuschüsse zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten im 
Verkehr nach und von Berlin entstanden. Die Mehrausgabe 
war unabweisbar, weil der Bund zur Gewährung der Flug- 
kostenzuschüsse an die gefährdeten Bediensteten und deren 
Familienangehörige aus Gründen der dienstlichen Fürsorge- 
pflicht gehalten ist. Sie war unvorhergesehen, weil bei der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 mit einer über 
den geschätzten Bedarf hinausgehenden Inanspruchnahme der 
Zuschüsse nicht gerechnet werden konnte. 

Gemäß § 2 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1965 ist bestimmt worden, 
daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 302 und Tit. 609 


19 396,73 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Mehrbedarf durch Neufestsetzung der Miete für die in Frank- 
furt (Main), Mainzer Landstraße 147, gelegenen Diensträume 
des Instituts für Angewandte Geodäsie in Frankfurt (Main) 
ab 1. Juli 1965, durch Erhöhung der Kosten für Boden- und 
Glasreinigung sowie Bewachung, durch Erhöhung des Was- 
sergeldes und der Brennstoffpreise sowie infolge Mehrver- 
verbrauchs an Strom und Heizung. 


Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil es sich um Leistun- 
gen auf Grund rechtlicher Verpflichtungen handelte, die zur 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes notwendig waren. Sie 
war unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 mit der Neufestsetzung der Miete bzw. Er- 
höhung der sonstigen Hausbewirtschaftungskosten nicht ge- 
rechnet werden konnte. 


Einsparung bei Kap. 06 16 Tit. 400. 
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06 19 
217 


30 000 — 


70 902,39 Umzugskostenvergütung und Umzugskostenbeihilfen 

Der Mehrbedarf für Umzugskostenvergütungen ist auf die 
Zuweisung einer größeren Anzahl von Wohnungen für die 
Bediensteten des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungs- 
schutz zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da die anfallenden 
Umzugskosten von der Zuweisung von Wohnungen abhängig 
sind und bei dem Personalbestand im voraus nicht genau 
berechnet werden können. Sie war unabweisbar, weil die 
Umzugskosten auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen ge- 
zahlt werden müssen. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 300. 


06 19 
956 


7 000 000,— 




1 394 385,86 


Fernmeldetechnische Einrichtungen über Drahtverbindungen 
— 11. Teilbetrag — 


Die bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1962 bewilligten, 
aber nicht verbrauchten Mittel sind nicht als Ausgabereste 
übertragen, sondern in Abgang gestellt worden. Die Ab- 
wicklung der verbliebenen Verpflichtungen mußte in die 
folgenden Rechnungsjahre übernommen werden. Im Rech- 
nungsjahr 1965 waren daher rechtliche Verpflichtungen von 
rund 9 100 000 DM einzulösen, von denen 4 100 000 DM aus 
den Vorjahren stammen und 5 000 000 DM auf den für 
1965 erteilten Bindungsermächtigungen beruhen. 


Die Mehrausgabe konnte bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 nicht vorhergesehen werden; sie war zur 
Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen unabweisbar. 
Gemäß § 2 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1965 ist bestimmt worden, 
daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 


Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 957. 


06 24 
307 


70 000,— 


31 699,96 


Einweisungslehrgänge zur Handhabung, Bedienung und 
Wartung des für die Bereitschaftspolizeien beschafften Ge- 
rätes 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil 

1. die Zahl der verheirateten Lehrgangsteilnehmer und da- 
mit die Ausgabe für Trennungsgeld und Familienheim- 
fahrten gestiegen ist (die Teilnehmer werden von den 
Ländern entsandt, so daß vorher keine genaue Kenntnis 
über den Teilnehmerkreis besteht), 

2. die Kosten der Abfindung der Lehrgangsteilnehmer nach 
Inkrafttreten des Bundesumzugskostengesetzes und der 
Trennungsgeldverordnung gestiegen ist. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil 

1. die Beamten einen Rechtsanspruch auf Abfindung haben, 

2. bei Nichtdurchführung der Lehrgänge die Kosten für den 
Ersatz der durch unsachgemäße Behandlung vorzeitig 
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06 25 525 000,— 

299 


06 25 I 100 — 

302 a I 


06 25 2 500 000,— 

305 


unbrauchbar gewordenen neuartigen Geräte höher sein 
würden als die Lehrgangskosten und 

3. die Einsatzbereitschaft der Bereitschaftspolizeien bei un- 
genügender Einweisung in Frage gestellt wäre. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 314. 

165 077,97 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Der Mehrbedarf war ausschließlich zur Erfüllung von An- 
sprüchen Dritter aus Kraftfahrzeugunfällen erforderlich (vgl. 
Nummer 1 der Erläuterungen zu Tit. 299). Die Mehrausgabe 
war unvorhergesehen, weil bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 nicht feststand, wie hoch die Schadensersatz- 
leistungen an Dritte aus Anlaß von Kraftfahrzeugunfällen 
sein würden. Sie war unabweisbar, weil die Geschädigten 
einen Rechtsanspruch auf Schadensersatz haben. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 314. 

23 037,30 Einsatzverpflegung 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß Einheiten 
des Bundesgrenzschutzes zur Hilfeleistung anläßlich des 
Lawinenunglücks auf dem Zugspitzplatt am 15. Mai 1965, 
zur Hilfeleistung anläßlich der Hochwasserkatastrophen in 
Nordrhein-Westfalen, Hessen und Bayern sowie zur Siche- 
rung der öffentlichen Ordnung in der Zeit vom 28. September 
bis 19. Oktober 1965 im Raume Hohegeiß (Harz) 
eingesetzt werden mußten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen 
werden. 

Von einer Einsparung innerhalb des Einzelplans 06 ist auf 
Grund der Erläuterungen zu Kap. 06 25 Tit. 302 a abgesehen 
worden. 

141 730,92 Sanitätswesen und Heilfürsorge 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil 

1. die Vergütungen für Leistungen der Vertragsärzte, Fach- 
ärzte und Vertrauenszahnärzte sowie die Kosten der 
Krankenhausbehandlung auf Grund neuer Gebührenrege- 
lungen rückwirkend ab 1. Juli 1965 erhöht worden sind, 

2. Bewerbungen und Einstellungen nach Novellierung des 
Wehrpflichtgesetzes (§ 42) zugenommen haben und da- 
durch Mehrkosten für fachärztliche Untersuchungen ent- 
standen sind. 

Sie war unabweisbar, weil 

1. die heilfürsorgeberechtigten Polizeivollzugsbeamten des 
BGS einen Rechtsanspruch auf unentgeltliche ärztliche 
Versorgung haben, 
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06 25 2 000 000 — 

316 


06 35 2 000 — 

299 


06 36 28 000 000 — 

305 


2. die Vergütungen der Vertrags- und Fachärzte sowie der 
Zahnärzte einschließlich der Sachleistungen auf Grund 
vertraglicher Verpflichtung gezahlt werden mußten. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 710. 

75 912,44 Berufsförderung 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil 

1. 23 Planstellen für Fachschuloberlehrer wegen des allge- 
meinen Mangels an hauptberuflichen Lehrkräften nicht 
besetzt werden konnten und daher mehr Haushaltsmittel 
für Vergütungen nebenberuflicher Lehrkräfte benötigt 
wurden; 

2. sich die Zahl der Vollzugsbeamten unerwartet erhöht 
hatte, die anstelle des Grundwehrdienstes nur 18 Mo- 
nate im BGS verbleiben und dadurch zusätzlich neben- 
berufliche Lehrkräfte beschäftigt werden mußten. 

Sie war unabweisbar, weil die Vergütungen für Lehrkräfte 
auf Grund rechtlicher Verpflichtungen des Bundes gezahlt 
werden mußten und die Beschäftigung nebenberuflicher 
Lehrkräfte zur Durchführung des Pflichtunterrichts in den 
GS-Fachschulen zwingend notwendig war. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 710. 

10 327,34 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Die Mehrausgabe ist zur Erfüllung von Schadensersatzan- 
sprüchen aus Anlaß des Verkehrsunfalles eines Kraftfahrers 
der Bundeszentrale für politische Bildung notwendig ge- 
worden. Die Kosten waren bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1965 nicht vorherzusehen. Die Zahlung war 
aus rechtlichen Gründen unabweisbar (rechtskräftiger Ver- 
gleich vom 21. Juni 1965, Landgericht Bielefeld — 7 0 65/65). 

Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 303. 

2 227 118,87 Kosten der Sozialhilfe für Zugewanderte aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone und der Stadt Berlin 

Die Kosten der Sozialhilfe für Zugewanderte aus der sowje- 
tischen Besatzungszone und der Stadt Berlin sind im Rech- 
nungsjahre 1965 stärker gestiegen, als im Zeitpunkt der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 erwartet wer- 
den konnte. Der Haushaltsansatz war geschätzt; eine zu- 
verlässige Vorausschätzung von Ausgaben der Kriegsfolgen- 
hilfe auf längere Sicht ist nicht möglich. 

Der Mehrbedarf ist vor allem dadurch eingetreten, daß die 
meisten Länder der Bundesrepublik auch im Rechnungsjahre 
1965 entsprechend der Steigerung der Lebenshaltungskosten 
die Regelsätze nach dem Bundessozialhilfegesetz erhöht 
haben. Außerdem führten die gesteigerten Hilfen in beson- 
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deren Lebenslagen sowie die zunehmenden, altersbedingten 
Pflegefälle und Anstaltsunterbringungen zu einem Mehr- 
bedarf. 

Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 300 und Tit. 960. 


06 36 
306 a 


190 000 000,— 


79 542 201,15 


Kosten der Kriegsopferfürsorge und entsprechende Leistun- 
gen (ausgenommen Darlehen) 


a) für Beschädigte und Hinterbliebene nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz 

Die Kosten der Kriegsopferfürsorge für Beschäftigte und 
Hinterbliebene nach dem Bundesversorgungsgesetz sind im 
Rechnungsjahre 1965 stärker gestiegen, als bei Aufstellung 
der Bundeshaushaltsplans 1965 erwartet werden konnte. Der 
Mehrbedarf ist u. a. auf Leistungsverbesserungen zurückzu- 
führen, die sich aus den Bestimmungen der §§ 25 bis 27 e 
des Bundesversorgungsgesetzes in der Fassung des Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Kriegsopfer- 
rechts (2. NOG) vom 21. Februar 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 85) in Verbindung mit dem Bundessozialhilfegesetz vom 
30. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 815) ergeben. Vor allem 
hat die Mehrzahl der Länder der Bundesrepublik im Rech- 
nungsjahr 1965 entsprechend der Steigerung der Lebens- 
haltungskosten auch die Regelsätze nach dem Bundessozial- 
hilfegesetz erhöht. Außerdem führten die gesteigerten Hil- 
fen in besonderen Lebenslagen und im Rahmen der Berufs- 
fürsorge zu einem Mehrbedarf. 

Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 300 (8 859 312,42 DM); im 
übrigen Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


06 36 
308 


210 000,— 


51 816,86 


Kosten der Sozialhilfe und der Unterbringung in Grenz- 
durchgangs-, Durchgangs- und Wohnlagern für Flüchtlinge 
aus Ungarn, mit Ausnahme der Aussiedler 


Die Kosten der Sozialhilfe und der Unterbringung in Grenz- 
durchgangs-, Durchgangs- und Wohnlagern für Flüchtlinge 
aus Ungarn — mit Ausnahme der Aussiedler — sind im Rech- 
nungsjahr 1965 stärker gestiegen, als im Zeitpunkt der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 erwartet wer- 
den konnte. Der Haushaltsansatz war unter Berücksichtigung 
der Ausgabenentwicklung im Rechnungsjahre 1963 geschätzt. 
Der Mehrbedarf ist in der Hauptsache auf die entsprechend 
der Steigerung der Lebenshaltungskosten erfolgte Festset- 
zung erhöhter Regelsätze nach dem Bundessozialhilfegesetz 
zurückzuführen. Außerdem führten die gesteigerten Hilfen 
in besonderen Lebenslagen sowie die zunehmenden alters- 
bedingten Pflegefälle und Anstaltsunterbringungen zu einem 
Mehrbedarf. 


Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 300. 
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06 36 
531 a 


1 1 200 000 — 


16 120 951,09 


Darlehen im Rahmen der Kriegsopferfürsorge und entspre- 
chende Darlehen 


a) für Beschädigte und Hinterbliebene nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz 

Im Rahmen der Kriegsopferfürsorge sind im Rechnungsjahr 
1965 in größerem Umfange Darlehen an Beschädigte und 
Hinterbliebene nach dem Bundesversorgungsgesetz gewährt 
worden, als im Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 zu erwarten war. Der Mehrbedarf ist auf 
Leistungsverbesserungen zurückzuführen, die sich aus den 
Bestimmungen der §§25 bis 27 e des Bundesversorgungsge- 
setzes in der Fassung des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Kriegsopferrechts (2. NOG) vom 21. Fe- 
bruar 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 85) hauptsächlich auf dem 
Gebiet der Berufsfürsorge ergeben. Einen Mehraufwand 
erforderte insbesondere auch die verstärkte Hilfe zur Mo- 
torisierung, um den Beschäftigten dem Arbeitsplatz zuzu- 
führen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


07 03 
300 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


500 000,— 


51 708,31 


Auslagen in Rechtssachen (einschließlich Reisekosten) 


Die Ausgaben in Rechtssachen beim Bundesgerichtshof er- 
gaben sich auf Grund gerichtlicher Anordnung entsprechend 
den Verfahrensvorschriften. Gegenüber den veranschlagten 
Beträgen entstanden Mehrausgaben: 


bei den Kosten der Rechtsanwälte und Patent- 
anwälte in Armensachen in Höhe von 22 500 DM 


für die Entschädigung der Zeugen und Sach- 
verständigen in Höhe von 24 200 DM 

für die Erstattung der Kosten des Bundes- 
kriminalamtes in Höhe von 84 800 DM 


zusammen 131 500 DM 


Aus den Mitteln, die für andere Maßnahmen, besonders zur 
Deckung der Kosten für die Vollstreckung von Unter- 
suchungs- und Strafhaft veranschlagt waren, konnte ein 
Betrag von rund 79 800 DM eingespart werden. Die restliche 
Mehrausgabe war unabweisbar und unaufschiebbar, weil sie 
auf Grund rechtlicher Verpflichtung geleistet werden mußte. 
Bei der Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 1965 konnten 
die Umstände nicht vorhergesehen werden, die zu der Mehr- 
ausgabe führten. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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07 05 850 000,— I 

200 


07 05 470 000,— 

203 


07 05 1 300 000,— 

206 


30 536,90 Geschäftsbedürfnisse 

Die Aufwendungen des Deutschen Patentamtes für Transport- 
und Frachtkosten sowie für Schreib- und Zeichenbedarf 
haben sich entsprechend der seit Aufstellung des Haushalts- 
voranschlags 1965 eingetretenen Teuerung und auf Grund 
des weiteren Anstiegs der Geschäftszahlen erhöht. Der 
Mehrbedarf konnte nicht durch Einsparungen bei anderen 
Maßnahmen innerhalb des Bewilligungszwecks ausgeglichen 
werden, weil die Zahl der Patentanmeldungen und Patent- 
erteilungen gestiegen ist und der übrige Sachbedarf deshalb 
nicht eingeschränkt werden konnte, ohne die Durchführung 
der Dienstaufgaben zu gefährden. Die Mehrausgabe war 
deshalb unabweisbar und unaufschiebbar. Die Umstände, auf 
denen der Mehrbedarf beruht, konnten bei Aufstellung des 
Haushaltsvoranschlags nicht vorhergesehen werden. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

25 699,80 Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
I sowie Rundfunk- und Fernsehgebühren 

§ 

; Die Aufwendungen des Deutschen Patentamtes für Porto und 
| Fernmeldegebühren haben sich entsprechend der Zahl der 
Patentanmeldungen und der damit zusammenhängenden 
Dienstgeschäfte sowie auf Grund der Änderung des Fern- 
meldegebührentarifs der Deutschen Bundespost gegenüber 
dem Voranschlag um rund 22 000 DM erhöht. Außerdem 
mußte die Fernsprechanlage des Deuschen Patentamtes ge- 
mäß § 29 Abs. 2 der Fernsprechordnung einer fernmelde- 
technischen Umstellung des Ortsfernsprechnetzes München 
angepaßt werden (rund 3700 DM). Die Maßnahmen konnten 
nicht zurückgestellt werden, um die Durchführung der 
Dienstaufgaben nicht zu beeinträchtigen. Der Mehrbedarf 
konnte durch Einsparungen innerhalb des Bewilligungs- 
zwecks oder bei anderen Bewilligungen nur teilweise ausge- 
glichen werden. Im übrigen war er unabweisbar und unauf- 
schiebbar. Bei Aufstellung des Haushaltsvoranschlags konnte 
der Mehrbedarf nicht vorhergesehen werden. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

201 249,57 Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Gegenüber den veranschlagten Mitteln entstanden Mehr- 
ausgaben für den Verbrauch an elektrischem Strom und 
für die Reinigung der Dienstgebäude und die Versorgung mit 
Wasser. Stromverbrauch und Entgelt für die Wartung der 
mechanischen und elektrischen Anlagen sind gestiegen, weil 
die Zahl der eingesetzten Geräte und Maschinen entspre- 
chend der Geschäftsbelastung zugenommen hat. Die Vergü- 
tung für die Reinigung der Dienstgebäude hat sich entspre- 
chend den Tarifänderungen für die Löhne der Gebäude- 
j reiniger erhöht. Die Maßnahmen, die zu der Mehrausgabe 
! geführt haben, konnten nicht zurückgestellt werden, um die 
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| Dienstaufgaben des Deutschen Patentamtes nicht zu beein- 
trächtigen. Die Mehrausgabe war deshalb unabweisbar und 
unaufschiebbar. Sie konnte bei Aufstellung des Haushalts- 
voranschlags 1965 nicht vorgesehen werden. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


07 05 
299 


23 000,— 


i 


36 479,10 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Dem Deutschen Patentamt sind gemäß § 13 Abs. 1 des Haus- 
haltsgesetzes 1965 insgesamt 80 neue Stellen für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter bewilligt worden. Im Hinblick auf 
die Geschäftslage des Deutschen Patentamtes war es uner- 
läßlich, diese Stellen alsbald zu besetzen. Daher mußten in 
stärkerem Umfang als bisher Stellenangebote in führenden 
Tageszeitungen veröffentlicht werden. Mit der Zahl der 
Bewerbungen oder Neueinstellungen erhöhten sich auch die 
Ausgaben für Kostenersatz bei Vorstellungsreisen sowie für 
amtsärztliche Untersuchungen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unaufschiebbar, um 
die Geschäftslage des Deutschen Patentamtes unverzüglich 
zu verbessern. Bei Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 
1965 war nicht vorhersehbar, wieviel Stellen bewilligt wer- 
den und welche personalabhängigen Sachkosten entstehen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


08 01 
215a 


08 01 
710 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


230 000,— 


60 102,56 


Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 


Mehrausgabe insbesondere infolge Erhöhung der Reise- 
kostenvergütungen nach dem Bundesreisekostengesetz vom 
20. März 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 133). Der Mehrbedarf 
war bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht 
vorherzusehen. 


Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Reisen zur 
Wahrnehmung der Aufgaben des Ministeriums unerläßlich 
waren. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


14 500, — 


62 660,15 


Erneuerung der Personen- und Lastenaufzüge sowie Einbau 
eines Aktenaufzuges im Haus IV des Bundesministeriums 
der Finanzen (Restbetrag) 


Mehrausgabe infolge der bei Durchführung der Bauarbeiten 
nachträglich erforderlichen Mehrarbeiten (notwendige Er- 
neuerung der Kabinen, der Schachttüren, der Führungsschie- 
nen, des vom techn. Überwachungsverein geforderten Ein- 
baues einer Revisionsfahrteinrichtung, aus statischen Grün- 
den geforderter größerer Dachaufbau und seine Ausführung 


30 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/862 



Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1965 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 

Tit. 


noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen - — 

in Stahlfachwerkkonstruktion, Erhöhung der Lastenaufzugs- 
kabine auf die erforderliche Höhe von 2,50 m) sowie infolge 
inzwischen eingetretener Preiserhöhungen. Die Mehrkosten 
waren nicht vorherzusehen. Um die unbedingt erforderlichen 
Aufzugsanlagen für das Dienstgebäude alsbald zur Verfü- 
gung zu haben, wurden die Ausgabemittel unabweisbar be- 
nötigt. • 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


08 04 
203 


6 112 000 ,— 


463 773,50 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanla- 
gen sowie Rundfunk- und Fernsehgebühren 

Der Ansatz reichte wegen Erhöhung der Fernsprechgebüh- 
ren nicht aus. Zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes 
war eine Verstärkung der Ausgabemittel erforderlich. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Kosten bei der 
Wahrnehmung der Verwaltungsaufgaben zwangsläufig an- 
fielen. Sie war unvorhersehbar, weil die Erhöhung der Fern- 
sprechgebühren bei der Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1965 nicht bekannt war. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


08 04 
206 a 


15 000 000 — 


2 155 866,33 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 
(Laufende Kosten) 


Mehrausgabe infolge erhöhter Kosten für Heizung, Reini- 
gung, Beleuchtung aus Anlaß von Mieterhöhungen sowie in- 
folge Anmietung weiterer Diensträume und Wohnungen für 
Dienstwohnungsinhaber und Mietzahlungen für Räume in 
landeseigenen Gebäuden, für die bisher Miete nicht gezahlt 
worden ist. Der Mehrbedarf war nicht vorherzusehen und 
unabweisbar. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


08 04 
211 


100 000,— 


11 101,72 


Neuanschaffung von Wasserfahrzeugen, schwimmenden An- 
lagen und zugehörigen Ausrüstungsgegenständen sowie Er- 
satzbeschaffungen bis zu 80 000 DM im Einzelfall 


Mehrausgabe wegen Errichtung eines Bootsanlegers bei der 
Schleuse Apach a. d. Mosel. Die ursprünglich vertretene 
Auffassung, das ein Unternehmen im Sinne des § 76 des Zoll- 
gesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) vor- 
handen sei und den Anleger der Zollverwaltung gegen eine 
laufende Vergütung zur Verfügung zu stellen habe, trifft 
nicht zu. Die Zollverwaltung hat die Kosten des für die 
Zollabfertigung unerläßlichen Anlegers selbst zu tragen. Die 
Ausgabe war unabweisbar. Sie war auch unvorhergesehen, 
da bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 aufgrund 
der damals vertretenen Rechtsauffassung eine Verpflichtung 
der Zollverwaltung zur Bestreitung der Kosten für den An- 
leger nicht bekannt war. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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3 200 000 — 


4 000 000,- 


1 128 281,20 | Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

i Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß mehr Um* 
j züge durchgeführt worden sind, als bei der Aufstellung des 
; Bundeshaushaltsplans 1965 erwartet worden ist. Außerdem 
I haben die nach dem Bundesumzugskostengesetz vom 8. April 
j 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 253) im einzelnen zu gewähren- 
i den Vergütungen erheblich über dem geschätzten Durch- 
schnitt gelegen. Ferner sind erhebliche Ausgaben durch die 
Gewährung von Mietbeiträgen an Bundesbedienstete mit An- 
spruch auf Trennungsgeld entstanden, für die Ausgabe- 
mittel nicht veranschlagt waren. Die Mehrausgabe war daher 
unvorhergesehen. Sie war unabweisbar, da auf Gewährung 
der Umzugskostenvergütung und des Mietbeitrages ein 
Rechtsanspruch besteht. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


334 296,31 Kosten der Ausbildung der Verwaltungsangehörigen 

Mehrausgabe infolge erhöhter Kosten der Unterbringung in 
! angemieteten Heimen und durch höhere reisekostenrechtliche 
i Abfindungen in Auswirkung des Bundesreisekostengesetzes 
vom 20. März 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 133). Die Mehr- 
ausgabe war bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 
nicht vorherzusehen. Sie war unabweisbar, um die dringend- 
sten Ausbildungsmaßnahmen, insbesondere für die Nach- 
wuchskräfte, durchführen zu können. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


*) 120 000 ,— 


Betriebsmittelzuführung an die Zollkleiderkasse 


Die Zollkleiderkasse hat die Aufgabe, die zum Tragen von 
Dienstkleidung verpflichteten Beamten der Zollverwaltung 
mit einheitlicher, guter und preiswerter Dienstkleidung zu 
versorgen. Die liquiden Mittel der Zollkleiderkasse reichten 
nicht aus, um diese Aufgabe in vollem Umfang zu erfüllen. 
Es war deshalb notwendig, der Kleiderkasse Betriebsmittel 
zuzuführen, die zurückgezahlt werden, sobald sich aus den 
laufenden Einnahmen ein ausreichendes Betriebskapital ge- 
bildet hat. Die unvorhergesehene Ausgabe war zur Erfüllung 
der Zahlungsverpflichtungen der Zollkleiderkasse zum 
Jahresschluß unabweisbar. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


440 000,— | 

i 


i 


51 683,52 Neubau eines Dienstgebäudes für das Zollamt Bremen-Uber- 
(Vorgriff) Seehafen mit Grenzabfertigungseinrichtungen — 2. Teil- 
betrag — 

! Das Bauvorhaben ist infolge günstiger Wetterverhältnisse 
und durch Winterbaumaßnahmen früher bezogen worden, 

| als ursprünglich angenommen worden ist. Es war daher ein 
Vorgriff auf die im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 1966 
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veranschlagten Ausgabemittel erforderlich. Mit dem schnel- 
len Baufortschritt war nicht gerechnet worden. Die Mehr- 
ausgabe war daher unvorhergesehen und unabweisbar. 


250 000,— 


76 309,59 Neubau eines Dienstgebäudes für das Hauptzollamt Krefeld 
(Vorgriff) — 1* Teilbetrag — 

Das Bauvorhaben ist durch schnelle und wirtschaftliche Bau- 
ausführung sowie infolge günstiger Wetterverhältnisse vor- 
zeitig fertiggestellt worden, so daß ein Vorgriff auf die für 
das Rechnungsjahr 1966 veranschlagten Ausgabemittel er- 
forderlich war. Der zügige Baufortschritt konnte nicht vor- 
hergesehen werden. Die Mehrausgabe war wegen der auf 
Grund einer Bindungsermächtigung erteilten Aufträge unab- 
weisbar. 


475 000,— 


131 409,35 Neubau eines Dienstgebäudes für das Zollamt Neuhaus a. R. 

(Vorgriff) — 3. Teilbetrag — 

Das Bauvorhaben konte infolge günstiger Wetterverhältnisse 
und zügiger Bauausführung vorzeitig bezogen werden. Zur 
Bezahlung der Baurechnungen, die früher als erwartet an- 
gefallen sind, ist ein Vorgriff auf die im Entwurf des Bundes- 
haushaltsplans 1966 veranschlagten Ausgabemittel erforder- 
lich geworden. Der Vorgriff war unvorhergesehen, weil mit 
dem schnellen Baufortschritt nicht gerechnet worden ist. Er 
war unabweisbar, da eine Unterbrechung der Bauarbeiten 
erhebliche Mehrkosten verursacht hätte. 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


35 000 000 — 


300 481,31 Betriebsbeihilfe für versteuertes Gasöl an gewerbliche und 
| sonstige Betriebe der allgemeinen Wirtschaft auf Grund des 
j Verkehrsfinanzgesetzes vom 6. April 1955 

I Nach Abschnitt III Artikel 4 des Verkehrsfinanzgesetzes vom 
6. April 1955 ist der Bund verpflichtet, bestimmten, im Ge- 
setz näher bezeichneten Betrieben zu den Kosten für das 
zum Betrieb von Maschinen benötigte versteuerte Gasöl eine 
Betriebsbeihilfe zu gewähren. Infolge erhöhter Inanspruch- 
nahme der Beihilfen für gewerbliche und sonstige Betriebe 
der allgemeinen Wirtschaft durch Berechtigte ergab sich im 
Rechnungsjahr 1965 eine Istausgabe von 35 300 481,31 DM. 

Der Mehrbedarf war bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 nicht vorauszusehen. 

| Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 965. 
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09 02 
apl. 972 


09 04 
219 


09 05 
apl. 951 


10 000 ,— 



*) 14 657 500, — Leistungen des Bundes zur dezentralen Einlagerung von 

Kohlen 

Zur kurzfristigen Erleichterung der Lage im Kohlenbergbau 
vereinbarte der Bund durch Vertrag vom 3./9. Dezember 1965 
mit der Notgemeinschaft Deutscher Kohlenbergbau, Essen, 
bis zu 4 Millionen Tonnen Steinkohle, Steinkohlenkoks und 
Pechkohle für 4 Jahre dezentral zu lagern. Die Finanzierung 
dieser Maßnahme hat die öffentliche Hand zu übernehmen 
(Bund zwei Drittel, beteiligte Länder ein Drittel). Gemäß 
§ 3 Abs. 2 des vorgenannten Vertrages waren bereits im 
Rechnungsjahr 1965 im Rahmen der Lagerhaltungsaktion 
Zuschüsse in Höhe von 14 657 500 DM zu leisten. 

Die Maßnahme war wirtschaftspolitisch unabweisbar und bei 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht voraus- 
sehbar. 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 968 b. 

42 250,32 Gerichts- und ähnliche Kosten 

Die Mehrausgabe ist durch unvorhergesehene Kosten eines 
Verwaltungsstreitverfahrens zwischen der Hamburg-Ameri- 
kanischen Paketfahrt — Aktiengesellschaft in Hamburg und 
der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bun- 
desaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwesen in 
Berlin entstanden. Gegenstand des Streitverfahrens, das 
durch einen Vergleich vor dem Bundesverwaltungsgericht 
beendet worden ist, war die Zuteilung von Rentenausgleichs- 
forderungen nach dem Rentenaufbesserungsgesetz in der 
Fassung vom 15. Februar 1964. 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 968 c. 

*) 874 086 18 Rückerstattung im Interzonenhandel erhobener Unkosten- 
beiträge 

Durch Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 16. Juli 
1963 ist die Deutsche Bundesbank in einem Einzelfall ver- 
pflichtet worden, im Interzonenhandel erhobene Unkosten- 
beiträge nebst Zinsen und Prozeßkosten zurückzugewähren. 
Die Deutsche Bundesbank hatte in der Zeit vom 2. November 
1949 bis zum 31. Dezember 1956 Beiträge in Höhe von 
1 Promille auf alle Umsätze im Zahlungsverkehr der Treu- 
handstelle für den Interzonenhandel erhoben und an den 
Deutschen Industrie- und Handelstag bzw. an den Bund ab- 
geführt. Die Treuhandstelle für den Interzonenhandel wurde 
am 2. November 1949 beim Deutschen Industrie- und Han- 
delstag errichtet und am 1. Januar 1952 in die Bundesstelle 
für den Warenverkehr (jetzt Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft) als Gruppe Interzonenhandel überführt. Durch 
die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts sind vom 
Bund unvorhersehbar Beträge zu erstatten, die im vor- 
genannten Zeitraum erhoben worden sind. 
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09 09 50 000,— 

205 


09 09 
206 


270 000,— 


09 09 
850 




73 400 — 
Ausgaberest 
aus dem abge- 
laufenen Rech- 
nungsjahr 

8 461,80 

Gesamtsoll für 
1965 

81 861,80 


Im Hinblick auf die Entscheidung des Bundesverwaltungs- 
gerichts war die Ausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 968 c. 

23 302,31 Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 

Nach dem Umzug der Bundesanstalt für Bodenforschung und 
des Niedersächsischen Landesamtes für Bodenforschung in 
das gemeinsame neue Dienstgebäude in Hannover-Buchholz 
mußten die bislang angemieteten Räume instand gesetzt, d. h. 
die für die Einrichtung von Laboratorien vorgenommenen 
Um- und Einbauten beseitigt werden. Bund und Land Nieder- 
sachsen waren zur Wiederherstellung des ursprünglichen 
Zustandes vertraglich verpflichtet. 

Der Mehrbedarf der — zu 50 v. H. vom Bund zu tragenden — 
Instandsetzungskosten war somit unabweisbar und in diesem 
Umfang nicht vorauszusehen. 

! Einsparung bei Kap. 09 09 Tit. 710. 

26 250,91 I Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

! Nach § 6 (1) des Verwaltungsabkommens Bund/Land Nieder- 
1 Sachsen vom 7./8. März 1963 hat der Bund 62. v. H. der Hausbe- 
wirtschaftungskosten des gemeinsamen Dienstgebäudes der 
Bundesanstalt für Bodenforschung und des Niedersächsischen 
Landesamtes für Bodenforschung in Hannover zu tragen. 

Entgegen der Vorausberechnung der Bundesanstalt vor Be- 
ginn des Einzuges in das neue Dienstgebäude mußten die ver- 
anschlagten Haushaltsmittel überschritten werden, da die 
im Rechnungsjahr 1965 anfallenden Hausbewirtschaftungs- 
kosten mangels vorliegender Erfahrungssätze bei der Auf- 
stellung des Haushaltsvoranschlages 1965 unterschätzt wor- 
den waren. 

Die tatsächliche Höhe der Kosten konnte erst nach erfolgtem 
Einzug im Rechnungsjahr 1965 festgestellt werden. 

Die entstandenen Mehrkosten waren im Interesse einer ord- 
nungsmäßigen Bewirtschaftung des neuen Dienstgebäudes 
unabweisbar und nicht vorauszusehen. 

Einsparung bei Kap. 09 09 Tit. 710. 

10 730,99 Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 

Der im Rahmen von felsmechanischen und felsdynamischen 
Untersuchungen der Bundesanstalt für Bodenforschung als 
Spezialtransportfahrzeug eingesetzte verwaltungseigene 
Lkw wurde bei einem Verkehrsunfall so schwer beschädigt, 
daß eine Ersatzbeschaffung erforderlich wurde. 

Die Kosten waren im Interesse der ordnungsgemäßen Durch- 
führung der Untersuchungen unabweisbar und nicht voraus- 
zusehen. 

Einsparung bei Kap. 09 09 Tit. 871. 
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10 01 | 44 000, — | 

217 


10 01 122 000 — 
301 


10 01 2 123 400,— 

401 


25 314,21 Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Durch die in dem neuen Bundesumzugskostengesetz vorge- 
sehenen Verbesserungen, insbesondere durch die vorge- 
sehene Gewährung von Mietbeiträgen, durch die in uner- 
wartet hoher Zahl angefallenen Umzüge sowie durch einen 
Auslandsumzug, ist ein Mehrbedarf von 25 314,21 DM unab- 
weisbar entstanden, der im Zeitpunkt der Aufstellung des 
Haushaltsplans nicht vorhergesehen werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 579. 


13 837,21 Herausgabe von Veröffentlichungen 

Mehrbedarf infolge unvorhersehbarer und unabweisbarer 
Erhöhung der Druckkosten des Jahresberichts über die 
deutsche Fischwirtschaft 1964 sowie infolge unvorherseh- 
barer Ausweitung des Umfanges des Ministerialblatts des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
durch notwendige Veröffentlichungen aus dem Bereich des 
EWG-Marktes. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 579. 


144 292,51 Betrieb der Fischereiforschungsschiffe 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß im Rech- 
nungsjahr 1965 erheblich höhere Kosten für Unterhaltung, 
insbesondere durch Reparaturen an den Fischereiforschungs- 
schiffen angefallen sind, als bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 vorhergesehen werden konnte. Zur Aufrecht- 
erhaltung des Betriebes der Fischereiforschungsschiffe war 
die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 579. 


10 02 
608 a) 


360 000 000,— 


23 551 519,70 


Zuschüsse zur Verbesserung der sozialen Lage in der Land- 
wirtschaft („Grüner Plan 1965" und Anpassungshilfe 1965) 


a) zur Förderung der Altershilfe für Landwirte 

Nach den Erläuterungen zu Kap. 10 02 Tit. 608 a) ist bei die- 
sem Titel aus der Anpassungshilfe 1965 — zusätzlich zu den 
für die Fortführung der Altershilfe im bisherigen Rahmen 
benötigten 210 000 000 DM — ein Betrag von 150 000 000 DM 
für die Deckung von Mehraufwendungen veranschlagt wor- 
den, die sich aus dem (bei Aufstellung des Haushalts noch 
im Entwurfstadium befindlichen) Dritten Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte erga- 
ben. Der Mehrbedarf für das Rechnungsjahr 1965 in Höhe 
von 23 551 519,70 DM (über die veranschlagten 150 000 000 
DM hinaus) beruht auf gesetzlicher Grundlage; er war daher 
unabweisbar. Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 
konnte dieser Mehrbedarf nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 608b). 
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Zuschüsse für Trocknungsanlagen für Futterkartoffeln, deren 
Bau im Rechnungsjahr 1964 begonnen worden ist 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 189. Sitzung am 25. Juni 1965 nach dringender Befür- 
wortung durch den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten des Deutschen Bundestages (137. Sitzung am 
5. 5. 1965) die Bundesregierung ersucht, die Förderung von 
Trocknungsanlagen für Futterkartoffeln, deren Bau im Rech- 
nungsjahr 1964 begonnen worden ist, durch eine außerplan- 
mäßige Haushaltsausgabe zu ermöglichen. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 623. 


10 02 I 206 900 000, — | 19 315 321,14 Zuschüsse zur Verbilligung von Zinsen für Darlehen zur 

Förderung vordringlicher agrar- und ernährungswirtschaft- 
licher Maßnahmen 

a) Deckung bereits eingegangener Verpflichtungen („Grü- 
ner Plan 1965") 

Bei der Veranschlagung der Mittel ist von dem in den Rech- 
nungsjahren 1954 bis 1964 von den eingeschalteten Banken 
für die einzelnen Rechnungsjahre der Laufzeit der Darlehen 
ermittelten Bedarf an Zinsverbilligungszuschüssen ausge- 
gangen worden. Zum Ende der vergangenen Rechnungsjahre 
j sind — verursacht durch vorzeitige Darlehenstilgungen — 
| jeweils erhebliche Beträge unverwendet geblieben. Um die 
veranschlagten Mittel dem tatsächlichen Bedarf anzupassen, 
ist bei der Veranschlagung für das Rechnungsjahr 1965 der 
eingangs erwähnte rechnerische Mittelbedarf um einen pro- 
zentualen Abschlag gekürzt worden. Bei Abruf der zum 
j Ende des Rechnungsjahres 1965 fälligen Zinsverbilligungs- 
i Zuschüsse durch die Banken stellte sich heraus, daß dieser 
Abschlag zu hoch angenommen war und die veranschlagten 
Mittel dadurch um rund 19 300 000 DM unter dem tat- 
sächlichen Bedarf lagen. Dieser Sachverhalt war nicht vor- 
hersehbar. Da die Banken auf Grund der abgeschlossenen 
Verträge einen Rechtsanspruch auf Zahlung der Zinsverbilli- 
gungszuschüsse zu den jeweiligen Zinsterminen der einzel- 
! nen Darlehen haben, war die Ausgabe unabweisbar. 

j Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 673 d und Tit. 673 f. 


*) 41 0 000, — I Erhöhung des Bundesanteiles am Stammkapital der Land- 
siedlung Rheinland-Pfalz GmbH 

Aus dem bevorstehenden Abschluß der Liquidation der 
Bauernsiedlung Westmark GmbH i. L., deren Gesellschafts- 
vermögen dem Bund als Rechtsnachfolger des ehemaligen 
Deutschen Reiches gehört, ist ein Liquidationserlös von min- 
destens 410 000 DM zu erwarten. Im Gesellschaftsvertrag 
dieser Siedlungsgesellschaft ist bestimmt, daß das bei der 


10 02 
apl. 890 


673 a 


10 02 — j •) 800 000,-1 

apl. 624 
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10 02 670 000 000 — 

961 


10 03 285 584 000,— 

620 


Auflösung vorhandene Vermögen dem Bund zufällt und von 
diesem zur Förderung der landwirtschaftlichen Siedlung im 
Lande Rheinland-Pfalz zu verwenden ist. Dieser Auflage ist 
dadurch Rechnung getragen worden, daß der Anteil des 
Bundes an der im Lande Rheinland-Pfalz tätigen „Landsied- 
lung Rheinland-Pfalz GmbH" von 360 000 DM um 410 000 DM 
auf 770 000 DM erhöht und der neue Anteil nach Abschluß 
der Liquidation der Bauernsiedlung Westmark GmbH i. L. 
in voller Höhe eingezahlt worden ist. Die außerplanmäßige 
Ausgabe in Höhe des Liquidationserlöses war unabweisbar 
und bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht 
vorherzusehen. 

Der außerplanmäßigen Ausgabe stehen Einnahmen in Höhe 
von 417 509,91 DM bei Kap. 10 02 gegenüber. 


2 941 567,67 Zuschüsse zur Erhöhung des Auszahlungspreises für Quali- 
(Vorgriff) tätsmilch („Grüner Plan 1965 ") 

Der Förderungszuschlag zum Milchauszahlungspreis wurde 
im Jahre 1965 nach den Richtlinien des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 29. März 1965 
(Bundesanzeiger Nr. 70 vom 10. April 1965) durchgehend in 
einer Höhe von 4 Pf je kg angelieferter Qualitätsmilch ge- 
zahlt. Hierdurch sind 1965 zuzüglich der Kosten für die 
Milch-Sonderprüfer Ausgaben von insgesamt 672 941 567,67 
DM entstanden. Der Mehrbedarf von 2 941 567,67 DM war 
nicht vorhersehbar, da die Milcherzeugung in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1965 starken witterungsbedingten Schwan- 
kungen unterworfen war, die eine zuverlässige Vorausschät- 
zung verhinderten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Gewährung des 
Förderungszuschlags für das ganze Jahr 1965 durch Richt- 
linien festgelegt war. 

Kassenmäßige Einsparung bei Kap. 1002 Tit. 623. 


34 981 149,92 Zuschüsse an die Einfuhr- und Vorratsstellen für Getreide 
und Futtermittel, für Fette, für Schlachtvieh, Fleisch und 
Fleischerzeugnisse und an die Einfuhrstelle für Zucker 

Von der überplanmäßigen Ausgabe von 34 981 149,92 DM 
entfallen auf: 

1. Kosten der Vorratshaltung 

(Tit. 620 Erläuterung Nr. 1) 33 709 659,77 DM 

2. Verwaltungskosten der Einfuhr und 
Vorratsstellen für Getreide und Fut- 
termittel und für Fette unter Anrech- 
nung der Minderausgaben bei den 
Verwaltungskosten der Einfuhr- und 
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Vorratsstelle für Schlachtvieh, Fleisch 
und Fleischerzeugnisse und der Ein- 
fuhrstelle für Zucker 

(Tit. 620 Erläuterung Nr. 2) 1 271 490,15 DM 

Zu 1. 

a) Zu Beginn des Milchwirtschaftsjahres 1965/66 bestand 
bei der Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette (EVSt-F) ein 
Butterüberhang von rund 20 000 t. Auf Grund des Arti- 
kels 4 der Verordnung 62/64/EWG des Rates der EWG 
(Amtsblatt der EWG Nr. 92 vom 10. Juni 1964) war die 
Bundesrepublik gehalten, die Interventionsbestände an 
Butter und Rahm nach den gegebenen Möglichkeiten bis 
zum Ende des Milchwirtschaftsjahres (31. März 1966) ab- 
zubauen. Mit den in Artikel 6 der o. a. Verordnung vor- 
gesehenen Abschlägen für gewöhnliche Qualitätsminde- 
rung nach der jeweiligen Lagerdauer wäre ein Abbau 
des vorhandenen Überschusses nicht möglich gewesen. 
Es mußten daher von der EWG-Kommission gemäß Arti- 
kel 7 der genannten Verordnung Sondermaßnahmen ge- 
troffen werden. 

Im Rahmen der von der EWG-Kommission in den Ver- 
ordnungen Nr. 69/65, 118/65 und 152/65 gegebenen Er- 
mächtigungen wurden aus Beständen der Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Fette 

50 000 t Lagerbutter mit einem Ab- 
schlag von 0,80 DM/kg (abzüglich 
0,40 DM/kg aus Vorratshaltungs- 
kosten) — 20 000 000 DM 

9000 t Lagerbutter mit einem Ab- 
schlag von 0,70 DM/kg (abzüglich 
0,40 DM/kg aus Vorratshaltungsko- 
sten) = 2 700 000 DM 

unter dem Preis für „Deutsche Markenbutter" auf dem 
Inlandsmarkt als „Deutsche Molkereibutter" mit besonde- 
rer Kennzeichnung abgesetzt. 

Außerdem wurde für die Abgabe von rund 927 t Lager- 
butter zur Herstellung von Butterschmalz bei einer Ver- 
billigung von 1,60 DM/kg (abzüglich 0,40 DM/kg aus 
Vorratshaltungskosten) ein Betrag von rund 1 100 000 DM 
aufgewendet. 

Für die verbilligte Abgabe von Lagerbutter in Höhe der 
überplanmäßigen Haushaltsausgabe von insgesamt 
23 800 000 DM bestand angesichts der für die Vorratshal- 
tung des Butterüberhanges aufzuwendenden weit höhe- 
ren Kosten ein unabweisbares Bedürfnis, das bei der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1965 nicht vorhergesehen werden konnte. 

b) Zur Sicherstellung der Zuckerversorgung bei unerwar- 
teten Bedarfssteigerungen und auftretenden Versorgungs- 
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Störungen war es im Jahre 1963 geboten, über den Dauer- 
vorrat von 150 000 t inländischen Weißzucker hinaus 
weitere 100 000 t zu Lasten des Bundeshaushalts einzu- 
lagern. Eine Vorratshaltung von 250 000 t Zucker ent- 
spricht dem Bedarf von etwa 6V2 Wochen. Für eine Zu- 
rückführung des Vorratsbestandes auf 150 000 t Zucker 
war der Inlandsmarkt angesichts der wiederum außerge- 
wöhnlich guten — den Bedarf weit übersteigenden — 
Ernte 1964/65 nicht aufnahmefähig. Eine Ausfuhr dieses 
Zuckers wäre wegen der inzwischen erheblich gesunke- 
nen Weltmarktpreise nur mit einem Kostenaufwand für 
Ausfuhrerstattungen von 60 000 000 DM bis 70 000 000 DM 
möglich gewesen. Dadurch war es unabweisbar, der 
Zuckerindustrie die Vorratshaltungskosten für die über 
150 000 t hinausgehenden 100 000 t Zucker (rund 
5 100 000 DM) aus Bundesmitteln weiterhin zu erstatten. 
Bei Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1965 konnte diese Ausgabe nicht vorhergesehen 
werden. 

c) Durch die Erhöhung des Diskontsatzes der Deutschen 
Bundesbank ab 22. Januar 1965 um 0,5 v. H. auf 3,5 v. H. 
sind den Einfuhr- und Vorratsstellen für die Finanzie- 
rung ihrer Warenvorräte mit Wechselkrediten Mehrauf- 
wendungen von rund 3 700 000 DM entstanden. Außer- 
dem hatte die Einfuhrstelle für Zucker infolge der Dis- 
kontsatzerhöhung für die nach § 5 Abs. 1 a Zuckergesetz 
für die Bevorratung von Zucker zu erstattenden Finan- 
zierungskosten rund 1 100 000 DM mehr aufzuwenden. 
Insoweit war auch hierfür ein unabweisbares Bedürfnis 
anzuerkennen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 177. Sitzung am 6. Mai 1965 von dem Mehrbedarf für 
die Kosten der Vorratshaltung zustimmend Kenntnis genom- 
men. 


Zu 2. 

Bei den Verwaltungskosten sind folgende überplanmäßige 
Ausgaben entstanden: 

a) Verwaltungskosten der Einfuhr- und 

Vorratsstelle für Getreide und Futter- 
mittel (EVSt-G) 1 362 836,67 DM 

b) Verwaltungskosten der Einfuhr- und 

Vorratsstelle für Fette (EVSt-F) 99 623,43 DM 

1 462 460,10 DM 

Hiervon wurden gedeckt durch Minder- 
ausgaben bei den 

Verwaltungskosten der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle für Schlachtvieh, Fleisch und 
Fleischerzeugnisse 40 512,90 DM 
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und der Einfuhrstelle 

für Zucker 150 457,05 DM 190 969,95 DM 


Verbleibende überplanmäßige Ausgabe 

bei Tit. 620 Erläuterung Nr. 2 1 271 490,15 DM 


10 03 
621 


Zu a) 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß Zivilpro- 
zesse der Getreide-Import-Gesellschaft mbH, Duisburg, ge- 
gen die EVSt-G auf Ersatz von Schäden bei der Durchfüh- 
rung von Roggen- und Gerstenkäufen aus der Bundesreserve 
wegen der zweifelhaften Rechtslage am 9. Dezember 1965 
durch einen für den Bund wirtschaftlichen Vergleich (Gesamt- 
forderung ca. 6 000 000 DM, Vergleichbetrag 1629 570,49 DM) 
erledigt wurden. Die hierdurch entstandene Ausgabe war 
unabweisbar und konnte bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1965 nicht vorhergesehen 
werden, da der Zeitpunkt der Beendigung und das Ergebnis 
der Vergleichsverhandlungen ungewiß waren. 

Zu b) 

Die überplanmäßige Ausgabe beruht auf den im Laufe des 
Rechnungsjahres 1965 eingetretenen Personalkostenerhöhun- 
| gen. Die hierdurch entstandenen Mehrausgaben waren unab- 
weisbar, weil sie auf rechtlichen Verpflichtungen beruhen. 
Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 konnten sie 
nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 608 b. 


2 441 567,90 


Betriebsmittelzuweisungen an die Einfuhr- und Vorratsstel- 
len zur Beschaffung von Vorräten 


Die Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide und Futtermittel 
(EVSt-G) hat beim Abschluß von Umschlag- und Lagerver- 
trägen mit den Lagerhaltern Zusatzvereinbarungen getrof- 
fen, die sie zur Abdeckung des erheblichen Risikos an ihren 
Lagerbeständen berechtigte, von dem im Spesenabkommen 
vereinbarten Lagergeld je Tonne und Monat 1 bis 5 Pfen- 
nige — je nach Art des Lagers — im Verrechnungswege 
einzubehalten. Aus den Rückrechnungsbe trägen hat die 
EVSt-G Schäden gedeckt, für die der Lagerhalter vertrags- 
gemäß nicht zu haften hatte. Der Bundesrechnungshof hat 
dieses Verfahren — auf Grund des bei der öffentlichen Hand 
bestehenden Selbstversicherungsprinzips - — - beanstandet 
und gebeten, die aus der Pfennigrückrechnung gebildete 
„Rücklage für Lagerschäden" aufzulösen und den Gegenwert 
an die Bundeskasse abführen zu lassen. Die Auflösung der 
Rücklage und die Abführung ihres Gegenwertes nach dem 
Stand vom 31. Dezember 1964 in Höhe von 2 441 567,90 DM 
sind im Rechnungsjahr 1965 erfolgt. Dieser Betrag ist bei 
Kap. 10 03 Tit. 69 vereinnahmt worden. Die Rückrechnungs- 
beträge wurden bisher für die Finanzierung der Warenvor- 
räte der EVSt-G eingesetzt. Im Rechnungsjahr 1965 sollte die 
bis zum 31. Dezember 1964 gebildete Rücklage (2 441 567,90 DM 
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zur Finanzierung der Warenvorräte der EVSt-G im Rech- 
nungsjahr 1965 eingesetzt werden. Da jedoch der ge- 
nannte Betrag im Rechnungsjahr 1965 bei Kap. 10 03/69 zu 
vereinnahmen war und deshalb der EVSt-G zur Finanzierung 
der Warenvorräte nicht mehr zur Verfügung stand, mußte 
der Betrag von 2 441 567,90 DM als überplanmäßige Haus- 
haltsausgabe bei Kap. 10 03/621 bereitgestellt werden. Für 
die Leistung der überplanmäßigen Ausgabe ist auch ange- 
sichts der vom Zentralbankrat seit Jahren erhobenen Forde- 
rung, die Umfinanzierung der für die Einlagerung von 
Dauervorräten erforderlichen Mittel auf den Bundeshaus- 
halt zu übernehmen, ein unabweisbares Bedürfnis anzuer- 
kennen, das im Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1965 nicht vorhergesehen 
werden konnte. 


10 03 
apl. 952 


♦) 2 324 863,91 


Abwicklung von Verwaltungsstreit verfahren wegen Gewäh- 
rung der Margarinesubvention 1951 


1. Durch Urteil des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs vom 
20. Dezember 1962 (die hiergegen eingelegte Nichtzulas- 
sungsbeschwerde wurde durch Beschluß des Bundesver- 
waltungsgerichtes vom 16. Oktober 1964 zurückgewiesen) 
ist die Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette (EVSt) ver- 
urteilt worden, an die Firma Brökeimann & Co., Ölmühle 
und Raffinerie, Hamm (Westf), als Margarinesubvention 
für das Jahr 1951 einen Betrag von 102 629 DM zuzüg- 
lich 4 v. H. Zinsen seit dem 22. Juli 1958 zu zahlen. 

2. In dem Verwaltungsstreitverfahren der Firma Walter 
Rau, Neußer Ölwerke AG gegen die EVSt wegen Ge- 
währung der Margarinesubvention 1951 war die gleiche 
gerichtliche Entscheidung wie in dem Verwaltungsstreit- 
verfahren der Firma Brökeimann & Co. zu erwarten. Des- 
halb wurde dieses Verfahren durch einen für den Bund 
wirtschaftlichen Vergleich (Vergleichssumme 1 600 000 
DM zuzüglich Zinsen ab 1. Januar 1957 und Kosten) 
erledigt. Der Streitwert belief sich dagegen auf 
2 411 665,81 DM. 

Die Ausgaben waren unabweisbar. Sie konnten bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1965 nicht vorhergesehen werden, da zu dieser Zeit der Aus- 
gang beider Prozesse ungewiß war. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 608 b. 


10 03 
apl. 953 


*) 201 417,82 


Ausgleichszahlungen aus Anlaß der rückwirkenden Erhö- 
hung des Mindestpreises für Zuckerrüben der Ernte 1964 an 
Zuckerfabriken und Rübensaft(kraut-)fabriken 
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durch das Gesetz zur Änderung des Zuckersteuergesetzes 
vom 15. Januar 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 9) bei steuerfreien 
Zuckerlieferungen sowie bei flüssigen Erzeugnissen im Sinne 
des § 3 Abs. 3 und 4 des Zuckersteuergesetzes vom 13. August 
1959 (Bundesgesetzbl. I S, 645) nicht oder nicht ausreichend 
gedeckt wurden. Die aus diesem Anlaß erforderlichen Aus- 
gleichszahlungen waren unabweisbar und bei Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhersehbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 608 b. 


10 03 
apl. 954 


*) 2 179 726,30 


Preisausgleich bei Rüböl 


Da sich mehrere Margarinehersteller im Beimischungsjahr 
1964/65 geweigert haben ihre Verpflichtung nach der Rüb- 
ölbeimischungsverordnung zu erfüllen, konnte von einigen 
Ölmühlen Rüböl aus der inländischen Ernte 1964 zu dem 
im Vergleich zum Weltmarktpreis höheren ölpreis nicht 
abgesetzt werden. Den Ölmühlen, die im Vertrauen auf die 
Durchsetzung der Beimischungspflicht Raps und Rübsen auf- 
genommen und zu Rüböl verarbeitet haben, war nicht zuzu- 
muten, die Differenz zwischen Weltmarktpreis und Inlands- 
preis (rund 700 DM/t) zu tragen. — Bei dieser Sachlage be- 
stand ein unabweisbares Bedürfnis, den Ölmühlen, bei 
denen sich am Ende der Beimischungsperiode 1964/65 noch 
unverkaufte Rübölbestände befanden, einen Preisausgleich 
in Höhe des Differenzbetrages zwischen Weltmarktpreis und 
Inlandspreis zu gewähren. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 184. Sitzung am 25. Mai 1965 von der außerplanmäßi- 
gen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 608b. 


10 03 
apl. 955 


*) 1 161 781,03 


Interventionsmaßnahmen bei Cheddar-Käse 

Durch die Verordnung Nr. 55/65/EWG, ergänzt und verlän- 
gert durch die Verordnungen Nr. 85/65/EWG und 151/65/ 
EWG, sind die EWG-Mitgliedstaaten ermächtigt worden, 
Interventionsmaßnahmen bei Cheddar-Käse zu treffen, um 
die durch die GATT-Konsolidierung hervorgerufenen Wett- 
bewerbsverzerrungen (Produktionsverlagerungen, Ände- 
rung der traditionellen Handelsströme etc.) zu beheben. Zur 
Aufrechterhaltung der deutschen Cheddarproduktion und 
Vermeidung weiterer Belastungen des deutschen Butter- 
marktes bestand für die Bundesrepublik ein unabweisbares 
Bedürfnis, im Rahmen der EWG-Verordnungen eine Inter- 
vention bei Cheddar-Käse deutscher Produktion in der Zeit 
vom 1. März bis 31. Dezember 1965 durchzuführen. Die hier- 
durch entstandene Ausgabe konnte bei Aufstellung des Bun- 
deshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen werden. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 608 b. 
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10 07 
apl. 951 


10 11 | 92 000 — 

204 ! 


10 11 21 000 — 
205 


10 11 
apl. 902 



*) 16 185,24 Erstattung des vom Bundesamt für Ernährung und Forstwirt- 
schaft übernommenen Vermögens der ehemaligen Vorrats- 
und Einfuhrstelle für Gartenbauerzeugnisse an die Einfuhr- 
und Vorratsstelle für Getreide und Futtermittel als deren 
Rechtsnachfolgerin 

Nach Durchführung der Vermögensauseinandersetzung hat 
das Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft in Frank- 
furt (Main) das seinerzeit von ihm übernommene Vermögen 
der ehemaligen Vorrats- und Einfuhrstelle für Gartenbau- 
erzeugnisse ihrer Rechtsnachfolgerin, der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle für Getreide und Futtermittel in Frankfurt (Main), 
zu erstatten. 

Die außerplanmäßige Ausgabe war unvorhersehbar, da die 
Art und Höhe der Erstattung des übernommenen Vermögens 
bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht bekannt 
war. Sie war unabweisbar, da sie auf gesetzlicher Verpflich- 
tung beruht. 

Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 623. 


165 555,01 Unterhaltung der Gebäude 

Unvorhersehbare und unabweisbare Mehrausgabe zur Ge- 
neralüberholung der Gebäude (Substanzerhaltung) nach dem 
Gutachten und Kostenüberschlag des Landesbauamts Kiel II. 
Die Gebäude waren teilweise kriegszerstört und konnten 
aus den vorhandenen Mitteln bislang nur behelfsmäßig 
instand gesetzt werden. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 616. 


119 423,22 Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 

Unvorhersehbare und unabweisbar erforderliche Mehraus- 
gabe für die Erneuerung eines alten, nicht mehr gebrauchs- 
fähigen Heizkessels in der Zentralheizungsanlage der Bun- 
desversuchs- und Forschungsanstalt für Milchwirtschaft in 
Kiel. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 616. 


*) 90 124,73 Zuweisung zur Kapitalausstattung der Lehrmeierei 

Unvorhersehbare und unabweisbar erforderliche Ausgabe 
für die Erneuerung des Trinkmilchlagers der Lehrmeierei 
infolge Ausfalls der vorhandenen Milchtanks auf Grund 
einer Auflage des Ordnungsamtes der Stadt Kiel. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 616. 
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10 12 85 400,— 

208 


10 19 95 000 — 

205 


56 000, — Betrieb von Dienstfahrzeugen 

Unabweisbare Mehrausgabe für den Innenausbau des For- 
schungskutters „Uthörn" zur Gewährleistung seiner Betriebs- 
sicherheit und aus hygienischen Gründen. Die Mehrausgabe 
; war unvorhergesehen und im Zusammenhang mit der neuen 
Decksbeplankung notwendig geworden. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 616. 


18 687,78 Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 

Unabweisbare und unvorhergesehene Mehrausgabe für den 
Umbau der Heizung im Trockenlabor, die wegen der Unfall- 
gefahren vom Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Karlsruhe für 
nicht mehr betriebssicher erklärt worden war, auf die wegen 
| der Beheizung von 3 weiteren Gebäuden aber nicht verzich- 
tet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 608 b. 


Einzelplan 11 — Bundesministex für Arbeit und Sozialordnung — 


1 1 02 Förderung der beruflichen Fortbildung der unselbständigen 

Mittelschichten einschließlich Verwaltungskosten (indivi- 
duelle Förderung) 

a) 9 000 000,— 2 162 353,79 a) Darlehen 

b) 22 600 000,— 769 268,54 b) Zuschüsse 

Das Programm zur Förderung der beruflichen Fortbildung 
der Arbeitnehmer hat allgemein so großen Anklang gefun- 
den, daß die Zahl der Anträge und der Anteil der Bewilli- 
gungen gegenüber 1964 mehr zugenommen hat als zu er- 
warten war. 

Die Mehrausgabe ist sowohl hierauf als auch auf eine Erhö- 
hung der als Bemessungsgrundlage für Beihilfen zum Lebens- 
unterhalt dienenden Regelsätze des Bundessozialhilfegeset- 
zes, der Mieten in den „weißen Kreisen" und der Lehrgangs- 
kosten zurückzuführen. Sie war nicht vorherzusehen und zur 
Weiterführung der wirtschafts- und sozialpolitisch hoch- 
bedeutsamen Aufstiegsförderung der Arbeitnehmer unab- 
weisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat hier- 
von in seiner 4. Sitzung am 12. Januar 1966 Kenntnis ge- 
nommen. 

j Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 300. 
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11 08 
305 


210 000 — 


44 108,17 


Kosten der Heilfürsorge 


Durch die am 1. April 1965 in Kraft getretenen Gebühren- 
ordnungen der Ärzte GOÄ (Bundesgesetzbl. I S. 89) und der 
Zahnärzte GOZ vom 18. März 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 123) 
haben sich die Vergütungssätze um 26 bis 28 v. H. erhöht. 
Hiervon wurde auch die Heilfürsorge für Ersatzdienstlei- 
stende betroffen. Diese Ausgaben waren nicht vorherzu- 
sehen; sie sind als gesetzliche Verpflichtung unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 102. 


11 10 
300 


4 765 961 000,- 


20 435 977,25 


Versorgungsbezüge 


Die sich aus dem Zweiten Neuordnungsgesetz vom 21. Fe- 
bruar 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 85) ergebenden finanziellen 
Auswirkungen konnten bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 wegen der Ungewißheit über das Ausmaß 
der Neuberechnung bis Jahresende nicht in ihrem vollen 
Umfang vorhergesehen werden. 

Die Mehrausgabe war wegen des gesetzlichen Anspruchs un- 
abweisbar. 


Teilweise Einsparung innerhalb des Einzelplans 1 1 
(17 928 877,23 DM); im übrigen Mehrausgabe zu Lasten des 
Gesamthaushalts. 


11 10 
301 


6 000 000 — 


2 073 357,77 


Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz auf Grund 
des Soldatenversorgungsgesetzes in der Fassung vom 
8. August 1964 


Die im Bundeshaushaltsplan 1965 für die Beschädigtenver- 
sorgung der Soldaten zugrunde gelegte Zahl der Versor- 
gungsberechtigten erhöhte sich innerhalb eines Jahres um 
30 v. H. auf 3210 Berechtigte. Wegen dieser unerwarteten 
Zunahme und der sich für diesen Personenkreis ergebenden 
Auswirkungen des Zweiten Neuordnungsgesetzes sind die 
Ausgaben in unvorhersehbarem Ausmaß angestiegen. Sie 
sind wegen der gesetzlichen Anspruchsgrundlage un- 
abweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 610. 


11 10 


385 000 000,— 


1 842 614,67 


Kosten der Heilbehandlung 


Erhöhte Barleistungen durch Anstieg der Löhne (Einkom- 
mensausgleich nach § 17 BVG), höhere Pflegesätze in Sana- 
torien, Kurheimen und Krankenanstalten, erhöhte Kosten für 
ärztliche und zahnärztliche Behandlung nach den neuen 
Gebührenordnungen für Ärzte und Zahnärzte und Preiserhö- 
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11 10 
305 


1 000 000 — 


hungen bei Medikamenten führten zu dem unvorherzusehen- 
den Mehrbedarf. 

Diese Ausgaben beruhen auf gesetzlicher Verpflichtung; sie 
waren daher unabweisbar, 

Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 610. 


386 463,27 


Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen 

Wie bei den vorausgegangenen Haushaltsplänen wurde auch 
im Bundeshaushaltsplan 1965 bei der Bemessung des An- 
satzes davon ausgegangen, daß die Zahl der Versorgungs- 
berechtigten entsprechend der Entwicklung im Vorjahr zu- 
rückgeht. Tatsächlich blieb jedoch die Zahl der Berechtigten 
(1964; 483 — ■ 1965: 446) nahezu unverändert. Diese Entwick- 
lung war nicht vorherzusehen. 

Die Mehrausgabe war wegen des gesetzlichen Anspruchs un- 
abweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 610. 


11 10 
306 


8 000 000 — 


1 930 404,23 Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz auf Grund 
des Häftiingshilfegesetzes in der Fassung vom 25. Juli 1960 

Im Bundeshaushaltsplan 1965 konnte der sich aus der Durch- 
führung des Zweiten Neuordnungsgesetzes vom 21. Februar 
1964 ergebende Mehrbedarf nicht ausreichend berücksichtigt 
werden, weil entsprechende Schätzunterlagen fehlten. 

Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung; sie 
war daher unabweisbar. 

Einsparung Hoi Kap. 11 13 Tit. 610. 


11 11 
302 


287 000,— i 


192 151,18 


Arbeitslosengeld und Berufsfürsorge für Heimkehrer 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Zahl 
der Heimkehrer weitaus größer war, als nach der Entwick- 
lung in den voraufgegangenen Jahren vorhergesehen werden 
konnte. Sie war unabweisbar, da sie auf § 27 des Heim- 
kehrergesetzes und § 13 des Häftiingshilfegesetzes beruht. 


Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 300. 


11 11 
536 


1 000,— 


17 583,85 


Darlehen für Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsauf- 
nahme für Heimkehrer 


, Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Zahl 
; der Heimkehrer weitaus größer war, als nach der Entwick- 
! lung in den voraufgegangenen Jahren vorhergesehen werden 
konnte. Sie war unabweisbar, da sie auf § 27 des Heim- 
1 kehrergesetzes und § 13 des Häftiingshilfegesetzes beruht. 


j Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 300. 


47 



Drucksache V/862 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 



An über- und 

Haushalts- 

*) außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1965 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Begründung 


noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


11 12 
300 


2 705 000 000- | 


46 976 122,97 


Leistungen nach dem Bundeskindergeldgesetz 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß der Anteil 
der fünften und weiteren Kinder an der Gesamtzahl der Kin- 
der weitaus höher ist, als nach den verfügbaren Unterlagen 
für 1965 vorhergesehen werden konnte. Sie war unabweis- 
bar, da sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 11 (15 464 429,79 DM); 
im übrigen Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


11 13 
602 


2 094 000 000,- 


i 


61 744 048,86 


Zuschuß des Bundes an die knappschaftliche Rentenver- 
sicherung 


Die Aufwendungen der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung für Rentenleistungen, für die Krankenversicherung der 
Rentner sowie für Verwaltungskosten sind im Jahre 1965 
unerwartet gestiegen. Sie konnten durch höhere Beitrags- 
einnahmen und die Verminderung der Rücklage infolge Än- 
derung des § 131 des Reichsknappschaftsgesetzes nur zum 
Teil ausgeglichen werden. 

Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung; sie 
war deshalb unabweisbar. Sie konnte bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen werden. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


11 13 
603 


32 500 000,— 


468 907,27 


Zuschüsse an die knappschaftliche Krankenversicherung 


Infolge höherer Arbeitsverdienste in den knappschaftlichen 
Betrieben und der Heraufsetzung der Beitragsbemessungs- 
grenze in der gesetzlichen Krankenversicherung ab 1. Sep- 
tember 1965 erhöhte sich der Zuschuß des Bundes; er beträgt 
1 v. H. der beitragspflichtigen Arbeitsverdienste. 

Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung; sie 
war deshalb unabweisbar. Sie konnte bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen werden. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


11 13 
605 


30 000 000,— 


j 


| 


1 325 336,74 


Fremdrenten in der Unfallversicherung 


Die Zahl der Rentner ist im Rechnungsjahr 1965 stärker an- 
gestiegen, als bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
: 1965 angenommen werden konnte. 

Da die Ausgaben auf gesetzlicher Verpflichtung beruhen, 
waren sie unabweisbar. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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11 13 
606 


500 000, — 366 293,44 ] Erstattung der Aufwendungen für die Krankenhilfe an Heim- 

I kehrer 

; j 

! Die Zahl der aus der Sowjetischen Besatzungszone entlas- 
i | senen Häftlinge und der Heimkehrer aus den Ostgebieten 

! hat sich im Jahre 1965 unerwartet erhöht. Außerdem sind die 
| j Kosten für die Krankenhilfe gestiegen. 

| j Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 300. 


11 13 
609 


37 300 000 — 


254 758,64 


Kosten der gesetzlichen Unfallversicherung für Bundes- 
hetriebe, die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung, die Arbeitslosen sowie für son- 
stige Betriebe und Unternehmen, für die der Bund Träger der 
Unfallversicherung ist 


i In der zweiten Hälfte des Rechnungsjahres 1965 mußten grö- 
I ßere Nachzahlungen geleistet werden, die nicht vorherzu- 
sehen waren. 

' Da die Ausgaben auf gesetzlicher Verpflichtung beruhen, 

| waren sie unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 610. 


11 13 
613 


3 200 000,— 




1 398 065,51 


Zuschüsse an die hüttenknappschaftliche Pensions Versiche- 
rung im Saarland 


Die der hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung durch 
das Gesetz über Leistungsverbesserungen in der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saarland vom 
6. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1087) entstandenen 
Mehreaufwendungen waren in Höhe von 34 v. H. vom Bund 
zu tragen. Dadurch ergaben sich Mehrausgaben, die auf ge- 
setzlicher Verpflichtung beruhten und daher unabweisbar 
waren; sie konnten bei der Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1965 nicht vorhergesehen werden. 


Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 300. 


11 13 
650 


166 532 317,91 


Leistungen des Bundes an die knappschaftliche Rentenver- 
sicherung für Rechnung der Unternehmen des Steinkohlen- 
und Eisenerzbergbaues 


Wegen der besonderen Bedingungen im Steinkohlen- und 
Eisenerzbergbau zahlte der Bund im Rechnungsjahr 1965 für 
Rechnung dieser Unternehmen an die knappschaftliche Ren- 
tenversicherung einen Anteil von 4,5 v. LI. der beitrags- 
pflichtigen Arbeitsverdienste des Jahres 1964. Die genaue 
Höhe der Bundesleistung war bei der Aufstellung des Bun- 
deshaushaltsplans 1965 noch nicht zu übersehen; bei 
I Kap. 11 13 Tit. 650 wurde daher kein Geldansatz veran- 
| schlagt. Die Ausgabe war auf Grund der von der Bundes- 
I regierung eingegangenen Verpflichtung unabweisbar. 
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noch Einzelplan 1 1 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 7. Sitzung am 26. Januar 1966 von der Maßnahme zu- 
j stimmend Kenntnis genommen. 

Der Ausgabe stehen zusätzliche Einnahmen von 75 432 622,96 
DM bei Kap. 60 02 Tit. 65 (Beitrag der Länder zu den Leistun- 
gen des Bundes an die knappschaftliche Rentenversicherung) 
und von 48 360 990 DM bei Kap. 60 01 St 9 (Anteil des Bun- 
: des an der Einkommen- und Körperschaftsteuer) gegenüber. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 01 1 520 000,— 

206 

i 


22 789,31 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


! Mehr wegen einer zu leistenden Mietvorauszahlung für die 
| Anmietung von neuen Diensträumen als Ersatz für ein bis- 
her angemietetes Dienstgebäude, das im Zuge der Stadtpla- 
nung vorzeitig abgerissen wird. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte nicht vorher- 
gesehen werden. 

j Einsparung bei Kap. 12 17 Tit. 303. 


12 02 
510b 


340 000 000,— 


39 000 000,— 


Sondervermögen Deutsche Bundesbahn. Ausgleich von be- 
triebsfremden Lasten (Versorgungsbezüge und Verzinsung 
von Ausgleidisforderungen der Deutschen Bundesbank) 
Buchstabe a der Erläuterungen: Versorgungsbezüge 

Mehrbedarf auf Grund der ganzjährigen Auswirkung der 
Erhöhung von Gehältern und Versorgungsbezügen ab 1. Ok- 
tober 1964 sowie der Gewährung einer jährlichen Sonderzu- 
wendung. 

Die Mehrausgaben beruhen auf Gesetz und sind daher un- 
abweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 3. Sitzung am 8. Dezember 1965 von der Maßnahme 
zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 510c (25 670 000 DM); im 
übrigen Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


12 02 
510 e 


549 432 986,73 


Sondervermögen Deutsche Bundesbahn. Deckung der in den 
Jahresabschlüssen der Deutschen Bundesbahn bis einschließ- 
lich 1964 ausgewiesenen Fehlbeträge 

Gemäß § 33 Abs. 2 des Bundosbahngesetzes vom 13. Dezem- 
ber 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 955) hat die Bundesregierung 
beschlossen, daß der in den Geschäftsjahren 1961, 1962 und 
1963 entstandene Gesamtverlust der Deutschen Bundesbahn 
in Höhe von insgesamt 549 432 986,73 DM jeweils mit Wir- 
kung vom 31. Dezember des betreffenden Jahres durch Ver- 
rechnung mit Darlehensforderungen des Bundes an die Deut- 
sche Bundesbahn in gleicher Höhe gedeckt wird. Diese Ver- 
rechnung hat nunmehr stattgefunden. Der überplanmäßigen 
Haushaltsausgabe steht eine entsprechende Einnahme bei 
Kap. 12 02 Tit. 55 gegenüber. 
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*) 711 000 000, — | Liquiditätsdarlehen an das Sondervermögen Deutsche Bun- 

| desbahn 

Die Deutsche Bundesbahn hat ihr Geschäftsjahr 1964 mit 
einem Verlust von 970 000 000 DM abgeschlossen. Dieser in 
der Gewinn- und Verlustrechnung ausgebrachte Fehlbetrag 
ist gleichzeitig ein Kassenfehlbotrag, da die Deutsche Bun- 
desbahn zur Werterhaltung ihres Vermögens die Aufwen- 
dungen für Abschreibungen sofort für Reininvestitionen ver- 
wenden muß. Aus diesem Grunde ist der Kreditplafond der 
Deutschen Bundesbahn bei der Deutschen Bundesbank be- 
reits seit langem ausgeschöpft. Auch bei der Verkehrs-Kre- 
dit-Bank stehen nennenswerte Mittel zur Zwischenfinanzie- 
rung, mit denen neben den in 1965 seitens des Bundes ge- 
währten Liquiditätsdarlehen die Zahlungsbereitschaft der 
Deutschen Bundesbahn bisher noch aufrechterhalten wer- 
den konnte, nicht mehr zur Verfügung, da insoweit auch der 
zeitanteilige Verlust 1965 finanziert werden mußte. Hinzu 
kommt, daß von den für das Geschäftsjahr 1965 vorgesehe- 
nen Bundesbahnanleihen zur Finanzierung von Investitionen 
aus markt politischen Gründen zwei Anleihen von 
325 000 000 DM bzw. 240 000 000 DM, zusammen 
565 000 000 DM, im Jahre 1965 nicht mehr aufgelegt, werden 
konnten. 

Zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfähigkeit der Deutschen 
Bundesbahn im Monat November und Dezember 1965 ist es 
daher unabweisbar geworden, der Deutschen Bundesbahn 
Liquiditätsdarlehen von insgesamt 711 000 000 DM zu gewäh- 
ren. 

1 Diese Entwicklung war bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 nicht vorauszusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 3. Sitzung von dieser Maßnahme zustimmend Kennt- 
nis genommen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


42 000,— 


10 061,51 


Zuschuß zu den Kosten der Stationierung eines Fahrzeuges 
für den Wetter- und Rettungsdienst in der mittleren Nordsee 


Anteilige Mehrausgaben infolge erhöhter Betriebskosten des 
norwegischen Wetter- und Rettungsschiffes MS „Storeknut". 
Die Besatzung des Wetter- und Rettungsschiffes, die bisher 
während der Stationierungsperiode sechs Monate ununter- 
brochen auf See Tag und Nacht Dienst zu leisten hatte, 
wird nunmehr monatlich abgelöst. Die hierfür notwendigen 
Personalmaßnahmen innerhalb der Reederei des Vercharte- 
rers führen zu einer Erhöhung der Gesamtkosten, von denen 
die Bundesrepublik Deutschland vertragsgemäß ein Viertel 
zu tragen hat. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 600. 


51 



Drucksache V/862 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 



An über- und 


Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 


1965 

1 gabemittein sind 

Begründung 


, zugewiesen 


DM 

DM 



12 02 
606 a 


12 02 
606 b 


12 02 
675 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


650 000 — | 


780 000,— 


Beitrag an die Seeberufsgenossenschaft für die Seemanns- 
kartei und für die Durchführung der Schiffssicherheitsvor- 
schriften des Bundes 


Nach dem Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiet der Seeschiffahrt vom 24. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. II 
S. 833) führt die Seeberufsgenossenschaft die Vorschriften 
des Bundes zur Sicherung der Seeschiffahrt (Schiffssicher- 
heitsvorschriften) aus. Die Kosten der Durchführung der 
Schiffssicherheitsvorschriften trägt, soweit sie nicht durch 
besondere Einnahmen gedeckt werden, der Bund. 

Nach den im Laufe des Rechnungsjahres 1965 getroffenen 
Feststellungen des Bundesversicherungsamtes und des Bun- 
desrechnungshofes reichte der für das Rechnungsjahr 1965 
veranschlagte Betrag von 650 000 DM nicht aus. Der Mehrbe- 
darf war im Zeitpunkt der Veranschlagung nicht vorherseh- 
bar. Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil sie auf ge- 
setzlicher Verpflichtung beruht. 


Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 951. 


90 000,— 


20 735,19 


Beitrag an die Binnnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft für 
die Überwachung der Schiffssicherheit auf Bundeswasser- 
straßen 


Nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes 
auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 1956 
(Bundesgesetzbl. II S. 317) hat der Bund die Selbstkosten für 
die Überwachung der Schiffssicherheit auf Bundeswasser- 
straßen zu tragen. Mit der Überwachung ist neben der Be- 
hörde der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung durch Verord- 
nung vom 12. April 1956 die Binnenschiffahrts-Berufsgenos- 
senschaft beauftragt. Ihr werden die angefallenen Kosten 
jährlich nachträglich erstattet. 

Für das Kalenderjahr 1964 hat die Binnenschiffahrts-Berufs- 
| genossenschaft eine Kostenrechnung in Höhe von 
| 110 735,19 DM vorgelegt. 

Bei der Aufstellung des Haushalts 1965 konnte mit diesem 
Bedarf nicht gerechnet werden. Die Mehrausgabe war unab- 
weisbar, weil sie auf rechtlicher Verpflichtung beruht. 


Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 600. 


886 600 — 


61 200 — 


Beiträge an internationale Organisationen 

Mehr auf Grund der von der Weltorganisation für Meteoro- 
logie beschlossenen Beitragserhöhungen für 1965. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 14 Tit. 309. 
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440 000,— 


242 000,— 


45 000,— 


1 440 000,— 


164 280,36 j Betriebsheihilfe für den Werkfernverkehr im Zonenrand- 
! gebiet und in den Frachthilfegebieten 

Mehr für erstmals im Rechnungsjahr 1965 auch für Leerfahr- 
ten im Werkfernverkehr gewährte Betriebsbeihilfen. Die 
I Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 600. 

209 215,38 Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Der Mehrbedarf ist entstanden, weil durch die vorzeitige 
Fertigstellung von Bundesdarlehenswohnungen ein Teil der 
erst später erwarteten Umzüge bereits im Jahre 1965 erfol- 
gen konnte. Durch die Besetzung neuer Planstellen sind 
zusätzliche Umzüge erforderlich geworden. 

Außerdem waren durch den Ausbau des nordwestdeutschen 
Wasserstraßennetzes und das Auslaufen des Moselausbaues 
1965 umfangreiche Umsetzungen von Personal notwendig, 
die mit erheblichen Aufwendungen an Umzugskosten ver- 
bunden waren. 

Die Mehrausgabe war unvorhersehbar, weil bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 die zu erwartenden 
Umzugskosten nur geschätzt werden konnten. Sie war unab- 
weisbar, weil zur Leistung der Ausgabe eine rechtliche Ver- 
pflichtung besteht. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 751. 

21 214,08 Gerichts- und ähnliche Kosten 


Mehrbedarf durch unvorhergesehene Anwaltskosten für das 
Revisionsverfahren im Rechtsstreit Scarlett Reederei GmbH 
gegen die Bundesrepublik Deutschland wegen Schadens- 
ersatzes infolge Amtspflichtverletzung im Zusammenhang 
mit der Schiffskatastrophe bei der Überführungsfahrt des 
Fährschiffes „Tina Scarlett“ am 7. Oktober 1960 auf dem 
Rhein bei Emmerich. 

Die Mehrausgabe war nicht vorherzusehen und unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 304. 


414 454,50 


Gesetzliche Kosten der Unfallversicherung nach der Reichs- 
versicherungsordnung 


Die Mehrausgabe ist auf die Auswirkungen des Gesetzes 
zur Neuregelung der gesetzlichen Unfallversicherung vom 
30. April 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 241), des 6. Renten- 
anpassungsgesetzes vom 21. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. 
I S. 1008) und des 7. Rentenanpassungsgesetzes vom 23. De- 
zember 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 1085) zurückzuführen. Sie 
war unabweisbar und bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 nicht vorhersehbar. 


Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 762. 


53 



Drucksache V/862 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Kap. 

Tit. 


12 03 
303 


12 03 
714 


12 03 
790 


| An über- und 
Haushalts- , *) außerplan- 

betrag 1 mäßigen Aus- 

1965 \ gabemittein sind 

zugewiesen 

DM I DM 


Begründung 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


100 000 ,— 


29 636,82 


Ersatzleistungen infolge von Schiffsunfällen 


Außerordentlicher Mehrbedarf aus Anlaß des Schiffsunfalles 
des Küstenmotorschiffes „Catharine" am 26. Dezember 1959 
im Elbe-Lübeck-Kanal. Der in diesem Zusammenhang ent- 
standene Rechtsstreit konnte erst im Rechnungsjahr 1965 
zum Abschluß gebracht werden. Die Inanspruchnahme über- 
planmäßiger Mittel war zwangsläufig und konnte bei der 
Veranschlagung der Haushaltsmittel für das Rechnungsjahr 
1965 nicht vorhergesehen werden. 


Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 304. 


2 000 000 — 


11 000 000 ,— 


4 996 337,57 


Außergewöhnliche Sicherung der Ufer des Nord-Ostsee- 
Kanals — 1. Teilbetrag — 


Sohle und Böschungen im Nord-Ostsee-Kanal sind an ver- 
schiedenen Stellen in einem sehr schlechten Zustand. Die 
Schäden erstrecken sich in der Hauptsache auf die Unter- 
wasserböschungen, die ausgewaschen und auf einigen Strek- 
ken zu steil geworden, nicht mehr standsicher sind. 

Als Folge davon sind bereits gefährliche Böschungsrutschun- 
gen eingetreten. Zu den bekannten Schadenstellen im Grü- 
nenthaler Einschnitt und am Räder Durchstich östlich von 
Rendsburg kam eine weitere Stelle in der Niederung bei 
Burg-Kudensee hinzu. Hier waren plötzlich erhebliche Deich- 
sackungen eingetreten, die, wenn sie weiter fortgeschritten 
wären, zur Überschwemmung weiter Niederungsflächen hät- 
ten führen müssen. Die dann eintretenden Schäden wären 
unübersehbar gewesen. Mit umfangreichen Sicherungsmaß- 
nahmen mußte deshalb sofort begonnen werden. Hierzu 
reichten die veranschlagten Mittel jedoch nicht aus. Bei der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 konnte der Mehr- 
bedarf nicht vorhergesehen werden. Die Inanspruchnahme 
überplanmäßiger Mittel war unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Kap. 12 03. 


581 602,11 


Ausbau des Dortmund-Ems-Kanals von Dortmund bis Emden 
(Süd- und Nordstrecke) — 19. Teilbetrag — 


Anläßlich der Planungsarbeiten für den Ersatzneubau der 
Brücke über das Unterhaupt der alten Schleuse Hüntel sind 
große Risse in den Seitenwänden und eine Umläufigkeit 
der Sohle des Unterhauptes der Schleuse festgestellt wor- 
den, so daß die Schleuse gesperrt werden mußte. Da eine 
Instandsetzung des Hauptes unter Beibehaltung der alten 
Seitenwände technisch nur schwer zu lösen und unwirt- 
schaftlich gewesen wäre, mußte das abgängige Unterhaupt 
durch einen Neubau ersetzt werden. Die Arbeiten zum Ab- 
bruch des alten Bauwerks und für den Bau des neuen Haup- 
tes mußten sofort eingeleitet werden, auch um die Verkehrs- 
unterbrechung auf der Nordstrecke des Dortmund-Ems- 
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12 03 8 000 000,— 

796 


12 03 
apl. 890 


Kanals möglichst kurz zu halten. Hierzu reichte aber der 
ursprünglich vorgesehene Betrag nicht mehr aus, weil aus 
dem Haushaltsansatz zu Beginn des Jahres die vertrags- 
gemäß fällig gewordene letzte Rate des Öffa-Darlehens in 
Höhe von 6 000 000 DM zurückgezahlt worden war. Um 
Mehrkosten infolge Unterbrechung der Bauarbeiten zu ver- 
meiden, war die Inanspruchnahme überplanmäßiger Mittel 
unabweisbar. Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1965 konnte die Mehrausgabe nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 792 und Tit. 772. 

1 500 000, — Neubau von zweiten Schleusen an den 6 Gefällstufen des 

Wesel-Datteln-Kanals — 8. Teilbetrag — 

Die günstigen Witterungsverhältnisse in den Wintermonaten 
haben dazu geführt, daß die Bauarbeiten nicht, wie in frü- 
heren Jahren üblich, unterbrochen werden mußten. Durch den 
somit unerwarteten Baufortschritt an den Schleusenbaustel- 
len in Hünxe und Dorsten ist ein höherer Geldbedarf ent- 
standen, als nach den Erfahrungen der letzten Jahre erwartet 
werden konnte. Zur Fortführung der Bauarbeiten in den 
baugünstigen Sommermonaten war die Bereitstellung über- 
planmäßiger Haushaltsmittel unabweisbar. Die Mehrausgabe 
konnte bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 
nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 797 und Tit. 799. 

*) 10 000, — Bundesanteil am Stammkapital der Nordwest-Kanal GmbH 
und der Rheinisch- Westfälischen-Kanal GmbH 

Der Bund und die beteiligten Länder Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen sowie die Freie Hansestadt Bremen haben 
eine langfristige Planung u. a. über den Ausbau der West- 
strecke des Mittelland-Kanals und des Küstenkanals sowie 
über den Ausbau von Wasserstraßen des westdeutschen 
Kanalnetzes aufgestellt und in entsprechenden Regierungs- 
abkommen vom 14. September 1965 die Durchführung der 
Ausbaumaßnahmen festgelegt. 

Zur Finanzierung der Bauvorhaben sind die entsprechend 
Artikel 4 der Abkommen vorgesehenen Gesellschaften, näm- 
lich die Nordwest-Kanal GmbH in Hannover und die Rhei- 
nisch-Westfälische-Kanal GmbH in Münster, am 11. Okto- 
ber 1965 errichtet worden. Nach Artikel 5 der Abkommen 
beträgt das Stammkapital der Gesellschaften jeweils 30 000 
DM, wovon der Bund jeweils 66 2 /3 l0 /o gleich 20 000 DM 
übernehmen muß. Um die Voraussetzung zur Eintragung der 
Gesellschaften in das Handelsregister zu schaffen, muß nach 
§ 7 des GmbH-Gesetzes der erforderliche Anteil von jeweils 
25 °/o des Stammkapitals eingezahlt werden. Bei der Ver- 
anschlagung der Mittel für 1965 war die Ausgabe nicht vor- 
hersehbar. Die Inanspruchnahme außerplanmäßiger Mittel 
war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 774. 
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301 


öffentliche Dienste des Instituts 

Mehr für den Ankauf von Decca-Hi-Fix-Geräten. 


Die Hi-Fix-Kette, die bisher vom Deutschen Hydrographi- 
schen Institut (DHI) im Rahmen einer von Dienststellen des 
Bundesministers der Verteidigung und der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung durchgeführten Großerprobung des 
Funk-Ortungsverfahrens für seine Vermessungsarbeiten mit- 
benutzt werden konnte, mußte unvorhergesehen von der 
Nordsee in die Ostsee verlegt werden. Da einerseits die 
Erprobung ergeben hat, daß ein ständiger Einsatz der Or- 
tungsgeräte im Bedeckungsgebiet einer von der Freien und 
Hansestadt Hamburg errichteten Hi-Fix-Kette die Leistungen 
des DHI auf dem Gebiet der Seevermessung erheblich stei- 
gern würde, andererseits eine weitere Anmietung der mit- 
benutzten Empfangsanlagen über den Erprobungszeitraum 
hinaus nicht möglich ist, mußten die erforderlichen Geräte 
nunmehr angekauft werden, um die deutsche Seevermessung 
dauernd dem fortentwickelten Stand der Technik anzupassen. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


12 12 
200 


250 000,— 


Einsparung bei Kap. 12 09 Tit. 302 und Tit. 304. 


98 835,95 


Geschäftsbedürfnisse 


Mehrbedarf aus Anlaß des Umzuges in das neue Dienst- 
gebäude sowie zusätzlicher Sachaufwand infolge Zunahme 
des Umfangs der Aufgaben (insbesondere Rationalisierung 
der Auskunftserteilung aus dem Verkehrszentralregister 
durch Einsatz moderner Fotokopierautomaten). 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen 
werden. 


Einsparung innerhalb des Kap. 12 12. 


12 12 220 000,— 

203 


12 12 270 000,— 

206 


16 566,16 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanla- 
gen sowie Rundfunk- und Fernsehgebühren 


Mehrbedarf infolge Zunahme des Umfangs der Aufgaben 
(insbesondere Auskunfterteilungen aus dem Verkehrszentral- 
register an Justiz-, Verwaltungs- und Polizeibehörden) und 
der damit verbundenen höheren Post- und Fernmeldegebüh- 
ren. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen 
werden. 


Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 601. 


41 751,90 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Mehrbedarf für Heizung und elektrische Kraft sowie für son- 
stige gestiegene Bewirtschaftsungskosten im neuen Dienst- 
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12 12 1 382 800, — 

210 


12 12 1 150 000, — 

300 


12 12 360 000, — 

600 a 


12 15 5 300 000,— 

302 


gebäude. Die veranschlagten Strom- und Heizungskosten 
konnten bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 
in Ermangelung von Erfahrungswerten nur geschätzt werden. 

| Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte nicht vorher- 
gesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 601. 

i 

40 899,99 j Kosten der maschinellen Aufbereitungen 

Mehrbedarf für maschinelle Aufbereitungen zur Erzielung 
eines rationellen Arbeitsablaufs. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte bei der Auf- 
j Stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen 
, werden. 

| Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 601. 

234 423,51 Druck- und Buchbinderarbeiten zur Herstellung der Kraft- 
fahrzeug- und Anhängerbriefe sowie sonstiger Vordrucke 

j Mehrbedarf infolge unerwartet hoher Anforderungen der 
| Kraftfahrzeughersteller und -zulassungsstellen auf Lieferung 
von Kraftfahrzeug- und Anhängerbriefen. Die Zuteilung der 
Briefe an die Anforderungsstellen ist gesetzlich vorgeschrie- 
ben (§§ 21 und 23 StVZO und DA). 

! 

| Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen 
werden. 

i Der Mehrausgabe stehen Mehreinnahmen bei Kap. 12 12 
| Tit. 3 gegenüber. 

I 

38 931,29 Förderung von Maßnahmen zur Hebung der Verkehrssicher- 
heit und der Geräuschbekämpfung im Straßenverkehr 

a) technische Fortenwicklung von Verkehrsmitteln 

Für Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft im Straßenver- 
kehr war die Vergabe eines Forschungsvorhabens an Prof. 
Dr. Luther dringend geboten. Für Messungen zur Festlegung 
eines mittleren Fahrstands für Personenkraftwagen in deut- 
schen Großstädten sind Mehrausgaben entstanden, die nicht 
vorhergesehen werden konnten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 600b und Tit. 601. 

791 902,75 Miete und Gebühren für Fernmeldeanlagen 

Mehrbedarf zur Zahlung von Miete für Fernmeldeanlagen, 
insbesondere für Fernmeldeeinrichtungen für die Europäische 
Organisation zur Sicherung der Luftfahrt (EURO-CONTROL). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 675. 
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6 877 744,87 


Deutsche Lufthansa AG r Köln, Abgeltung von Eingangs- 
abgaben 


Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehörteilen im 
Ausland hat die Deutsche Lufthansa AG Eingangsabgaben 
(Zoll- und Umsatzausgleichsteuer) zu entrichten. Bei der 
Ermittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon ausgegangen 
worden, daß die Deutsche Lufthansa AG die Mittel für die 
fiskalischen Abgaben nicht selbst aufzubringen hat. Ihr sollen 
daher die entsprechenden Beträge als Zuschüsse zur Verfü- 
gung gestellt werden. 

Nach den in der Zeit vom Juni 1965 bis Dezember 1965 
von den Zollämtern erteilten Bescheiden hat die Deutsche 
Lufthansa AG zu entrichten: 

Zoll 555868,19 DM 

Umsatzausgleichsteuer 6 321 876,68 DM 

zusammen 6 877 744,87 DM 

Nachdem dieser Betrag der Deutschen Lufthansa AG bis zum 

24. Dezember 1965 gestundet worden war, ist er ihr als 
Zuschuß zur Abgeltung von Eingangsabgaben zur Verfügung 
gestellt worden. 

Der Ausgabe stehen gleichhohe Einnahmen bei Kap. 60 01 
St 2 und St 10 gegenüber. 


Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


14 01 
103 a 


694 000,— 


1 012 548,69 


Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen für beamtete Hilfs- 
kräfte sowie Hilfsleistungen durch Soldaten (Dienstbezüge, 
Zulagen und Zuwendungen für beamtete Hilfskräfte) 


Die Dienstbezüge der Beamten, die mit dem Ziel einer Ver- 
setzung zum Ministerium abgeordnet werden, sind bei 
Tit. 103 a zu buchen. Die Haushaltsmittel hierfür sind jedoch 
bei Tit. 101 veranschlagt, da diese Beamten nach Ablauf ihrer 
Probedienstzeit versetzt und aus einer freien Planstelle des 
Ministeriums besoldet werden. Einsparungen bei Tit. 101 
können gemäß § 11 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1965 zur 
Verstärkung der bei Tit. 103 veranschlagten Mittel verwen- 
det werden. 

Im Rechnungsjahr 1965 reichten jedoch die Einsparungen 
bei Tit. 101 nicht zur Deckung der Mehrausgabe bei Tit. 103 
aus, da nach § 13 des Haushaltsgesetzes 1965 für das Mini- 
sterium neue Beamtenplanstellen bewilligt und eine Anzahl 
von Stellen gehoben worden sind, für die im Haushalt keine 
Mittel vorgesehen waren. 


Einsparung innerhalb der Kap. 14 01 und 14 02. 
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14 01 
104 a 


20 880 000,— 


1 915 964,44 


Bezüge der nichtbeamteten Kräfte (Vergütungen der Ange- 
stellten) 


Die Bezüge der auf Beamtendienstposten eingesetzten Ange- 
stellten sind bei Tit. 101 veranschlagt worden. Hieraus sollte 
gemäß § 11 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1965 die Mehr- 
ausgabe bei Tit. 104 a gedeckt werden. 

Durch die Nachschiebeliste 1965 sind jedoch für das Mini- 
sterium zusätzliche Beamtenplanstellen bewilligt und eine 
Anzahl von Stellen gehoben worden. Mittel hierfür waren im 
Haushalt 1965 nicht veranschlagt. Einsparungen bei Tit. 101 
zur Deckung der Mehrausgaben bei Tit. 104 a sind daher 
nicht entstanden. 


Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 601 a. 


14 01 
107 


28 000 000,— 


4 000 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften 


Die Mehrausgabe beruht auf der zunehmenden Zahl von 
Beihilfefällen und den gestiegenen Kosten für Kranken- 
behandlung nach Änderung der Gebührensätze für Arzte 
und Zahnärzte ab 1. April 1965. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 601 a. 


1401 

108 


1 920 000,— 


361 912,87 


Beschäftigungs Vergütungen, T rennungsentschädigungen, 

Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte und Sol- 
daten sowie für Angestellte und Arbeiter 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß sich die 
Zahl der Beschäftigten infolge Bewilligung zusätzlicher Plan- 
stellen nach § 13 des Haushaltsgesetzes 1965 erhöht hat und 
die Bestimmungen über Abfindungen bei getrennter Haus- 
haltsführung durch die Trennungsgeldverordnung vom 12. 
August 1965 verbessert worden sind. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte nicht vor- 
hergesehen werden. 


Einsparung innerhalb des Kap. 14 01. 


14 01 


230 000,— 


449 284,92 


Ministerialblatt des Bundesministers der Verteidigung 


310 


Die Vorarbeiten für die VMB1. -Erlaßsammlung waren soweit 
fortgeschritten, daß im Jahre 1965 mit dem Druck des ge- 
samten Grundwerks begonnen werden konnte. Das hat sich 
als wirtschaftlich erwiesen, weil sonst Ausgaben für den 
Nachdruck bisher vergriffener Jahrgänge des VMB1. für die 
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Versorgung neu aufgestelltcr Truppenteile und Dienststellen 
entstanden wären. 

Die Mehrausgabe war somit unabweisbar und konnte nicht 
vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 303 a. 


14 02 
219 


250 000,— 


97 707,61 


Gerichts- und ähnliche Kosten 

Bei den Gerichts- und ähnlichen Kosten ist eine Beeinflussung 
der Ausgaben durch Bewirtschaftungsmaßnahmen nicht mög- 
lich. Der Mehrbedarf beruht im wesentlichen auf erhöhten 
Gebühren und Auslagen in Verwaltungsstreitsachen und 
Patentangelegenheiten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 231. 


14 02 
222 


383 580 200,— 


44 315 973,41 


Erstattungen an andere Bundesbehörden (gemäß § 58 RWB) 
für Aufwendungen zur Durchführung von Verteidigungs- 
aufgaben 


Aus diesem Titel werden u. a. Ausgaben für die Versorgung 
der Soldaten der Bundeswehr erstattet (Kap. 33 04). Gegen- 
über den hierfür veranschlagten Mitteln von 340 087 000 DM 
mußten infolge Erhöhung der Versorgungsbezüge auf Grund 
des Vierten Besoldungserhöhungsgesetzes vom 13. August 
1964, infolge Verbesserung der gesetzlichen Bestimmungen 
über die Gewährung von Umzugskostenvergütung, wegen 
Zunahme der Empfänger von Ubergangsbeihilfen sowie 
infolge der gestiegenen Kosten für Heilbehandlung 
45 230 060,11 DM mehr aufgewendet werden. Dieser unvor- 
hergesehene und unabweisbare Mehrbedarf führte zu der 
angegebenen Mehrausgabe. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 02 
apl. 241 


*) 16 580,73 


Aufwandsentschädigung für den Direktor des Planungs- 
stabes der Ständigen Gruppe Washington 


Generalmajor Ferber hat den Dienst als Direktor des Pla- 
nungsstabes der Ständigen Gruppe Washington am 1. Au- 
gust 1964 angetreten. Bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 waren die notwendig werdenden Ausgaben 
für außergewöhnlichen Aufwand (Aufwandsentschädigung) 
nicht vorherzusehen. Die Ausgabe war unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 240 und Tit. 231. 


14 02 
530 


4 000 000,— 


1 200 000 ,— 


Betrieb der Versuchsanlagen und Einrichtungen für die 
wehrtechnische Entwicklung in einem Entwicklungszentrum 


Die überplanmäßige Haushaltsausgabe war zur Deckung des 
Liquiditätsbedarfs der Industrieanlagen-Betriebsgesellschaft 
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14 02 3 462 000 — 

601 c 


14 02 3 500 000,— 

605 


14 02 470 000 — 

610 


14 02 
apl. 965 


mbH (IABG) erforderlich, die sich noch im Aufbaustadium 
befindet. Der Bund ist vertraglich verpflichtet, die Unter- 
deckung auszugleichen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und infolge der 
vertraglich übernommenen Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 395 a. 

237 218,12 NATO-Infrastruktur (Zuschüsse der Bundesrepublik zu 
NATO-Depotanlagen) 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß für das 
Rechnungsjahr 1966 vorgesehene Zahlungen bereits im 
Rechnungsjahr 1965 abgerufen worden sind. Sie war unab- 
weisbar, weil sie in Erfüllung internationaler Verpflichtungen 
zu leisten war. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 601 a. 

594 927,91 Wohnungs- und Heizungskostenzuschüsse an Angehörige 
j der Bundeswehr und der Bundeswehrverwaltung 

An Angehörige der Bundeswehr werden bei Vorliegen be- 
stimmter Voraussetzungen Wohnungs- und Heizungskosten- 
zuschüsse gezahlt. Die Ausgaben sind zwangsläufig. Der 
Mehrbedarf ist auf die Mieterhöhungen für bundeseigene 
Wohnungen (Richtlinie Nr. 9/64 des Bundesministers für 
Wohnungsbau vom 15. Juni 1964 betr. Angleichung der 
Bundesdarlehenswohnungen an das allgemeine Mieten- 
gefüge) und auf Verzögerungen bei der Durchführung des 
Wohngeldgesetzes zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 612. 

30 000, — Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zu den Verwaltungs- 

kosten des NATO-Ersatzteil-Versorgungssystems 

Die Mehrausgabe ist auf die bei Aufstellung des Bundes- 
haushalts 1965 nicht vorhergesehene nachträgliche Erhöhung 
des Haushalts der Zentrale des NATO-Ersatzteil-Versor- 
gungssystems in Paris zurückzuführen. Sie war unabweisbar, 
weil sie in Erfüllung internationaler Verpflichtungen zu 
leisten war. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 600 a. 

*) 140 000 000, — Abgeltung für eingestellte Ausrüstungshilfen 

Aus politischen Gründen ist es erforderlich geworden, im 
Rahmen von Ausrüstungshilfeprojekten vorgesehene Mate- 
rial- und Waffenlieferungen einzustellen und die Empfänger- 
staaten durch eine finanzielle Leistung zu entschädigen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 
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14 03 1 970 000 000,- 

102 a 


14 03 243 000 000,— 

102 b 


14 03 14 000 000,— 

215 a 


14 03 23 000 000,— 

217 a 

62 


94 641 844,78 Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen für Berufssoldaten 
und Soldaten auf Zeit 

Der Mehrbedarf ist auf die Erhöhung der Dienstbezüge nach 
dem Vierten Gesetz zur Änderung beamten- und besoldungs- 
rechtlicher Vorschriften vom 31. August 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1024) — Vorschaltgesetz — und auf die Einführung 
der Weiterverpflichtungsprämie für Soldaten auf Zeit ab 
1. Juli 1965 (gemäß BGBl. I 1965 S. 1005) zurückzuführen. 

Einsparung bei Kap. 14 19 Tit. 965. 


33 073 728,40 Wehrsold, Übungsgeld sowie Zulagen und Zuwendungen 
für Wehrpflichtige 

Der Mehrbedarf beruht auf der Erhöhung des Wehrsoldes 
ab 1. Juli 1965 nach dem Zweiten Gesetz zur Änderung des 
Wehrsoldgesetzes (Bundesgesetzbl. I S. 981) sowie darauf, 
daß die Zahl der Wehrpflichtigen um die Zahl der nicht in An- 
spruch genommenen Planstellen für Berufssoldaten und Sol- 
daten auf Zeit gemäß Haushaltsvermerk erhöht worden ist. 

Einsparung bei Kap. 14 19 Tit. 350. 


3 500 000, — Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 

Die finanziellen Auswirkungen des Bundesreisekostengeset- 
zes vom 20. März 1965 (Erhöhung der Reisekostensätze, Ab- 
findung mit vollen Reisekostensätzen anstelle bisher ge- 
kürzter Abfindungen für bestimmte Dienstgeschäfte) waren 
im Zeitpunkt der Veranschlagung der Mittel nicht zu über- 
sehen. Im übrigen mußten durch Umgliederungsmaßnahmen 
in der Bundeswehr vermehrt Reisen ausgeführt werden, die 
zu unabweisbaren Mehrausgaben führten. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


1 1 000 000, — Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Die finanziellen Auswirkungen der Erhöhung der Umzugs- 
kostensätze durch das Bundesumzugskostengesetz vom 
8. April 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 253) waren im Zeitpunkt 
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14 03 
301 


14 03 
302 


14 03 
306 


14 03 
320 


31 500 000, — 


65 000 000 — 


500 000,— 


200 000,— 


der Veranschlagung der Mittel nicht zu übersehen. Sie führ- 
ten im Rahmen der im Jahre 1965 von Soldaten durchgeführ- 
ten Umzüge zwangsläufig zu Mehrausgaben. 

I Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


3 701 062,93 Betrieb der militärischen Ausbildungseinrichtungen im Inland 
(militärische Schulen, Sonderlehrgänge, Truppenlehrgänge 
und Unterweisungen für Reservisten) 

Die finanzielle Auswirkung der Erhöhungen der Reisekosten- 
sätze, der Abfindungen für bestimmte Dienstgeschäfte nach 
dem Bundesreisekostengesetz vom 20. März 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 133) sowie des Trennungsgeldes nach der Tren- 
nungsgeld-Verordnung vom 12. August 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 308) war im Zeitpunkt der Veranschlagung der Mit- 
tel nicht zu übersehen. Die geänderten Bestimmungen führten 
zwangsläufig zu unvorhersehbaren Mehrausgaben. Außer- 
dem waren im Rahmen der Ausbildung vermehrt Auslands- 
lehrgänge für fliegerisches und technisches Personal der Bun- 
deswehr einzurichten, für die den Teilnehmern eine höhere 
Abfindung gewährt werden mußte. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 308. 

6 743 512,62 Kosten für Truppenübungen (Gefechts- und Geländeschieß- 
j Übungen, übungsreisen, Geländebesprechungen und sonstige 
Übungen aller Waffen sowie Kommandierungen von Solda- 
i ten zu anderen Waffen und innerhalb ihrer Waffe) 

Die finanziellen Auswirkungen der Erhöhung der Aufwands- 
I Vergütungen (Übungsabfindungen) auf Grund des Bundes- 
| reisekostengesetzes vom 20. März 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 133) führten zwangsläufig zu Mehrausgaben, die bei der 
Veranschlagung der Mittel nicht vorhergesehen werden 
konnten. Außerdem ist ein Mehrbedarf an Schießgebühren 
für das Üben der Bundeswehr auf ausländischen Plätzen ent- 
standen. 

Einsparung bei Kap. 14 19 Tit. 350. 

260 489,53 Ersatzleistungen für Übungsschäden 

Die Mehrausgabe ergab sich durch die Abwicklung noch im 
Rechnungsjahr 1964 entstandener Übungsschäden, die erst 
im Rechnungsjahr 1965 endgültig abgerechnet werden konn- 
ten. 

Einsparung innerhalb des Kap. 14 03. 

110 295,75 Tierhaltung (Zug- und Tragtiere, Hunde) mit Ausnahme der 
Futterkosten 

Infolge verspäteter Anlieferung mußten Zahlungen auf Grund 
von im Rechnungsjahr 1964 erteilten Aufträgen über Zug- 
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14 03 10 000 000,— 

570 


14 04 562 600 000 — 

104 a 


und Tragtierausrüstungen zwangsläufig zu Lasten der Mittel 
des Rechnungsjahres 1965 geleistet werden. Da die veran- 
schlagten Mittel hierfür nicht ausreichten, ist eine Mehraus- 
gabe erforderlich geworden. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 299 b. 

60 583 371,68 Darlehen an Unteroffiziere auf Zeit und Mannschaften auf 
Zeit 

An Unteroffiziere auf Zeit und Mannschaften auf Zeit werden 
nach Richtlinien des Bundesministers der Verteidigung 
(MinBIVtdg. 1964 S. 465) zinslose Darlehen nach folgenden 
Fallgruppen gewährt: 

a) für die Gründugn eines eigenen Hausstandes aus Anlaß 
der Eheschließung, 

b) für Aufwendungen, die durch eine weitere Verpflichtung 
notwendig werden, 

c) für Aufwendungen zur Beseitigung besonderer Härten im 
Sinne des § 55 Abs. 3 Soldatengesetz, die zur vorzeitigen 
Beendigung des Dienstverhältnisses führen könnten 

und darüber hinaus befristet bis zum 31. Dezember 1965 
für Entschuldungen, soweit die Gründe der Verschuldung 
nicht mißbilligt werden müssen. 

Die Darlehen sind vorweggenommene Ubergangsbeihilfen 
und werden nach dem Ausscheiden des Soldaten auf Zeit 
aus der Bundeswehr mit diesen verrechnet. Sie werden zur 
Behebung des Mangels an längerdienenden Soldaten im Rah- 
men der eingeleiteten Konsoldierungsphase der Bundeswehr 
für notwendig gehalten. 

Bei der Veranschlagung der Mittel war aus Mangel an Er- 
fahrungen nicht voraussehbar, daß die Darlehen in ver- 
mehrtem Ausmaße in Anspruch genommen werden, weil 
Vergleichswerte zunächst nicht zur Verfügung standen. 

Die Richtlinien geben den Soldaten keine Rechtsansprüche 
auf Darlehen. Eine Einschränkung der Darlehen während des 
Rechnungsjahres hätte aber die Fürsorgepflicht des Bundes 
und den Grundsatz der Gleichbehandlung verletzt. Nicht 
übersehbare Auswirkungen auf das innere Gefüge der 
Truppe wären die unausbleibliche Folge gewesen. Das hätte 
die mit der Schaffung der Darlehensrichtlinien beabsichtigte 
Wirkung in ihr Gegenteil verkehrt. 

Insoweit waren die geleisteten Mehrausgaben unvermeidbar. 
Einsparung bei Kap. 14 14 Tit. 881. 


7 797 087,45 Bezüge der nichtbeamteten Kräfte (Vergütungen der Ange- 
stellten) 

Auf Grund des Vergütungs-Tarifvertrages Nr. 4 zum BAT 
vom 24. November 1964 (MinBIFin. 1965 S. 86) und des 


64 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/862 


Kap 

Tit. 


! An über- und 
Haushalts- | *) außerplan- 

betrag mäßigen Aus- 

1965 gabemittein sind 

zugewiesen 

DM ! DM 


Begründung 


noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung 


; Tarifvertrages vom 24. November 1964 über die Gewährung 
| ! einer Zuwendung an Amgestellte (MinBIFin. 1965 S. 96) sind 

j j Mehrausgaben entstanden, die bei Aufstellung des Haus- 

| ! haltsvoranschlages 1965 nicht vorhergesehen werden konn- 

! ten. Sie waren unabweisbar, da sie auf gesetzlicher Verpflich- 

tung beruhen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 

! 

i 

14 04 j 702 000 000, — j 39 472 400, — Bezüge der nichtbeamteten Kräfte (Löhne der Arbeiter) 

104 b | i Auf Grund des Tarifvertrages vom 24. November 1964 über 

die Erhöhung der Löhne der Arbeiter des Bundes (MinBIFin. 

! 1964 S. 901) und des Tarifvertrages vom 24. November 1964 
! über die Gewährung einer Zuwendung an Arbeiter, Prakti- 
! j kanten und Lehrlinge im Bundesdienst (MinBIFin. 1965 

! S. 99 ff.) sind Mehrausgaben entstanden, die bei Aufstellung 

i des Haushaltsvoranschlages 1965 nicht vorhergesehen wor- 

I ! ! den sind. 

i j, . 

: Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung und 
! war daher unabweisbar. 

! ! Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 04 | 23 730 000,— 

i 

108 | 


14 04 2 200 000,- 

217 


3 100 000, — i Beschäftigiingsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 
! Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
1 stellte und Arbeiter 

Durch das Inkrafttreten der Verordnung über das Trennungs- 
geld bei Versetzungen und Abordnungen im Inland vom 
12. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 133) und die im Rah- 
men des weiteren Ausbaus der Bundeswehrverwaltung stei- 
gende Zahl notwendiger Abordnungen und Versetzungen 
sind Mehrausgaben entstanden, die bei Aufstellung des Haus- 
haltsvoranschlages 1965 nicht vorhergesehen worden sind. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf gesetzlicher 
Verpflichtung beruht. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 

170 600, — Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Durch vermehrte Zuweisungen von Familienwohnungen und 
durch Verbesserung des Wohnungstauschverfahrens ist die 
Zahl der Umzüge gestiegen. In Verbindung mit den durch 
das Bundesumzugskostengesetz vom 8. April 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 253) eingetretenen Verbesserungen sind dadurch 
Mehrausgaben entstanden, die bei der Aufstellung des Haus- 
haltsvoranschlages 1965 nicht vorhergesehen worden sind. 

Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung und 
war daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 210. 
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14 04 3 700 000, — 

301 


14 06 25 000,— 

215 b 


14 08 10 730 000 — 

303 


14 08 280 000,— 
309 


100 974,25 Ausbildung und Fortbildung der Verwaltungsangehörigen 

Die Mehrausgabe ist auf die nach der Verordnung über das 
Trennungsgeld bei Versetzungen und Abordnungen im In- 
land vom 12. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 133) zu zah- 
lenden höheren Sätze zurückzuführen. Sie konnte bei Auf- 
stellung des Haushaltsvoranschlages 1965 nicht vorhergese- 
hen und auch nicht durch Kürzungen des Ausbildungspro- 
gramms ausgeglichen werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf gesetzlicher 
Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 307. 

12 170,22 Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 

Da bei der Einrichtung der Dienststellen der Militärseelsorge 
in den USA und bei Aufstellung des Haushaltsvoranschlages 
für das Rechnungsjahr 1965 nicht bekannt war, daß in den 
USA Bundeswehrflugzeuge nicht zur Verfügung stehen wer- 
den und daß ziviles Personal in amerikanischen Militärflug- 
zeugen grundsätzlich nicht befördert werden darf, sind durch 
die Inanspruchnahme von Zivilmaschinen für die Dienstreisen 
der Militärgeistlichen Flugkosten entstanden, die in dieser 
Höhe nicht vorhergesehen worden sind. Die zahlreichen 
Dienstreisen der deutschen Militärgeistlichen über weite 
Strecken sind aber im Hinblick auf den bestehenden Seel- 
sorgeanspruch des deutschen Militärpersonals unabweisbar 
und die im Zusammenhang damit entstehenden Kosten 
zwangsläufig. 

Einsparung innerhalb des Kap. 14 06. 

984 353 66 Arzneimittel, Brillen und orthopädische Hilfsmittel 

Die Mehrausgabe ist in Erfüllung des Anspruchs auf unent- 
geltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 Abs. 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsoldgesetzes 
entstanden. Sie ist auf die Erhöhung der Arzneimittelpreise 
zurückzuführen. 

Der Mehrbedarf war unvorhergesehen und wegen der beste- 
henden Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Kap. 14 08. 

47 265,72 Ärztliche und zahnärztliche Untersuchungen von zivilem 
Personal der Bundeswehr und Zivilpersonen 

Die Mehrausgabe ist auf die Erhöhung der Gebühren für 
ärztliche Leistungen auf Grund der am 1. April 1965 in Kraft 
getretenen Bundesgebührenordnung für Ärzte und Zahn- 
ärzte zurückzuführen. Es handelt sich um unvorhergesehene 
Ausgaben, die wegen der bestehenden tariflichen und gesetz- 
lichen Verpflichtungen unabweisbar waren. 

Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 350. 
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14 10 
306 


25 000,— 


11 722,31 


Zusatzkost für gesundheitlich gefährdetes Personal 


Die Zahl der Anspruchsberechtigten ist durch den weiteren 
Aufbau der Chemischen Untersuchungsstellen, der Hygie- 
nisch-medizinischen Untersuchungsstellen sowie der Bundes- 
wehrlazarette trotz des allgemeinen Mangels an Arbeits- 
kräften stärker gestiegen, als bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1965 angenommen werden konnte. 

Die Ausgaben waren unvorhergesehen und mit Rücksicht auf 
den tariflichen Anspruch der Arbeitnehmer unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 304. 


14 12 
205 


22 000 000 ,— 

1 %; 2 872 674,25 

19 127 325,75 


2 581 231,82 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Im Zuge der Konsolidierung der Bundeswehr war es u. a, 
notwendig, neben den einmaligen Baumaßnahmen durch 
kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten kurzfristig zu- 
sätzliche militärische Ausbildungsmöglichkeiten zu schaffen. 
Insbesondere war die Herrichtung von Altanlagen vordring- 
lich. 

Die dadurch entstandene unvorhergesehene Mehrausgabe 
war unabweisbar, da hierdurch schnell und auf wirtschaft- 
lichste Weise dringend benötigter Liegenschaftsbedarf ge- 
deckt werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 206. 


14 12 
214 


100 000 ,— 


104 761,45 


Unterhaltung und Bewirtschaftung von nicht bundeseigenen 
Verkehrseinrichtungen, Gebäuden und Anlagen 


Infolge der schlechten Witterungsverhältnisse des abgelaufe- 
nen Rechnungsjahres sind durch die Mitbenutzung von nicht- 
bundeseigenen Verkehrsanlagen zusätzliche Kosten entstan- 
den, zu deren Zahlung die Bundeswehr rechtlich verpflichtet 
war. 

Die unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 206. 


14 12 
306 


120 000 ,— 


26 682,70 


Entschädigungen auf Grund des Schutzbereichsgesetzes und 
des Luftverkehrsgesetzes einschließlich der Kosten der Fest- 
stellung und Auszahlung 


Die Besitzerin eines Grundstücks, das im Bauschutzbereich 
eines Flugplatzes liegt, hatte im Rechnungsjahr 1963 beim 
zuständigen Landkreis einen Antrag auf Festsetzung einer 
Entschädigung nach § 19 LuftVG gestellt. Der Landkreis hat 
daraufhin im Rechnungsjahr 1965 einen Festsetzungsbescheid 
erlassen. Die von der zuständigen WBV hiergegen einge- 
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14 12 170 000 — 

307 


14 12 3 900 000,— 

571 c 


14 16 4 900 000,— 

350 


14 17 13 000 000,— 

350 


I legte Beschwerde ist zurückgewiesen worden. Der Bescheid 
. ist rechtskräftig geworden; die Entschädigung war sofort zu 
zahlen. 

Die unvorgesehene Mehrausgabe war daher unabweisbar. 

| Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 206. 

60 793,11 Entschädigungen auf Grund des Landbeschaffungsgesetzes 
einschließlich der Kosten der Feststellung und Auszahlung 

Auf bundeseigenem Gelände, das für den Bau eines NATO- 
Flugplatzes verwendet worden ist, befand sich eine Volks- 
schule, die verlegt werden mußte. Bis zur Fertigstellung der 
neuen Schule werden die Kinder an einer ca. 8 km entfern- 
ten Schule unterrichtet. Die Bundeswehr ist rechtlich ver- 
! pflichtet, die Kosten der notwendigen Schulfahrten zu über- 
| nehmen. 

! Die unvorhergesehene Mehrausgabe war daher unabweisbar. 

! Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 206. 

238 130,30 Überprüfung und Ausbau öffentlicher Verkehrseinrichtungen 
von militärischem Interesse sowie Ersatzleistungen bei Wege- 
und Straßenschäden (Ersatzleistungen bei Wege- und Stra- 
! ßenschäden) 

! Auf Grund intensiver Übungstätigkeit der Bundeswehr im 
Rechnungsjahr 1965 und infolge der ständig nassen Witte- 
rungsverhältnisse des vergangenen Sommers 1965 sind 
Wege- und Straßenschäden entstanden, für deren Beseitigung 
die Bundeswehr mehr Mittel aufwenden mußte, als ursprüng- 
lich geschätzt worden ist. 

Die dadurch entstandene unvorhergesehene Mehrausgabe 
war unabweisbar, da die Bundeswehr zur Zahlung dieser 
Kosten rechtlich verpflichtet war. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 206. 

493 678,06 Erhaltung des ABC-Schutzmaterials 

Die Mehrausgaben sind auf die Intensivierung der Aus- 
bildung im ABC-Abwehrdienst bei den Teil streitkräften und 
die damit verbundene stärkere Abnutzung des Geräts und 
den vermehrten Bedarf an Verbrauchsmaterial zurückzu- 
führen. Bei den Mehraufwendungen handelte es sich um 
zwangsläufige Ausgaben, die unvorhergesehen und zur Er- 
! reichung der gesteckten Ausbildungsziele unabweisbar not- 
I wendig waren. 

^ Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 303 a. 

1 384 749,41 I Erhaltung des Quartiermeistergeräts 

I Durch unvorhergesehene Verzögerungen in der Abwicklung 
von Verträgen konnte im Rechnungsjahr 1964 ein Teil der 
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14 18 
350 


103 000 000 — 


geplanten notwendigen Instandsetzungen und Ersatzbeschaf- 
fungen von Quartiermeistermaterial nicht durchgeführt wer- 
den. Hierdurch ist im Rechnungsjahr 1965 ein erhöhter In- 
standsetzungsaufwand erforderlich geworden, weil das ver- 
bliebene einsatzfähige Material zwangsläufig in größerem 
Umfang eingesetzt werden mußte und dadurch verstärktem 
Verschleiß unterlag. 

Das verhältnismäßig kurzlebige Quartiermeistermaterial ist 
im übrigen auch deshalb in erhöhtem Maße abgenutzt wor- 
den, weil im Rechnungsjahr 1965 mehr Übungen als erwartet 
und zudem mit einer größeren Anzahl von Wehrpflichtigen 
durchgeführt worden sind. 

Ein gewisser Anstieg der Ausgaben ist bei der Veranschla- 
gung zwar berücksichtigt worden. Er war aber in seinem 
endgültigen Umfang nicht voraussehbar. Die Erhaltungsmaß- 
nahmen waren unabweisbar und konnten nicht verschoben 
werden, um die Einsatzbereitschaft und Ausbildung der 
Truppe sicherzustellen und wertvolles Material vor unver- 
hältnismäßig hohem weiteren Schaden zu bewahren. 

j Einsparung bei Kap. 14 17 Tit. 303. 


5 995 793,67 


Erhaltung der Schiffe, Betriebswasserfahrzeuge, Boote, 
schwimmenden Geräte und sonstigen Marinegeräte 


Im Jahre 1965 waren Havarieschäden in Höhe von 2 300 000 
DM entstanden, die unvorhersehbar waren. Weitere Instand- 
setzungsmaßnahmen in Höhe von etwa 4 400 000 DM be- 
trafen Schäden, die sich erst nach der Verabschiedung des 
Haushaltsplans, vornehmlich anläßlich der Werftliegezeiten, 
herausstellten und die das kalkulierbare und veranschlagte 
Maß der zur Erhaltung der Fahrbereitschaft notwendigen 
Reparaturen erheblich überstiegen. Aus Gründen der Aus- 
bildung und der Einsatzbereitschaft der Truppe waren die 
Instandsetzungsarbeiten unerläßlich. Da die zusätzlichen 
Aufwendungen nur zu einem geringen Teil aus dem Ansatz 
gedeckt werden konnten, ist eine Mehrausgabe von 
5 995 793,67 DM erforderlich geworden. 


Einsparung bei Kap. 14 17 Tit. 303. 


14 19 


8 000 000 ,— 


463 015,18 


Charterkosten 


306 


Im Rahmen ihrer Bündnisverpflichtungen innerhalb der 
NATO war die Bundesrepublik durch Beschluß des NATO- 
Rates vom 28. April 1965 verpflichtet, an einer Übung im 
Mittelmeerraum teilzunehmen. Da der eigene Lufttransport- 
raum nicht ausreichte, mußte der fehlende Transportraum 
von der USAF gechartert werden. 

Die Durchführung der Übung war bei Aufstellung des Haus- 
haltsvoranschlages noch nicht bekannt. Die Mehrausgabe 
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konnte daher nicht vorhergesehen werden. Sie war wegen 
der internationalen Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 19 Tit. 301. 


14 21 
104 a 


46 500 000 ,— 


i 


1421 

108 


6 700 000,— 


4 422 843,48 


Bezüge der nicht beamteten Kräfte (Vergütungen der Ange- 
stellten) 


Durch die gemäß § 13 des Haushaltsgesetzes 1965 vom Haus- 
haltsausschuß des Deutschen Bundestages am 6. Mai 1965 
neu bewilligten Planstellen und Stellen für Angestellte ein- 
schließlich Stellenhebungen, durch das Gesetz über die Ge- 
währung einer jährlichen Sonderzuwendung vom 15. Juli 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 609) und durch das Vierte Gesetz 
zur Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher 
Vorschriften vom 31. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1024) 
sind unvorhergesehene Mehrausgaben entstanden. Sie waren 
unabweisbar, da sie auf rechtlicher Verpflichtung beruhen. 

Einsparungen innerhalb des Kap. 14 21. 


111 399,46 


Beschäftigungsvergütimgen r Trennungsentschädigimgen, Fahr- 
kostenersatz und Verpflegungszusdiüsse sowie Fahrkosten 
für auswärtigen Familienbesuch für Beamte und Soldaten 
sowie für Angestellte und Arbeiter 

Durch die Verordnung über das Trennungsgeld bei Verset- 
zungen und Abordnungen im Inland vom 12. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 808) sind die zu zahlenden Sätze er- 
höht, der Empfängerkreis erweitert und die Fristen für die 
Zahlung erhöhter Sätze verlängert worden. 

Die dadurch hervorgerufene Mehrausgabe war bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen 
und wegen der rechtlichen Verpflichtung zur Zahlung unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 301. 


14 21 

215 a 


2 675 000,— 


388 063,12 


Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 


Durch die Errichtung neuer Dienststellen, durch verstärkte 
Reisetätigkeit in Erprobungsangelegenheiten und im Zusam- 
menhang mit Schiffsinstandsetzungen sowie infolge schnelle- 
rer Abrechnung von Militärgutscheinen durch die Deutsche 
Bundesbahn sind Ausgaben erforderlich geworden, die bei 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht bzw. nicht 
in diesem Umfang vorhergesehen worden sind. 

Die Mehrausgabe war zur Erfüllung der den wehrtechnischen 
Dienststellen obliegenden Aufgaben und zum Teil wegen 
rechtlicher Verpflichtung unabweisbar. 


Einsparüng bei Kap. 14 21 Tit. 308. 
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14 21 1 850 000,— 

215b 


14 21 1 200 000,— 

217 


14 21 2 200000 — 

350 


14 23 60 000 000,— 

111 


133 574,53 Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 

Durch die Errichtung weiterer Auslandsdienststellen und die 
Zunahme von Gemeinschaftsentwicklungen und Erprobungen 
im Ausland sind Ausgaben erforderlich geworden, die bei 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorherge- 
sehen worden sind. 

Die Mehraufwendungen waren teils infolge rechtlicher Ver- 
pflichtung, teils zur Erfüllung der den wehrtechnischen 
Dienststellen obliegenden Aufgaben unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 308. 


199 311,75 Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Das am 1. Juli 1964 in Kraft getretene Bundesumzugskosten- 
gesetz vom 8. April 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 253) hat durch 
Erhöhung der Umzugskostenvergütungen und schnellere Ab- 
rechnung infolge Erhöhung der Pauschalvergütung Mehraus- 
gaben verursacht. Diese Auswirkungen konnten bei Aufstel- 
lung des Haushalts 1965 nicht vorhergesehen werden. Wegen 
der gesetzlichen Verpflichtung zur Zahlung war die Mehraus- 
gabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 302. 


395 306,49 Erhaltung der Anlagen, Betriebseinrichtungen und Geräte 
der technischen und der wissenschaftlichen Dienststellen so- 
wie des Güteprüfdienstes 

Infolge Vermehrung der Anlagen, Betriebseinrichtungen und 
Geräte, ihrer Alterung und ihrer Abnutzung durch die zu- 
nehmende Betriebstätigkeit der technischen Dienststellen 
sind höhere Aufwendungen für die Erhaltung notwendig ge- 
worden, als bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 
angenommen worden ist. 

Die Mehrausgabe war zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
betriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 302. 


30 000 000, — Nachversicherungsbeiträge für ausscheidende Berufssoldaten 
und Soldaten auf Zeit 

Die Mehrausgabe ist in Erfüllung des gesetzlichen und damit 
unabweisbaren Anspruchs auf zu zahlende Nachversiche- 
rungsbeiträge entstanden. Die Haushaltsmittel für das Rech- 
nungsjahr 1965 sind zunächst nicht nach dem unbedingt not- 
wendigen Bedarf, sondern nur in der Höhe veranschlagt wor- 
den, als Personal für die Berechnung und Durchführung der 
Nachversicherung zur Verfügung gestellt werden konnte. 
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Durch Bereitstellung von zusätzlichem Personal konnte ein 
Teil der in den vergangenen Rechnungsjahren entstandenen 
Rückstände in der Nachversicherung der ausscheidenden 
Berufs- und Zeitsoldaten abgetragen werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 23 
113 


350 000,— 


133 637,90 


Leistungen des Bundes nach dem Eignungsübungsgesetz 


Der Mehrbedarf beruht darauf, daß der Titelansatz nach den 
geringeren Istausgaben des Vorjahres geschätzt worden war. 
Die Zahl der Einstellungen nach dem Eignungsübungsgesetz 
hat sich jedoch im Rechnungsjahr 1965 wieder beträchtlich 
erhöht. Die hierdurch entstandene Mehrausgabe war unvor- 
hergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 114. 


14 23 
115 


180 000 000 — 


166 272 607,44 


Leistungen des Bundes nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 


Durch die jährlichen Steigerungen der bisherigen Einkom- 
men der Wehrpflichtigen sind zwangsläufig auch die Lei- 
stungen des Bundes zur Sicherung des Lebensbedarfs für die 
zu unterhaltenden Personen gestiegen. Die Mehrausgabe ist 
zum Teil auch darauf zurückzuführen, daß das Soll an Wehr- 
pflichtigen aus dem geburtenschwachen Jahrgang 1945 nicht 
voll gestellt und daher auf ältere, zum Teil verheiratete 
Wehrpflichtige der Jahrgänge 1941/43 zurückgegriffen wer- 
den mußte. Außerdem ist das Soll der Wehrpflichtigen um 
die zum Teil nicht in Anspruch genommenen Planstellen für 
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit erhöht worden. 

Die hierdurch entstandene Mehrausgabe war unvorherge- 
sehen und auf Grund der gesetzlichen Zahlungsverpflichtung 
unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 4. Sitzung am 12. Januar 1966 von der überplanmäßi- 
gen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 23 
116 


36 000 000,— 


7 400 000,— 


Entlassungsgeld für Wehrsoldempfänger 

Durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Wehrsoldgeset- 
zes vom 27. August 1965, das am 1. September 1965 in Kraft 
getreten ist, ist das Entlassungsgeld der grundwehrdienst- 
leistenden Wehrpflichtigen erhöht worden. 

Die Mehrausgabe war zwangsläufig und ergab sich aus der 
gesetzlichen Regelung. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 
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noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


14 23 
308 b 


12 000 000 — 


12 987 726,49 


Leistungen des Bundes an die Deutsche Bundesbahn für 
Urlaubsreisen auf Militärurlauberfahrkarten 


Die Haushaltsmittel für Zuschüsse zu Urlaubsreisen sind zu- 
nächst nur für die grundwehrdienstleistenden Wehrpflichti- 
gen berechnet worden. Bei Festlegung der Richtlinien ist der 
Kreis der Berechtigten aber um die Soldaten auf Zeit bis 
einschließlich Bes. -Gr. A 6 erweitert worden. Darüber hinaus 
können die Berechtigten auch für Fahrten über 200 km Zu- 
schüsse erhalten, wenn sie zum Besuch ihrer Familie oder 
zu den Eltern, Kindern, Geschwistern reisen. 

| Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


15 01 

215b 


15 02 


apl. 
675 f 


Einzelplan 15 — Bundesminister für Gesundheitswesen — 


56 000,— 


11 779,41 


Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 


Die Ausgabe ist auf die immer stärker werdende Tätigkeit des 
Bundesministeriums für Gesundheitswesen in Gremien der 
internationalen und überstaatlichen Organisationen und Ein- 
richtungen zurückzuführen. So wurden bisher allein für 
Reisen zu Sitzungen der EWG, des Europarates und der 
Weltgesundheitsorganisation 32 000 DM verausgabt. Dar- 
über hinaus waren auch Reisen im Rahmen der Entwick- 
lungshilfe durchzuführen. Im Rahmen der Bekämpfung schäd- 
licher Einwirkungen von Autoabgasen auf den Menschen 
war eine Auslandsdienstreise in die USA erforderlich. Diese 
Reise schaffte die Grundlagen für dringend erforderliche 
Maßnahmen. Ferner lagen Einladungsschreiben der Euro- 
päischen Sektion der VN und der OECD vor, denen durch 
Entsendung von Sachverständigen des Bundesministeriums 
für Gesundheitswesen entsprochen werden mußte, um nicht 
den Anschluß an das internationale Geschehen zu verlieren. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Bundesregie- 
rung auf Grund ihrer Mitgliedschaft bei den internationalen 
Organisationen zur Teilnahme an Sitzungen verpflichtet ist. 
Bei Veranschlagung der Mittel ist der Umfang der Auslands- 
dienstreisen unterschätzt worden. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 669. 


*) 299 970,— 


Beitrag zu den Kosten der Internationalen Zentralstelle für 
Krebsforschung 


In Anlehnung an die Weltgesundheitsorganisation ist im 
Jahre 1965 eine Internationale Zentralstelle für Krebsfor- 
schung in Lyon geschaffen worden. Sie ist auf folgenden 
Gebieten tätig; Literatur- und Befunddokumentatiion, Nomen- 
klatur, Statistik und Förderung wissenschaftlicher Nach- 
wuchskräfte. 
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noch Einzelplan 15 — Bundesminister für Gesundheitswesen — 


Die Bundesrepublik ist Mitglied dieser Einrichtung. Der sat- 
zungsgemäße Jahresbeitrag beträgt 150 000 US-Dollar. Am 
23. und 24. September 1965 fand in Lyon die erste Sitzung 
des Verwaltungsrates der Internationalen Zentralstelle für 
Krebsforschung statt. Hierbei ist u. a. beschlossen worden, 
daß sich die Beitragsverpflichtung jedes der Mitgliedstaaten 
für 1965 (Anlaufjahr) auf 75 000 US-Dollar ermäßigt. 

Die Bundesrepublik Deutschland war somit verpflichtet, für 
das Rechnungsjahr 1965 den Mitgliedsbeitrag für die Inter- 
nationale Zentralstelle für Krebsforschung in Höhe von 
75 000 US-Dollar - 299 970 DM zu zahlen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Bundesrepublik 
Deutschland eine Rechtsverpflichtung eingegangen ist. Sie 
war unvorhergesehen, weil bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1965 noch nicht feststand, daß die Vereini- 
gung noch im Rechnungsjahr 1965 zustande kommen würde. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages ist durch 
Vorlage des Bundesministers der Finanzen Nr. 59/1965 über 
die Gründung der Zentrale für Krebsforschung unter Beteili- 
gung der Bundesrepublik und die finanziellen Auswirkungen 
unterrichtet worden. Er hat von der Vorlage in seiner 
182. Sitzung am 19. Mai 1965 Kenntnis genommen. 

Einsparung teilweise bei Kap. 1503 Tit. 305b, im übrigen 
Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


20 01 108 000 — 
203 


20 01 312 000 , — 

206 


22 235,17 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunkgebühren 


Die unter Anlegung eines strengen Maßstabes veranschlag- 
ten und um 7 v. H. gekürzten Mittel reichten angesichts der 
Erhöhung der Fernmeldegebühren trotz sparsamster Wirt- 
schaftsführung nicht aus. Die Ausgaben waren unabweisbar. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


57 364,96 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Die unter Anlegung eines strengen Maßstabes veranschlag- 
ten und um 7 v. H. gekürzten Mittel reichten trotz sparsam- 
ster Wirtschaftsführung nicht aus. Die Mehrausgaben sind 
insbesondere durch die Erhöhung der vertraglichen Reini- 
gungskosten und Mieten sowie durch die Miete für weitere 
Büroräume im Gebäude der Baüberufsgenossenschaft, Frank- 
furt (Main), Berliner Straße 55, entstanden. Die Ausgaben 
waren unvorhergesehen und unabweisbar. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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noch Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


20 01 

660 000,— 

89 058,38 

Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 

215 a 

i 


Der um 7 v. H. gekürzte Haushaltsansatz reichte nicht aus. 
Die Mehrausgabe ist auf die im Rechnungsjahre 1965 not- 
wendigen örtlichen Prüfungen und Erhebungen zurückzufüh- 
ren. Eine Einschränkung der örtlichen Prüfungstätigkeit und 
der örtlichen Erhebungen war nicht möglich, wenn der beab- 
sichtigte Zweck erreicht werden sollte. Die Ausgaben ent- 
sprechen einem unabweisbaren Bedürfnis. 




j 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

20 01 

25 000 — 

! 

12 229,34 

Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

217 

j 

i 

Die Mehrausgabe ist auf verstärkte Zuweisung von Woh- 
nungen zurückzuführen. Bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1965 konnte damit nicht gerechnet werden. Der 
entstandene Mehrbedarf war unabweisbar, da er auf recht- 
licher Verpflichtung beruht. 


i 


I Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


23 02 
570 


20 000 000 — ; 


i 

i 


150 000 000, — j Förderung von Entwicklungsländern durch Gewährung bila- 
teraler Kapitalhilfe 

I Die veranschlagten Mittel waren für Ausgaben im Zusam- 
menhang mit der Durchführung der bilateralen Kapitalhilfe 
(Kap. A 23 02 Tit. 570) bestimmt. Soweit sie hierfür nicht 
benötigt wurden, konnten sie mit Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen zusätzlich für die Förderung von 
Entwicklungsländern durch Gewährung von Darlehen und 
in Sonderfällen von Zuschüssen verwendet werden. 

Die Abwicklung der Kapitalhilfedarlehensverträge und damit 
der Abfluß der Mittel aus Kap. A 23 02 Tit. 570 (Ansatz 
400 000 000 DM) verlief im Rechnungsjahr 1965 insgesamt 
wesentlich zügiger als in den Vorjahren, was bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhersehbar 
war. Nach Erschöpfung der Mittel bei Kap. A 23 02 Tit. 570 
sind deshalb zunächst die bei Kap. 23 02 Tit. 570 für den 
eigentlichen Zweck nicht benötigten Mittel zusätzlich für 
fällige Verbindlichkeiten aus Kapitalhilfezusagen eingesetzt 
worden. 

Nach Verausgabung auch der zusätzlichen Mittel aus Kap. 
23 02 Tit. 570 ergab sich für das Rechnungsjahr 1965 ein 
weiterer Bedarf für die Erfüllung von Verbindlichkeiten aus 
Kapitalhilfezusagen in Höhe von 150 000 000 DM. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die ihr zugrunde 
liegenden Verbindlichkeiten auf internationalen Verein- 

j barungen beruhen. 
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Der Interimsausschuß des Haushaltsausschusses des Deut- 
schen Bundestages hat im September 1965 von der über- 
planmäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis ge- 
nommen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


23 02 
apl. 648 


*) 207 799,60 


Finanzielle und personelle Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland am Internationalen Entwicklungshelfer-Sekre- 
tariat (International Secretariat for Volunteer Service) 


Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied des 1962 ge- 
gründeten Entwicklungshelfer-Sekretariats in Washington. 

Sie konnte sich — wie auch 1964 — einer angemessenen 
Beitragsleistung für 1965 nicht entziehen, zumal neben den 
bisherigen Geberländern noch weitere Länder eine Kosten- 
beteiligung am Entwicklungshelfer-Sekretariat zugesagt 
haben. Außerdem war es erforderlich, durch die Entsendung 
eines deutschen Vertreters zum Sekretariat die Erfahrungen 
anderer Entwicklungsdienste für den Deutschen Entwick- 
lungsdienst in einem größeren Umfang zu nutzen. 

Planmäßige Haushaltsmittel standen weder für den Finanz- 
beitrag noch zur Deckung der Entsendungskosten zur Ver- 
fügung. Die Ausgaben waren daher unabweisbar und bei 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vor- 
herzusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 181. Sitzung am 13. Mai 1965 von der außerplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genom- 
men. 


Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 310 a. 


23 02 
apl. 893 


') 726 000,— 


Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland am Grund- 
kapital der Internationalen Entwicklungsorganisation 


Die Bundesrepublik Deutschland hat sich durch Beitritt zu 
dem Abkommen über die Internationale Entwicklungsorga- 
nisation — IDA — (Bundesgesetzbl. 1960 II S. 2363) ver- 
pflichtet, einen entsprechenden Beitrag zum Grundkapital 
der IDA zu leisten. Nach den Erläuterungen zu Kap. A 23 02 
Tit. 893 hat die Bundesrepublik Deutschland im Rechnungs- 
jahr 1965 einen Anteil von 24 200 000 US-Dollar zu zahlen. 
Nach den Bemerkungen des Bundesministers der Finanzen 
für die Aufstellung der Voranschläge 1965, Abschnitt A 
Ziff. 11 ist für die Zahlungen in fremder Währung der Mit- 
telwert von 3,97 DM für 1 US-Dollar zugrunde zu legen. 
Es ist deshalb bei Kap. A 23 02 Tit. 893 für das Rechnungs- 
jahr 1965 der Betrag von 96 074 000 DM veranschlagt wor- 
den. Die Zahlung am Fälligkeitstag (8. November 1965) 
erfolgte jedoch zum amtlichen Kurs von 1:4 = 96 800 000 
DM. Der Differenzbetrag von 726 000 DM war aus dem 
ordentlichen Haushalt zu leisten. Die Ausgabe beruht auf 


76 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/862 


Kap. 

Tit. 


24 01 
203 


24 01 
206 


24 02 
apl. 890 


24 02 
apl. 894 


Haushalts- 

betrag 

1965 

DM 


An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 



Begründung 


noch Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 

einer internationalen Rechts Verpflichtung, die noch im Rech- 
nungsjahr 1965 erfüllt werden mußte. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 644. 


Einzelplan 24 — Bundesschatzminister — 


180 000,— ' 


30 000,— 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunk- und Fernsehgebühren 


Mehrausgaben infolge zusätzlicher Anschlüsse und höherer 
Fernmeldegebühren durch Anmietung von Büroräumen in 
Bad Godesberg, Kölner Str. 107, für das Bundesschatzmini- 
sterium. Die Mehrkosten waren bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1965 unvorhersehbar. Sie waren zur Erfül- 
lung vertraglicher Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 601. 


386 800, — • 


35 000,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Mehrausgaben infolge erhöhter Bewirtschaftungskosten durch 
die Anmietung von zusätzlichen Büroräumen in Bad Godes- 
berg, Kölner Str. 107, für das Bundesschatzministerium und 
durch eingetretene Preissteigerungen. Die Anmietung des 
vorgenannten Dienstgebäudes war bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1965 unvorhersehbar. Die Mehraus- 
gabe war zur Erfüllung vertraglicher Verpflichtungen unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 601. 


*) 10 740,— 


Rückerwerb von Geschäftsanteilen an der Deutschen Wochen- 
schau GmbH, Hamburg 


Es handelte sich um anteilige Zinsen für die Monate April 
und Mai 1965 von 1 330 000 DM für den Rückerwerb von 
40 v. H. der Geschäftsanteile an der Deutschen Wochen- 
schau GmbH, Hamburg. Die Ausgabe war unabweisbar. Sie 
war bei Aufstellung des Haushalts nicht vorauszusehen, 
da nicht bekannt war, in welcher Höhe und für welchen Zeit- 
raum Zinsen zu zahlen waren. 


Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 223. 


— ; *) 69 985 409,19 


Erwerb von Beteiligungen und sonstigen Anteilsrechten 


Im Interesse der Veba-Kleinaktionäre hatte sich die Bundes- 
regierung veranlaßt gesehen, den Kurs der Veba-Aktien für 
eine gewisse Übergangszeit aus Mitteln des Bundeshaushalts 
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zu stützen. Für diesen Zweck wurden einschließlich Steuern, 
Gebühren und Provision insgesamt 69 985 409,19 DM ver- 
ausgabt. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 7. Sitzung am 26. 1. 1966 von der außerplanmäßigen 
Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


24 02 
apl. 950 


*) 114 463,32 


Abführung von Restbeträgen aus der Veräußerung von 
60 v. H. des Grundkapitals der Volkswagenwerk AG an die 
„Stiftung Volkswagenwerk" 


Bis Ende des Rechnungsjahres 1964 war zur Abführung der 
anfallenden Beträge im Zuge der Veräußerung von 60 v. H. 
des Grundkapitals der Volkswagenwerk AG an die „Stif- 
tung Volkswagenwerk" der Einnahmetitel Kap. 24 02 Tit. 81 
mit Deckungsvermerk für Kap. 24 02 Tit. 950 vorgesehen. 
Da im Rechnungsjahr 1965 mit keinen weiteren Einnahmen 
mehr gerechnet worden ist, ist bei Tit. 81 der Deckungsver- 
merk nicht mehr ausgebracht und Tit. 950 nicht mehr auf- 
genommen worden. Wider Erwarten sind jedoch auch im 
Rechnungsjahr 1965 noch vereinzelte Beträge eingegangen, 
die bei Tit. 81 vereinnahmt wurden und an die Stiftung ab- 
geführt werden mußten. 


Der Ausgabe stehen entsprechende Einnahmen bei Kap. 
24 02 Tit. 81 gegenüber. 


24 02 
apl. 951 


*) 12 000 000 ,— 


Darlehen an die Oberbayerische AG für Kohlenbergbau, 
München, (Oberkohle) 


Gemäß Kabinettbeschluß vom 12. August 1965 ist an die 
Oberbayerische AG für Kohlenbergbau, München, (Ober- 
kohle) ein Darlehen von 24 000 000 DM als Überbrückungs- 
hilfe gewährt worden. Im Rechnungsjahr 1965 sind davon 
12 000 000 DM als bedingt rückzahlbares Darlehen außer- 
planmäßig bereitgestellt worden. Der Restbetrag von 
12 000 000 DM ist im Rechnungsjahr 1966 im Kap. 24 02 ver- 
anschlagt, Das Darlehen ist unverzinslich und hat eine Lauf- 
zeit von 10 Jahren. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 3. Sitzung am 8. Dezember 1965 von der außerplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genom- 
men, 


Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 966 b. 


24 03 
400 


35 500 000 — 


474 447,42 


Unterhaltung der Gebäude und Anlagen des allgemeinen 
Sachvermögens 


Im Laufe des Rechnungsjahres 1965 haben die britischen 
und belgischen Streitkräfte kurzfristig eine größere Anzahl 
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von Wohnungen freigegeben, die dringend für die Unter- 
bringung von Angehörigen der Bundeswehr benötigt wur- 
den. Vor der Weitervermietung mußten die Wohnungen 
gründlich instand gesetzt werden. Hierfür reichten die bei 
Kap. 24 03 Tit. 400 im Rechnungsjahr 1965 verfügbaren 
Mittel nicht aus. Die entstandene Mehrausgabe war unvor- 
hersehbar und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 223. 


24 03 
469 


350 000 — 


24 03 

711 

(Rech- 

nungs- 

jahr 

1964) 


(12 978,34 
Ausgaberest) 


85 479,25 


Vermischte Ausgaben für das allgemeine Sachvermögen 
(ohne Forsten) 


Im Laufe des Rechnungsjahres 1965 mußte der Bund auf 
Grund eines zu seinen ungunsten entschiedenen Rechts- 
streits in einer Versicherungssache mit der Allianz-Ver- 
sicherungs-AG einen Vergleich schließen und zur Erfüllung 
des Vergleichs 130 562,40 DM aus Kap. 24 03 Tit. 469 zahlen. 
Hierfür und für die ebenfalls im Rechnungsjahr 1965 erfor- 
derlich gewordene Zahlung von Räumungsentschädigungen 
an 36 Kleingartenpächter in Köln reichten die bei diesem 
Titel verfügbaren Mittel nicht aus. Die entstandene Mehr- 
ausgabe war unvorhersehbar und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 223. 


30 149,84 | Berlin-Tiergarten, Schloß Bellevue, — Beseitigung von 
! Kriegsschäden sowie Herrichtung für den Aufenthalt des 
Rundespräsidenten 


Die Gesamtbaukosten nach den geprüften Unterlagen gemäß 
§ 14 RHO betragen 8 377 400 DM. Am Ende des Rechnungs- 
jahres 1962 ist auf Grund der vorgeschriebenen Sperrungen 
nach dem Haushaltsgesetz (§ 8 Haushaltsgesetz 1962) in Ver- 
bindung mit dem Rundschreiben des BMF vom 30. Mai 1962 
über die Haushaltsführung 1962 ein Teilbetrag von 90 000 
DM in Abgang gestellt worden. Bei der Endabrechnung im 
Jahre 1965 ergab sich jedoch noch ein zusätzlicher Mittelbe- 
darf, der auf zwischenzeitlich eingetretene Preissteigerungen 
und auf eine nachträglich erforderliche Umzäunung zurückzu- 
führen ist. 

Die Ausgaben waren nicht vorhersehbar. Sie waren unab- 
weisbar, um die Herrichtung des Schlosses Bellevue für den 
Aufenthalt des Bundespräsidenten abzuschließen. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 601 


24 03 
712 


6 000 000,— 


4 057 016,01 


Wiederherstellung des Reichstagsgebäudes in Berlin, 
— - 9. Teilbetrag — 


I Die politische Notwendigkeit der beschleunigten Wieder- 
j herstellung des ehern. Reichstagsgebäudes machte im Rech- 
j nungsjahr 1965 die Durchführung von Arbeiten erforderlich, 
j die nach der ursprünglichen Planung erst zu einem späteren 
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24 03 


722 

(Rech- 

nungs- 

jahr 

1964) 


(519 861,71 
Ausgaberest) 


24 03 
apl. 754 


Zeitpunkt in Angriff genommen werden sollten. Die Aus- 
gaben hierfür waren bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1965 unvorhersehbar. Sie waren unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 24 02 Tit. 600. 


16312,11 


Berlin-Kreuzberg, Friedrichstraße 235/236, Beseitigung von 
Kriegsschäden und Einbau einer Zentralheizungsanlage 


Die Baumaßnahme war bis einschließlich Rechnungsjahr 1963 
bei Kap. 24 03 Tit. 722 veranschlagt. Die Gesamtbaukosten 
betrugen nach den geprüften Bauunterlagen gemäß § 14 RHO 
2 083 000 DM. Die Haushaltsmittel dafür waren in den Rech- 
nungsjahren 1959 bis 1963 bereitgestellt. Bei der Durchfüh- 
| rung der Gründungsarbeiten ergaben sich jedoch größere 
i Schwierigkeiten, die zu nennenswerten Kostenerhöhungen 
| führten. Weitere Kostenerhöhungen sind durch die nach der 
j Aufstellung des Kostenanschlags gestiegenen Baukosten ein- 
| getreten. Die Mehrausgabe war nicht vorhersehbar und un- 
: ab weisbar. 


Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 601. 


*) 85 754,08 


Berenbusch, ehern. Heeresverpflegungslager, Wiederaufbau 
des durch Brand beschädigten Bodenspeichers B II als Zellen- 
speicher 


Am 8. Februar 1963 ist in dem ehern. Heeresverpflegungs- 
lager Berenbusch der Bodenspeicher B II zur Hälfte durch 
Brand zerstört worden. Die Liegenschaft ist langfristig bis 
zum 31. Juli 1982 vermietet. Nach dem abgeschlossenen Miet- 
vertrag hat die Bundesrepublik als Vermieterin im Falle 
eines Schadens die Verpflichtung übernommen, die Anlage 
unter Verwendung der erhaltenen Feuerversicherungssumme 
wieder aufzubauen. Aus Zweckmäßigkeitsgründen erfolgt 
der Wiederaufbau als Zellenspeicher, da dies wirtschaftlicher 
ist. Die Gesamtkosten waren auf 468 000 DM festgesetzt. 

Für die Baumaßnahme sind bereits im Rechnungsjahr 1964 
bei Kap. 24 03 Tit. apl. 747 außerplanmäßige Mittel von 
214 253,79 DM bereitgestellt worden. Zur Weiterführung der 
Maßnahme waren weitere außerplanmäßige Mittel von 
85 754,08 DM erforderlich. Die Ausgabe war nicht vorherseh- 
bar, weil das Bauvorhaben im Rechnungsjahr 1964 nicht ab- 
geschlossen werden konnte. 

An Feuerversicherungsleistungen sowie verlorenen Zu- 
schüssen des Untermieters sind dem Bundeshaushalt in den 
Rechnungsjahren 1963 und 1964 insgesamt 344 371,30 DM 
zugeflossen, die als Einnahme nachgewiesen sind. 


Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 601. 
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i 


*) 157 783,54 Wirtschaftsbetriebe Meppen, Gut Rupennest, Wiederaufbau 
des auf dem Wirtschaftshauptgebäude durch Brand zerstörten 
Dachgeschosses 

In der Nacht vom 31. Dezember 1963 auf den 1. Januar 1964 
sind die Dachstühle des Wirtschaftshauptgebäudes im Westen 
und des Ostflügels restlos heruntergebrannt. Auch die 
Boxen im Kälberstall, einige Eingangstüren, Fensterschei- 
ben, Treppen sowie technische Anlagen in den Gebäuden 
und die dort lagernden Rauhfuttervorräte, einige Maschinen 
sowie Privateigentum der Gutsarbeiter wurden durch den 
Brand erheblich beschädigt bzw. restlos zerstört. Da ein un- 
abweisbares Bedürfnis vorlag, das Gebäude umgehend wie- 
der aufzubauen und den sonstigen Brandschaden zu erset- 
zen, die Wirtschaftsbetriebe Meppen aber nach den Grund- 
sätzen über die Selbstversicherung des Bundes gegen Brand- 
schaden nicht versichert sind und dem Betrieb nach § 15 
RHO keine eigenen Mittel zur Deckung des Brandschadens 
zur Verfügung stehen, war die außerplanmäßige Ausgabe 
aus Bundesmitteln nicht vorhersehbar und unabweisbar. Die 
Gesamtkosten betrugen 367 999,93 DM, davon wurden im 
Rechnungsjahr 1964 bei Kap. 24 03 Tit. apl. 748 210 216,39 DM 
verausgabt. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 223. 

170 000, — Deckung von Anliegerbeiträgen für bundeseigene Grund- 
stücke des allgemeinen Sachvermögens 

Nach den Bestimmungen des Bundesbaugesetzes vom 
23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 341) ist die Fälligkeit 
eines Erschließungsbeitrages nicht mehr an ein Bauvorhaben 
gebunden, sondern allein auf die Herstellung der Erschlie- 
ßungsanlagen abgestellt. Auf Grund dieser Bestimmungen 
sind von den Gemeinden Anforderungen auf Zahlung von 
Anliegerbeiträgen für unbebaute bundeseigene Grundstücke 
gestellt worden, die zur Überschreitung des Haushaltsbe- 
trages zwangen. Bei diesen Mehrausgaben handelt es sich 
um unabweisbare rechtliche Verpflichtungen, die bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhersehbar 
waren. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 601. 


24 04 
206 


185 000,— 


84 392,74 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Mehrausgaben infolge Zahlung von Bewirtschaftungskosten 
an das Verwaltungsamt für ehern. Reichsgrundbesitz für die 
abgelaufenen Rechnungsjahre für die Diensträume der Bun- 
desbaudirektion (BBD) in Berlin auf Grund von Prüfungs- 
mitteilungen des Bundesrechnungshofes, infolge nachträg- 
licher Zahlung von Mieten an das Land Berlin für die Unter- 
bringung von Bauleitungen der BBD in landeseigenen Ge- 
bäuden auf Grund der Forderungen des Senators der Finan- 
zen des Landes Berlin sowie infolge Zahlung einer Makler- 
provision im Zusammenhang mit der Anmietung von Büro- 
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24 04 
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5 500 000 — ; 


i 

i 

I 

1 

| 


24 04 
300 


60 000 — 


räumen in Beuel, Platanenweg, für Zwecke der BBD in 
Bonn. Die Mehrausgaben waren unabweisbar und bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 unvorhersehbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 501. 


1 263 828,01 Kesten für Sachverständige, Architekten und Spezial- 
ingenieure 


Mehrausgaben infolge unvorhersehbarer Planungen, inge- 
nieurmäßiger Beratungen und Bauleitungen für die erst im 
Laufe des Rechnungsjahres 1965 'bekannt gewordenen zusätz- 
lichen Baumaßnahmen des Bundesministers der Verteidi- 
gung, z. B. für den technischen Bereich (Truppe), das Ersatz- 
bauprogramm, das Bürogebäude für die Leitung des Bundes- 
verteidigungsministeriums sowie den Fernmeldeschutzbau 
usw. Die Mehrausgaben waren unabweisbar und bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 unvorhersehbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


12 957,85 


Kosten von Gutachtenwettbewerben für Bauten der Bun- 
desbaudirektion Berlin im In- und Ausland 


Mehrausgaben auf Grund unerwartet hoher Beteiligung an 
dem ausgeschriebenen Stufen-Wettbewerb zur Erlangung 
von Entwürfen für die Baumaßnahme „Neubau eines Dienst- 
(Kanzlei-) und Dienstwohn-(Residenz-)Gebäudes für die 
Botschaft, der Bundesrepublik Deutschland beim Heiligen 
Stuhl in Rom", an dem alle in der Bundesrepublik Deutsch- 
land einschl. Berlin (West) ansässigen freischaffenden und 
eingestellten Architekten teilnehmen konnten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und bei Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1 965 unvorhersehbar. 


Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 501. 


25 01 j 

217 ! 


Einzelplan 25 — Bundesnrnister für Wohnungswesen, Städtebau und 

Raumordnung — 


15 000,— 


20 737,15 Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

! Zur Abrechnung der durchgeführten Umzüge waren zusätz- 
| lieh 20 737,15 DM erforderlich. 

j Da die Bediensteten Anspruch auf Umzugskostenvergütun- 
j gen haben, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

I Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 konnte 
: dieser Mehrbedarf nicht vorhergesehen werden. 


| Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 601 und Tit. 830 a. 
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50 000 — 


58 631,89 


Kosten der Freimachung und Bereithaltung von Wohnungen 
für Bundesbedienstete 


Der Haushaltsansatz reichte nicht aus, um die im Laufe des 
Rechnungsjahres 1965 angefallenen unabweisbaren Ausga- 
ben zu decken. Bei Veranschlagung der Mittel für 1965 ist 
unterstellt worden, daß die Neuregelung des Umzugskosten- 
rechts den Mittelbedarf bei Kap. 25 02 Tit. 315 mindern 
würde. Die Verwaltungsvorschriften zum Umzugskosten- 
gesetz sind jedoch noch nicht erlassen worden, so daß noch 
nicht erkennbar war, welche Entlastung sie für die Mittel 
bei diesem Titel bringen werden. Die Ausgaben werden auf 
Grund von im Einvernehmen zwischen dem Bundesminister 
des Innern, dem Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau und dem Bundesminister der Finanzen erlassenen 
Richtlinien für die wegen zweckentfremdeter Nutzung oder 
aus anderen dienstlichen oder wohnungsfürsorgerischen 
Gründen erforderliche Freimachung von Wohnungen gelei- 
stet, die dem Besetzungsrecht des Bundes unterliegen. Eine 
Zurückstellung der Ausgaben in das Rechnungsjahr 1966 
wäre unwirtschaftlich gewesen, weil sich die zügige Frei- 
machung von Bundeswohnungen zur Einsparung von Dar- 
lehensmitteln dadurch wesentlich verzögert hätte. Die Lei- 
stung der Mehrausgabe war unabweisbar. 

Da eine überplanmäßige Ausgabe von 50 000 DM bereits 
im III. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1965 geleistet wor- 
den ist (vgl. Bundestagsdrucksache V/135), ergibt sich ins- 
gesamt eine Überschreitung von 108 631,89 DM. 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 830 a. 


155 000,— 


i 


503 000 — 


Förderung des sozialen Wohnungsbaues mit öffentlichen 
Mitteln im Saarland — Zinszuschüsse und Zuschüsse zur 
Deckung der laufenden Aufwendungen im Sinne von § 24 
Abs. 6 des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland — 


Zu Lasten von Kap. 25 02 Tit. 581 b bestehen Verpflichtun- 
gen in Höhe von 4 686 000 DM. Zur teilweisen Erfüllung 
dieser Verpflichtungen waren für 1965 nach dem sogenann- 
ten Kassenprinzip geschätzte Haushaltsmittel (Ansatz und 
Ausgaberest) von 1 397 000 DM verfügbar. Diese Mittel 
wurden bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 zur 
Deckung des Kassenbedarfs als ausreichend angesehen. Der 
Gesamtbedarf im Rechnungsjahr 1965 betrug jedoch 
1 900 000 DM, so daß ein Betrag von 503 000 DM überplan- 
mäßig benötigt wurde. Eine Zurückstellung dieser Mehr- 
ausgabe in das Rechnungsjahr 1966 war nicht möglich, 
da ein Rechtsanspruch des Saarlandes auf Zahlung der Mit- 
tel im Rechnungsjahr 1965 bestand. Die Leistung der über- 
planmäßigen Ausgabe war deshalb unabweisbar. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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25 02 600 000,— 

600 


25 02 10 000 000,— 

619 a 


25 02 8 000 000,— 

619 c 


142 474,29 ! Grundsteuerbeihilfen für Arbeiterwohnstätten 

Auf Grund des Gesetzes zur Änderung des Grundsteuer- 
gesetzes vom 10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 515) ist der 
Bund zur Zahlung von Grundsteueilbeihilfen für Arbeiter- 
wohnstätten verpflichtet, die in der Zeit vom 1. April 1937 
»bis 31. März 1945 bezugsfertig geworden sind. Im Rech- 
nungsjahr 1965 reichten die hierfür veranschlagten Haus- 
haltsmittel nicht aus, weil der durch das Auslaufen des 
20jährigen Beihilfenzeitraums bedingte Rückgang der Zah- 
lungsverpflichtungen nicht in dem erwarteten Maße einge- 
treten ist. 

Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 waren Zah- 
lungsverpflichtungen in diesem Umfang nicht vorhersehbar. 
Die Mehrausgabe war wegen gesetzlicher Verpflichtungen 
unabweisbar. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

2 456 293,70 Miet- und Lastenbeihilfen nach dem Zweiten Wohnungsbau- 
gesetz 

Der Bund ist nach § 74 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
in der Fassung vom 1. August 1961 verpflichtet, den Ländern 
die ihnen entstehenden Aufwendungen für Miet- und Lasten- 
beihilfen zur Hälfte für jedes Jahr gesondert zu erstatten. 
Zur Erfüllung dieser Verpflichtung stand im Rechnungsjahr 
1965 der nach dem Kassenprinzip geschätzte Haushalts- 
ansatz von 10 000 000 DM zur Verfügung. Dieser Betrag 
reichte jedoch nicht aus, den Bundesanteil an diesen Auf- 
wendungen im Rechnungsjahr 1965 zu decken. Nach Berück- 
sichtigung der gegenseitigen Deckungsfähigkeit der Unter- 
titel 619 a bis c ergab sich ein Mehrbedarf von 2 456 293,70 
DM. Die Leistung der überplanmäßigen Ausgabe im Rech- 
nungsjahr 1965 war unabweisbar. Eine Verlagerung der 
Ausgabe in das Rechnungsjahr 1966 war wegen des Erstat- 
tungsanspruchs der Länder nicht möglich. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

8 653 156,39 Miet- und Lastenbeihilfen nach dem Gesetz über Wohn- 
beihilfen 

Der Bund ist nach § 44 des Wohngeldgesetzes in der Fassung 
vom 1. April 1965 verpflichtet, den Ländern die ihnen ent- 
stehenden Aufwendungen für Miet- und Lastenbeihilfen 
bzw. Wohngeld zur Hälfte für jedes Jahr zu erstatten. Zur 
Erfüllung dieser Verpflichtung standen im Rechnungsjahr 
1965 nach dem Kassenprinzip geschätzte Haushaltsmittel 
(Ansatz und Ausgaberest) in Höhe von 37 400 206,03 DM zur 
Verfügung. 

Dieser Betrag reichte jedoch nicht aus, den Bundesanteil an 
diesen Aufwendungen im Rechnungsjahr 1965 zu decken. 
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noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau und 

Raumordnung — 


353 000 000,— 


Nach Berücksichtigung der gegenseitigen Deckungsfähigkeit 
der Untertitel 619 a bis c ergab sich ein Mehrbedarf von 
8 653 156,39 DM. Die Leistung der überplanmäßigen Aus- 
gabe im Rechnungsjahr 1965 war unabweisbar. Eine Zurück- 
stellung der Ausgabe in das Rechnungsjahr 1966 war wegen 
des Erstattungsanspruches der Länder nicht möglich. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


6 246 185,18 


Prämien nach dem Wohnungsbauprämiengesetz 


Der Haushaltsansatz ist unter Zugrundelegung des bis- 
herigen Erfahrungssatzes für das Rechnungsjahr 1965 gegen- 
über dem des Rechnungsjahres 1964 um etwa 10 v. H. 
erhöht worden, um den zu erwartenden Mehrbedarf an 
Prämienmitteln im Rechnungsjahr 1965 decken zu können. 
Da insbesondere der sonst alljährliche im letzten Quartal 
des jeweiligen Rechnungsjahres einsetzende Rückgang an 
Prämienzahlungen 1965 nicht in dem erwarteten Umfange 
eingetreten ist, reichte jedoch auch dieser Ansatz nicht aus. 
Die Höhe der Mehrausgabe war trotz sorgfältiger Schätzung 
im Zeitpunkt der Veranschlagung nicht vorhersehbar. Eine 
Zurückstellung der Prämienausgaben in das nächste Rech- 
nungsjahr war nicht möglich, da ein Rechtsanspruch der 
Länder auf Bereitstellung der Mittel im Rechnungsjahr 1965 
gemäß § 7 des Wohnungsbauprämiengesetzes bestand. Die 
Leistung der überplanmäßigen Haushaltsausgabe im Rech- 
nungsjahr 1965 war deshalb unabweisbar. 

Da eine überplanmäßige Ausgabe von 47 000 000 DM bereits 
im III. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1965 geleistet wor- 
den ist (vgl. Bundestagsdrucksache V/ 135), ergibt sich ins- 
gesamt eine Überschreitung von 53 246 185,18 DM. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte — 


6 060 000,— 


158 954,87 


Kosten der Rückführung von Deutschen 


Die Rückführung von Deutschen aus dem Ausland und aus 
den unter fremder Verwaltung stehenden deutschen Ost- 
gebieten wird weiter verstärkt durchgeführt. Hierdurch reich- 
ten die zur Verfügung stehenden Mittel nicht aus. 

Diese nicht voraussehbaren Ausgaben, bedingt durch den 
erheblich gestiegenen Zustrom an Aussiedlern, waren unab- 
weisbar, da der Bund nach dem ersten Uberleitungsgesetz 
verpflichtet ist, die außerhalb des Bundesgebietes entstehen- 
den Aufwendungen zu tragen. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 26. 
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Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


232 500— j 


552 200,— | 

I 

j 


5 000,— 


I 


20 000 — 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunk- und Fernsehgebühren 


Obwohl die Bediensteten des Hauses wie 'auch die der Ber- 
liner Vertretungen durch verschärfte Maßnahmen (Ver- 
kürzung der Gesprächsdauer bei Ferngesprächen, Vermin- 
derung der Anzahl der amtsberechtigten Anschlüsse usw.) 
zur Einschränkung des Fernsprechverkehrs verpflichtet wur- 
den, war eine Überschreitung des Ansatzes infolge Erhöhung 
der Fernmeldegebühren unvermeidbar. 

Die Mehrausgaben waren zur Aufrechterhaltung eines ord- 
nungsgemäßen Dienstbetriebes unabweisbar und nicht vor- 
auszusehen. / 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 609. 


29 200,39 Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Die Mehrausgabe war durch Erhöhung der Miete für das 
Dienstgebäude Am Hofgarten 22 infolge Anmietung zusätz- 
licher Räume im Dienslgebäude Am Neutor 2 a und durch 
Kostensteigerungen für die Büroreinigung im Bundeshaus 
in Berlin bedingt. 

Der Mehrbedarf war unvorhergesehen und zur Vermeidung 
einer Beeinträchtigung des Dienstbetriebes unabweisbar und 
unaufschiebbar. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 609. 

15 311,24 Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Die Mehrausgabe war unvorhersehbar, weil bei Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1965 der zahlenmäßige Umfang 
der Umzüge nicht bekannt war und die Umzugskosten daher 
nur geschätzt werden konnten. Sie war unabweisbar, da 
zur Leistung der Ausgaben eine rechtliche Verpflichtung 
besteht und die Umzugsanordnungen zur Ersparnis von 
Trennungsgeld erteilt werden mußten. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 609. 


38 500 — 


i 


13 287,55 


Beschaffung von verwaltungseigenen Kraftfahrzeugen 


Der Dienstkraftwagen „Mercedes 220 SE b" — BD 19 — 1 — - 
mußte auf Grund einer gutachtlichen Stellungnahme des 
zuständigen technischen Beamten für das Kraftfahrwesen 
wegen schwerwiegender Mängel aus dem Verkehr gezogen 
werden. Als Ersatz wurde ein Mercedes 220 S beschafft. 
Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die sofortige 
Ersatzbeschaffung eines neuen Dienstkraftwagens zur Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebes erforderlich war. Sie war 
unvorhergesehen, weil die vorzeitige Aussonderung des 
Fahrzeugs bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1965 nicht vorauszusehen war. 
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noch Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


27 02 
600 


42 600 000,— 


| Gemäß § 2 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1965 ist bestimmt wor- 
i den, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

| Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 609. 


41 413 850,14 


Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und volks- 
politische Zwecke und ähnliche Einrichtungen sowie für all- 
gemeine kulturelle Zwecke 


| Die Mehrausgabe diente zur Durchführung bestimmter, im 
gesamtdeutschen Interesse notwendiger Maßnahmen, die 
sich auf Grund der politischen Entwicklung zwangsläufig 
ergeben haben und nicht vorhersehbar waren. Die Aus- 
gaben waren im Sinne der bisherigen Zielrichtung des Fonds 
unerläßlich und konnten nicht bis zum nächsten Rechnungs- 
| Jahr zurückgestellt werden. 

| Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1965 ist bestimmt 
| worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RFIO keine Anwendung fin- 
j det. 

| Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 603 = 7 433 601,33 DM; im 
übrigen Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


Einzelplan 29 — Bundesminister für Familie und Jugend — 


29 01 


*) 165 291,61 


Einrichtung des neuen Dienstgebäudes 


apl. 870 


i 


Durch den Bezug des neuen Dienstgebäudes in Bad Godes- 
berg, Kennedyallee 105 bis 107, sind zusätzliche Ausgaben 
in Höhe von 165 291,61 DM entstanden. Der zur Deckung der 
Kosten erforderliche Mittelbedarf war bei Aufstellung des 
Voranschlages für 1965 nicht vorhersehbar. Die Leistung der 
Mehrausgabe war unabweisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung bei Kap. 29 01 Tit. 571 b. 


30 01 
apl. 850 


Einzelplan 30 — Bundesminister für die Angelegenheiten 
des Bundesverteidigungsrates — 


') 15 858,43 


Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 


Die außerplanmäßige Haushaltsausgabe ist auf die Beschaf- 
fung eines neuen Dienstwagens des Typs Mercedes-Benz 
230 S für den Herrn Bundesminister für die Angelegenheiten 
des Bundesverteidigungsrates zurückzuführen. Der bisherige 
Dienstwagen ist anläßlich eines größeren Motorschadens 
auf Grund des Gutachtens des technischen Beamten für das 
Kraftfahrwesen beim Bundesminister der Finanzen vom 
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noch Einzelplan 30 — Bundesminister für die Angelegenheiten 
des Bundesverteidigungsrat.es — 

6. Oktober 1965 wegen Unwirtschaftlichkeit ausgesondert 
worden. 

Die Beschaffung des Wagens war unabweisbar; sie war 
unvorhersehbar, weil nach der Fahrleistung des alten 
Wagens seine vorzeitige Aussonderung nicht erkennbar war. 

Einsparung bei Kap. 30 01 Tit. 215 b und Tit. 240. 


Einzelplan 31 — Bundesminister für wissenschaftliche Forschung — 


31 03 
604 


2 000 000 — 


1 255 760,80 


Förderung der Grundlagenforschung im Bereich der Kern- 
forschung 

Ziff. 2 der Erläuterungen: Finanzierung von Forschungsvor- 
haben, die in Zusammenarbeit mit ausländischen Instituten 
durchgeführt werden sollen 


Am 7./27. Juni 1964 wurde im Rahmen der wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit deutscher und ausländischer Institute auf 
dem Gebiet der Kernforschung zwischen der Minerva, 
Gesellschaft für die Forschung mbH, München, (Auftraggeber) 
und dem Weizmann-Institut, Rehovoth, (Auftragnehmer), 
ein Forschungsvertrag geschlossen, der neunzehn For- 
schungsvorhaben auf den Gebieten der Kernphysik und 
Biologie vorsah. Zur Erfüllung des Vertrages sind aus Haus- 
haltsmitteln des Kap. 31 03 Tit. 604 (2) — der Minerva GmbH 
zur Zahlung an das Weizmann-Institut 3 500 000 DM im 
Rechnungsjahr 1964 zur Verfügung gestellt worden. Aus 
Mitteln der VW-Stiftung standen im Rechnungsjahr 1964 
noch weitere 500 000 DM für diesen Zweck zur Verfügung. 
Der Forschungsvertrag sollte am 31. Dezember 1964 aus- 
laufen. 

Auf seiner Sitzung am 28, Oktober 1964 empfahl das deutsch- 
israelische Komitee, alle neunzehn Vorhaben auch im Rech- 
nungsjahr 1965 weiterzuführen, um die bisher erzielten wert- 
vollen Teilergebnisse nicht zu gefährden. Mit den Verträgen 
vom 29. Juni/20. Juli 1965 und vom 10./11. Dezember 1965 
wurde die Verlängerung für das Jahr 1965 zwischen der 
Minerva GmbH und dem Weizmann-Institut vereinbart. 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1965 war nicht vor- 
herzusehen, daß alle neunzehn Forschungsvorhaben weiter- 
geführt werden mußten. Es waren nur 2 000 000 DM aus- 
gebracht worden; darüber hinaus stand noch ein aus dem 
Rechnungsjahr 1964 übertragener Ausgaberest von 492 000 
DM zur Verfügung. Diese Mittel reichten jedoch nicht aus, 
um die Ausgaben für die Weiterführung der Forschungs- 
vorhaben zu decken. Die Bereitstellung überplanmäßiger 
Mittel von insgesamt 1 255 760,80 DM war daher unabweis- 
bar. 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für wissenschaftliche Forschung — 

Der Interimsausschuß des Haushaltsausschusses des Deut- 
schen Bundestages hat von der Maßnahme zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 31 03 Tit. 640 a. 


32 03 186 000,— 

203 


32 09 1 310 000 — 

683 


32 09 130 000 000,— 

686 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

1 1 660,39 Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanla- 
gen sowie Rundfunkgebühren 

Die unvorhergesehene Mehrausgabe beruht auf der Erhö- 
hung der Fernmeldegebühren und der pauschalen Fern- 
sprechleitungsgebühr für die Fernsprechquerverbindung Bad 
Homburg v. d. H./Bonn. Außerdem wurde bei der Dienst- 
stelle in Berlin die Wartungsgebühr der Fernsprechanlage 
erhöht. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 300. 

52 169,88 Erstattung der Aufwendungen für die Ausgleichsforderungen 
der verlagerten Deutschen Pfandbriefanstalt an die Länder 

Die Mehrausgabe ist durch die im Jahre 1965 erfolgte 
Berichtigung der Umstellungsrechnung der Bank und die 
damit verbundene Zuweisung von weiteren Ausgleichsfor- 
derungen entstanden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar; sie konnte bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen 
werden. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 301. 

1 077 376,52 Erstattung der Aufwendungen für den Schuldendienst für 
Ausgleichsforderungen, deren Schuldner die Länder sind 

Die Erstattungsleistungen des Bundes an die Länder nach 
dem Gesetz über die Tilgung von Ausgleichsforderungen 
vom 30. Juli 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 650) hatten im Rech- 
nungsjahr 1965 einen größeren Umfang, als bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 angenommen wor- 
den war. 

Die Mehrausgabe konnte nicht vorhergesehen werden. Sie 
war unabweisbar, da sie auf zusätzlicher Verpflichtung 
beruht. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 301. 
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Einzelplan 33 — Versorgung — 


33 04 
150 


28 000 000 — 


1 602 062,72 


Ruhegehälter 


Die Mehrausgabe ist eine Folge des Vierten Gesetzes zur 
Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher 
Vorschriften sowie des Gesetzes über die Gewährung einer 
jährlichen Sonderzuwendung. 

Im übrigen ist die Mehrausgabe auf folgende Entwicklung 
zurückzuführen : 

Die tatsächliche Zahl der Ruhegehaltsempfänger ist gegen- 
über den Berechnungsgrundlagen für den Titelansatz ange- 
stiegen, Insbesondere bei den höheren Besoldungsgruppen 
liegt die Anzahl der Versorgungsfälle zwischen 25 °/o und 
75 % höher, als nach den Vorausberechnungen angenom- 
men werden konnte. Diese Strukturveränderung, die zu 
einem wesentlich höheren Geldbedarf führt, konnte bei der 
Veranschlagung nicht vorausgesehen werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf Rechtsver- 
pflichtung beruht. 


Einsparung bei Einzelplan 14. 


33 04 
153 ib 


150 621 000,— 


41 177 865,59 


Übergangsbeihilfen 


Die Mehrausgabe ist im wesentlichen auf zwei Gründe 
zurückzuführen: 

1. Nach Artikel II des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
SVG vom 6. August 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 603) und 
Artikel 9 des Dritten Gesetzes zur Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes vom 26. März 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 162) wird den Soldaten auf Zeit, die auf Grund einer 
Verpflichtung oder Weiterverpflichtung vor dem 1. Sep- 
tember 1964 in ein Dienstverhältnis als Soldaten auf 
Zeit berufen worden sind, das vom 1. September 1964 an 
mit einem Anspruch auf Dienstzeitversorgung endet, ein 
Ausgleich gezahlt. Außerdem wird der Besitzstand der 
höheren Abfindung nach der Rechtslage vor Inkraft- 
treten der vorgenannten Änderungsgesetze in voller 
Höhe gewahrt. Der Zahlungszeitraum umfaßt außerhalb 
des Rechnungsjahres 1965 die Zeit vom 1. September 1964 
bis 31. Dezember 1964. Hierdurch sind Mehrausgaben im 
Rechnungsjahr 1965 entstanden. 

2. Die tatsächliche Zahl der Empfänger von Übergangsbei- 
hilfen im Jahre 1965 (48 627) liegt um 6651 höher als die 
für die Berechnung des Titelansatzes seinerzeit ermittelte 
Zahl von 41 978 Fällen. Diese Entwicklung, die bei der 
Veranschlagung nicht vorhergesehen werden konnte, 
hat zu Mehrausgaben geführt. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da auf die Zahlung 
von Übergangsbeihilfen ein Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung bei Einzelplan 14. 
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noch Einzelplan 33 — Versorgung — 


33 04 5 000 000,— 

154 


33 04 I 800 000,— 
161 


33 04 60 000,— 

165 


356 318,89 Einmaliger Ausgleich 

Hinsichtlich der Zunahme der Versorgungsfälle und der 
Strukturveränderung in den Besoldungsgruppen gilt die 
Begründung zur überplanmäßigen Ausgabe bei Tit. 150 ent- 
sprechend. 

Im übrigen ist die Mehrausgabe eine Folge des Vierten 
Besoldungserhöhungsgesetzes und des Vierten Gesetzes zur 
Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vor- 
schriften. Der Mehrbedarf war bei der Aufstellung des Bun- 
deshaushaltsplans 1965 nicht vorauszusehen. Er war unab- 
weisbar, da auf die Gewährung des einmaligen Ausgleichs 
ein Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung bei Einzelplan 14. 

590 512,— Beihilfen 

Die Mehrausgabe ist auf die Zunahme der Anzahl der Ver- 
sorgungsempfänger (Ruhegehaltsempfänger, Witwen, Halb- 
waisen, Vollwaisen) und auf die gestiegenen Kosten für 
Heilbehandlung zurückzuführen. 

Diese Entwicklung konnte nicht vorhergesehen werden. Die 
Mehrausgabe war unabweisbar, da auf die Gewährung von 
Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung bei Einzelplan 14. 

1 503 300,91 Umzugskostenbeihilfen 

Die Überschreitung des Haushaltsansatzes bei diesem Titel 
ist auf die gestiegene Zahl der Vorsorgungsempfänger (ehe- 
malige Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit) und auf die 
im Bundesumzugskostengesetz (Bundesgesetabl. I 1964 
S. 253) veröffentlichte Neufassung des § 62 Soldatenversor- 
gungsge,setz zurückzuführen. 

Nach der bisherigen Fassung konnten Versorgungsempfän- 
ger nur in beschränktem Umfange Umzugskostenbeihilfe 
in Anspruch nehmen. Nach der Neufassung des § 62 SVG 
erhalten jedoch alle ehemaligen Berufssoldaten und Soldaten 
auf Zeit Umzugskostenvergütung in voller Höhe. 

Das Ausmaß der finanziellen Auswirkungen konnte im Zeit- 
punkt der Veranschlagung der Mittel für 1965 nicht vor- 
hergesehen werden. Die Mehrausgabe war unabweisbar, 
da sie auf Rechtsverpflichtung beruht. 

Einsparung bei Einzelplan 14. 
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noch Einzelplan 33 — Versorgung — 


33 07 
apl. 169 


*) 10 600 774,78 


Aufwendungen des Bundes für die Versorgung früherer 
Reichsnährstandsangehöriger (§18 Abs. 1 Satz 1 RNStAbwG; 
30. DVO z. G 131) 


Die vom Bund gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1 des Reichsnähr- 
standsabwicklungsgesetzes (Bundesgesetzbl. I 1961 S. 119) 
zu tragenden Aufwendungen für die Versorgung früherer 
Reichsnährstandsangehöriger wurden von den Ländern bis 
zur Durchführung der Abrechnung für die rückliegende Zeit 
im Rechnungsjahr 1965 zunächst noch bei Kap. 33 07 
Tit. 170 gebucht. Die im Rechnungsjahr 1965 an den genann- 
ten Personenkreis geleisteten Zahlungen mußten im Wege 
der Umbuchung bei Kap. 33 07 Tit. 170 durch Absetzung 
von der Ausgabe vereinnahmt und gleichzeitig bei Kap. 33 07 
Tit. apl. 169 verausgabt werden. 

Die außerplanmäßige Ausgabe war daher unabweisbar und 
bei Aufstellung des Haushalts nicht vorauszusehen. 


Einsparung bei Kap. 33 07 Tit. 170. 


Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt 

ausländischer Streitkräfte — 


35 11 a 
300 


10 000 000,— 

! 

j 


35 11 a 
apl. 310 


4 524 904,50 | Erstattung von Personal- und Sachausgaben an die Länder 

i Die ausländischen Streitkräfte haben nach den durch Arti- 
| kel 56 Abs. (10) des Zusatzabkommens zum NATO-Truppen- 
| Statut (Bundesgesetzbl. 1961 II S. 1218) vorgesehenen Einzel- 
vereinbarungen für die Zeit ab dem 1. Juli 1963 den deut- 
schen Behörden Verwaltungskosten zu erstatten, die im Zu- 
sammenhang mit der Entlohnung der bei den Streitkräften 
beschäftigten Arbeitnehmer entstehen. 

Bei der Aufstellung des Haushalts 1965 war nicht vorauszu- 
sehen, daß die amerikanischen Streitkräfte wegen der noch 
nicht abgeschlossenen Verhandlungen keine Zahlungen lei- 
sten würden. Der für das Rechnungsjahr 1965 vorgesehene 
Ansatz mußte deshalb überschritten werden. 


Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen und unab- 
weisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 35. 


*) 651 525,— 


Leistungen im Zusammenhang mit Lohn- und Gehaltszah- 
lungen an Arbeitskräfte, die im Dienst der ausländischen 
Streitkräfte stehen oder gestanden haben 


Die Ausgabe beruht auf einem rechtskräftigen Urteil des Lan- 
dessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 2. Juli 1964. Da- 
nach waren für eine 1955 gewährte Sonderzahlung der aus- 
ländischen Streitkräfte an ihre zivilen Arbeitnehmer Sozial- 
| Versicherungsbeiträge zu leisten. Gemäß einer Vereinbarung 
I mit dem Verband der Ortskrankenkassen Rheinland und 
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noch Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt 

ausländischer Streitkräfte — 


dem Landesverband der Ortskrankenkassen Westfalen-Lippe 
vom 9. Februar 1965 war zur Abgeltung der Ansprüche der 
Sozialversicherungsträger im Rechnungsjahr 1965 ein Pau- 
schalbetrag von 1 050 000 DM vom Bund und den Streitkräf- 
len zu entrichten. Der Bund hat davon einen Teilbetrag von 
651 525 DM gezahlt. 

Die Ausgabe war unabweisbar. Sie konnte bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen 
werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 35. 


35 11 a 
314 


i 

i 


50 000 ,— 


42 775,84 


Aufwand der Bundesrepublik nach dem Abkommen über die 
Regelung gewisser Probleme, die sich aus der Deportation 
aus Frankreich, Belgien und den Niederlanden ergeben 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß der Umfang 
der unabweisbaren Zahlungen für Besuchsfahrten zu den 
Gräbern und Gedenkstätten bei der Aufstellung des Haus- 
halts 1965 nicht vorhergesehen werden konnte. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 35. 


35 11 a 
apl. 700 


*) 32 472 749,37 


Erwerb von Grundstücken 

Nach dem Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut (Bun- 
desgesetzbl. 1961 II S. 1218) ist die Bundesrepublik Deutsch- 
land verpflichtet, den Liegenschaftsbedarf der ausländischen 
Streitkräfte sicherzustellen. Die in der Besatzungszeit requi- 
rierten Grundstücke (sogenannte Altrequisationen), die von 
den Streitkräften weiterhin benötigt werden, müssen von der 
Bundesrepublik nach den Bestimmungen des Landbeschaf- 
fungsgesetzes freihändig oder im Enteignungswege erwor- 
ben werden, soweit keine Möglichkeit besteht, Nutzungs- 
verträge abzuschließen. 

Die im außerordentlichen Haushalt bei Kap. A 35 11a 
Tit. 700 bewilligten Mittel von 60 000 000 DM reichten nicht 
aus, um die im Rechnungsjahr 1965 unabweisbaren, bei der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 aber nicht vor- 
hergesehenen Grunderwerbsfälle abzuwickeln. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


35 11 b 
310 


9 800 000,— 


228 000,— 


Leistungen im Zusammenhang mit Lohn- und Gehaltszah- 
lungen an Arbeitskräfte, die im Dienst der Besatzungsstreit- 
kräite stehen oder gestanden haben 

Der Ansatz des Titels ist durch Schätzung der voraussicht- 
lichen Ausgaben ermittelt worden. Die tatsächliche Entwick- 
lung der Ausgaben konnte nicht vorhergesehen werden. Die 
Ausgaben haben sich im Rechnungsjahr 1965 im wesentlichen 
durch Lohn- und Gehaltsaufbesserungen für die Arbeitneh- 
mer bei den Besatzungsstreitkräften in Berlin erhöht. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 35. 
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ausländischer Streitkräfte — 

35 11b j — *) 1 596 073,17 j Erwerb von Grundstücken 

1 i I 

apl. 700 ! j 1 Di e Bundesrepublik Deutschland ist verpflichtet, den Liegen- 

schaftsbedarf der Besatzungsstreitkräfte in Berlin sicherzu- 
stellen. Die von den Streitkräften für den Bau von Wohnun- 
| gen für ihre Angehörigen und deren Familien benötigten 
Grundstücke müssen von der Bundesrepublik freihändig oder 
im Enteignungswege erworben werden, soweit keine Mög- 
lichkeit besteht, Nutzungsverträge abzuschließen. 

Die im außerordentlichen Haushalt bei Kap. A 35 11b 
Tit. 700 bewilligten Mittel von 2 000 000 DM reichten nicht 
aus, um die im Rechnungsjahr 1965 unabweisbaren, bei 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorherge- 
sehenen Grunderwerbsfälle abzuwickeln. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 35. 




Kap. 

Tit. 


Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung 


36 04 300 000,— 

302 


36 04 250 000,— 

304 


116 450,02 Neubau und Instandsetzung von bundeseigenen Lagerräu- 
men und Ausbildungsstätten, soweit die Baukosten im ein- 
zelnen 150 000 DM nicht überschreiten sowie Erwerb von 
Grundvermögen für diese Zwecke 

Der Titel umfaßte nur Maßnahmen bis zur Kostengrenze von 
80 000 DM. Durch § 3 Abs. 2 HG 1965 ist diese Grenze auf 
150 000 DM erhöht worden, ohne den Ansatz bei Tit. 302 
zu erhöhen. Dadurch ist es erforderlich geworden, Maßnah- 
men, die ursprünglich bei den einmaligen Ausgaben veran- 
schlagt waren, aus Tit. 302 zu finanzieren. Die dadurch ent- 
standene Mehrausgabe war nicht vorhersehbar. Die durch- 
geführten Maßnahmen dienten der Substanzerhaltung und 
beruhten zum Teil auf rechtlichen Verpflichtungen. 

Gemäß § 2 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1965 ist bestimmt wor- 
den, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 823. 


135 969,20 Kosten der Inanspruchnahme von Anlagen für öffentliche 
Zivilschutzzwecke 

Auf Grund rechtlicher Verpflichtung mußte im Zusammen- 
hang mit der Errichtung eines Mehrzweckbaues (Parkhaus in 
Darmstadt) eine Teilzahlung von 300 000 DM auf eine Ent- 
schädigung für dauernd ausfallende Abstellplätze geleistet 
werden. 

Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 609. 
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noch Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 


36 04 | 9 000 000 — 

305 


36 04 7 500 000 — 

306 


36 04 7 000 000,— 

307 


1 296 784,10 Kosten der personellen Aufstellung des Luftschutzhilfs- 
dienstes 

Die Aufstellung des LSHD nach § 9 Abs. 2 des 1. ZBG 
geschieht durch besondere Aufstellungsweisungen. Die 
Stärke der Einheiten richtet sich dabei nach den genehmig- 
ten Stärke- und Ausrüstungsnachweisen. Das Personal für 
die Aufstellungsstärke des örtlichen und überörtlichen Luft- 
schutzhilfsdienstes wird durch den Bundeshaushaltsplan be- 
willigt. 

Die hiernach den Ländern und Gemeinden bei der Ausfüh- 
rung des 1. ZBG und den dazu erlassenen Weisungen er- 
wachsenden Kosten hat auf Grund von § 32 Abs. 1 des 
Gesetzes der Bund zu tragen. Die insofern bei der personel- 
len Aufstellung des LSHD anfallenden Kosten waren daher 
zwangsläufig. 

Die Mehrausgabe war unvorhersehbar, weil sich die Auf- 
stellungskosten im voraus nicht genau bestimmen ließen. 
Sie war unabweisbar, weil rechtliche Verpflichtungen zu 
erfüllen waren. 

Einsparung bei Kap. 6002 Tit. 302. 

408 015,41 Bewirtschaftung und Unterhaltung von Lagern zur Unter- 
bringung der Ausrüstung des Luftschutzhilfsdienstes und der 
Vorräte zur Sicherstellung der ärztlichen Versorgung sowie 
von Ausbildungsstätten des Luftschutzhilfsdienstes 

Die für die Bewirtschaftung und Unterhaltung von Lagern 
zur Unterbringung der Ausrüstung des Luftschutzhilfsdien- 
stes und der Vorräte zur Sicherstellung der ärztlichen Ver- 
sorgung sowie von Ausbildungsstätten des Luftschutzhilfs- 
dienstes anfallenden Kosten waren zwangsläufig. Dies gilt 
auch für die Kosten des Länderpersonals. 

Die Mehrausgabe war unvorhersehbar, weil sich die Bewirt- 
schaftungs- und Unterhaltungskosten für die Lager- und Aus- 
bildungsstätten im voraus nidit genau bestimmen ließen. 
Sie war unabweisbar, weil die Lager- und Ausbildungs- 
stätten bewirtschaftet und unterhalten werden mußten. 

Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 302. 

851 785,69 Kosten des örtlichen Alarmdienstes 

Die Mehrausgabe war zur Deckung der Wartungskosten er- 
forderlich. Die Gebühren waren vertraglich vereinbart. 

Die Mehrausgabe war unvorhersehbar, weil die Zahl der 
Sirenen, die tatsächlich betriebsbereit installiert und somit 
zu warten waren, nicht schon bei der Aufstellung des Haus- 
haltsplans festlag. Sie war unabweisbar, weil rechtliche Ver- 
pflichtungen zu erfüllen waren. 

Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 302. 
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noch Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 


7 400 000,.— 


2 660 975,90 


Betrieb, Unterhaltung, Ersatz- und Ergänzung der Ausrüstung 
des LS-Hilfsdienstes, der Vorräte zur Sicherstellung der ärzt- 
lichen Versorgung sowie Instandsetzung, Unterhaltung, 
Ersatz und Ergänzung von Einrichtungsgegenständen für 
Lager- und Ausbildungsstätten 


Die für den Betrieb, die Unterhaltung, den Ersatz und die 
Ergänzung der Ausrüstung des Luftschutzhilfsdienstes, der 
Arzneimittelvorräte sowie der Einrichtungsgegenstände für 
Lager- und Ausbildungsstätten anfallenden Kosten waren 
zwangsläufig. Dies gilt auch für die Kosten des Läftderperso- 
nals (Lager-, Wartungs- und Instandsetzungspersonal). 

Die Mehrausgabe war unvorhersehbar, weil sich die Be- 
triebs- und Unterhaltungskosten der geschaffenen Einrichtun- 
gen und beschafften Ausrüstungen im voraus nicht genau 
bestimmen ließen. Sie war unabweisbar, weil die Ausrüstun- 
gen und Einrichtungen gewartet, betrieben und unterhalten 
werden mußten. 


Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 302. 


9 000 000,— 


1 734 888,88 


Kosten der Ausbildung des Luftschutzhilfsdienstes 


Die Ausbildung des LSHD erfolgt gemäß § 9 Abs. 2 ZBG in 
Verbindung mil der AVV-Ausbildung-LSHD nach besonde- 
ren Weisungen. Die den Ländern und Gemeinden hiernach 
erwachsenden Kosten hat auf Grund von § 32 ZBG der Bund 
zu tragen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die tatsächlich 
anfallenden Kosten im voraus nicht genau zu bestimmen 
waren. Sie war unabweisbar, weil rechtliche Verpflichtun- 
gen erfüllt werden mußten. 


Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 302. 


5 500 000,— 




111 713,74 


Neubau und Instandsetzung von bundeseigenen Lagern und 
Ausbildungsstätten sowie Erwerb von Grundvermögen für 
diese Zwecke 

Im Rechnungsjahr 1964 waren unvorhergesehene und unab- 
weisbare Ausgaben zu leisten, so daß am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1964 keine Ausgabereste vorhanden waren, die 
im Rechnungsjahr 1965 zur Einlösung bestehender Verpflich- 
tungen herangezogen hätten werden können. Infolgedessen 
reichte der Ansatz 1965 nicht aus, um alle fälligen Ver- 
pflichtungen zu erfüllen. 

Die Mehrausgabe ist durch die Herrichtung eines früheren 
Barackenlagers in Ahrweiler als Ausbildungsstätte für den 
LSHD und durch die Unterbringung der THW-Bundesschule 
entstanden. Die Räumung ihrer bisherigen Unterkunft war 
dringend notwendig und unaufschiebbar. 

Gemäß § 2 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1965 ist bestimmt worden, 
daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 823. 
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36 04 


960 


1 1 000 000 ,- 


36 07 


10 000 000 — 


952 


1 431 774,73 i Bauliche Maßnahmen zur Herrichtung von Ausweich- und 
! Hilfskrankenhäusern, soweit es sich nicht um Bundeseigen- 
tum handelt 


Die Maßnahmen zur Herrichtung von Ausweich- und Hilfs- 
krankenhäusern erstrecken sich über mehrere Jahre. Die 
zur Durchführung benötigten Mittel werden haushaltsmäßig 
in Jahresraten bereitgestellt. Der bis zum Schluß des Rech- 
nungsjahres 1962 nicht verbrauchte Teil ist nicht als Aus- 
gaberest übertragen, sondern in Abgang gestellt worden. 
Die aus Vorjahren übernommenen Verpflichtungen sollten 
aus den jeweiligen Jahresansätzen gedeckt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhersehbar, weil die Höhe der 
zu übernehmenden Verpflichtungen sich weder berechnen 
noch schätzen ließ. Sie war unabweisbar, weil Rechtsansprü- 
che zu erfüllen waren. 


Gemäß § 2 Abs. 1 HG 1965 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 


1 Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 302. 


4 298 410,93 Maßnahmen zur Erhöhung der Betriebssicherheit der Fern- 
meldenetze, der Fernwirkeinrichtungen für die elektrische 
Zugförderung und der Signalanlagen der Bundes verkehrs- 
verwnHang einschließlich der Deutschen Bundesbahn in 

; Notstands? eilen 

I 

Mehr ziK Deckung rechtlicher Verpflichtungen aus den Vor- 
1 jahren bei Kap. 36 07 Tit. 952 (Unterteil b) der Erläuterungen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht zu übersehen 
war, in welcher Höhe Ausgaben für Zahlungsverpflichtungen 
i aus den Vorjahren entstehen werden. Sie war unabweisbar, 
j weil rechtliche Verpflichtungen einzulösen waren. 

Kassenmäßige Einsparung innerhalb des Kap. 36 07. 


36 07 
953 


4 450 000,— 


1 427 465,22 Bevorratung von Ersatzteilen für Signal- und Fernmelde- 
| einrichtungen der Bundesverkehrsverwaltung einschließlich 
: der Deutschen Bundesbahn 

! Mehr zur Deckung rechtlicher Verpflichtungen aus den Vor- 
;T jahren bei Kap. 36 07 Tit. 953 (Unterteil b) der Erläuterungen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht zu übersehen 
war, in welcher Höhe Ausgaben für Zahlungsverpflichtungen 
aus den Vorjahren entstehen werden. Sie war unabweisbar, 

; weil rechtliche Verpflichtungen einzulösen waren. 

Kassenmäßige Einsparung innerhalb des Kap. 36 07. 
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36 07 ; 2 800 000 — 

961 


36 08 
700 


1 100 000 — 

rr e i99 66i,- i 

1 299 661,-1 


I 

! 


1 495 668,06 Bevorratung von Geräten für die elektrische Zugförderung 
im Bereich der Deutschen Bundesbahn 

Mehr zur Deckung rechtlicher Verpflichtungen aus den Vor- 
: Jahren und für Kostenerhöhungen für zwei fahrbare Umfor- 
merwerke. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht zu erkennen 
, war, daß Kostenerhöhungen in dem bezeichneten Umfang 
! entstehen werden. Sie war unabweisbar, weil rechtliche Ver- 
pflichtungen einzulösen waren. 

Kassenmäßige Einsparung innerhalb des Kap. 36 07. 


84 590,20 Erwerb von Grundstücken für die unter Tit. 710 und 712 
durchzu führenden Maßnahmen 

Auf den Grundstücken sollen Unterstellräume für fahrbare 
: und tragbare Fernmeldeeinrichtungen errichtet werden. Die 
Räume werden dringend benötigt. Die Maßnahmen waren 
unvorhersehbar, weil bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1965 nicht zu erkennen war, in welcher Höhe Ausgaben 
entstehen werden, Sie waren unabweisbar, weil die Bereit- 
schaft der früheren Grundstückseigentümer zum Verkauf 
befristet und die Kaufpreise im laufenden Rechnungsjahr zu 
zahlen waren. 

Einsparung innerhalb des Kap. 36 08. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


60 02 
apl. 960 


60 04 34 000 000,- 

315 ! 


i 


*) 500 000, — Spende der Bundesregierung für Hilfsmaßnahmen in Chile 

Das Bundeskabinett hat aus Anlaß der Naturkatastrophe in 
Chile im Sommer 1965 in seiner Sitzung am 25. August 1965 
als Hilfsmaßnahme der Bundesrepublik eine Spende in Höhe 
von 500 000 DM beschlossen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte nicht vor- 
hergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 


9 910 237,79 j Leistungen auf Grund des Gesetzes zur allgemeinen Rege- 
lung durch den Krieg und den Zusammenbruch des Deut- 
schen Reichs entstandener Schäden (Allgemeines Kriegsfol- 
gengesetz) vom 5. November 1957 

Die Mehrausgabe ist auf nicht vorhergesehene höhere Kosten 
für die Beseitigung von Gefahrenstellen durch Einbruch ehe- 
maliger Luftschutzstollen zurückzuführen. Auf die Beseiti- 
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gung dieser Gefahren bestehen Rechtsansprüche gegen den 
Bund, deren Erfüllung wegen Gefahr für Leib oder Leben 
nicht hinausgeschoben werden konnte (§ 19 Abs. 2 Nr. 1 
Allgemeines Kriegsfolgengesetz). Die Mehrausgabe war des- 
halb unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 31 1 . 


60 04 
apl. 530 


*) 16 774 400, — | Darlehen zur Finanzierung von Vorhaben, die der Erfüllung 
des zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Regie- 
; rung des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und 
Nordirland abgeschlossenen Devisenausgleichsabkommens 
dienen 

Aus den Mitteln des unter außerplanmäßiger Belastung des 
Einzelplans des Bundesministers der Verteidigung bei der 
: Bank von England in Höhe von ursprünglich 550 000 000 DM 
j gebildeten, aber in Höhe von 250 000 000 DM eingefrorenen 
Riistungskontos (Hinterlegungskonto) sollen mit Zustimmung 
j der britischen Regierung bis zur Höhe von 240 000 000 DM 
I Darlehen zur Finanzierung von Vorhaben gewährt werden, 
i die der Erfüllung des deutsch-britischen Devisenausgleichs- 
! abkommens dienen. Entsprechende Darlehen wurden im 
1 Rechnungsjahr 1965 in 2 Fallen in Höhe von insgesamt 
j 16 774 400 DM gewährt. Die Ausgabe war unabweisbar. Sie 
j konnte bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 
i nicht vorhergesehen werden. 

I Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 189. Sitzung am 25. Juni 1965 von der Mehrausgabe 
, und der anderweitigen Verwendung der Mittel des einge- 
frorenen Rüstungskontos Kenntnis genommen. 

Der Ausgabe stehen entsprechende Einnahmen bei Kap. 14 02 
■ Tit. 950 gegenüber. 


60 04 
620 


285 000 000 — 


155 730 544,08 


Zahlungen nach dem Sparprämiengesetz 


i Mehrausgabe infolge ansteigender Verpflichtungen des Bun- 
des auf Grund des Spar-Prämiengesetzes vom 5. Mai 1959 
in der geltenden Fassung. Das Ansteigen der Ausgaben war 
in diesem Umfang bei der Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1965 nicht vorherzusehen. Die Zahlungen sind unab- 
weisbar. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


60 04 
apl. 966 


*) 7 987 200 — 


Beitrag der Bundesrepublik zu den Kosten der VN-Friedens- 
truppe für Zypern 


Die Bundesrepublik Deutschland hat sich im Rechnungsjahr 
1965 an den Kosten der VN-Friedenstruppe für Zypern 
mit einem Beitrag von insgesamt 2 000 000 US-Dollar — 
7 987 200 DM beteiligt. Mittel für diesen Zweck standen im 
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60 05 1 629 400 000 - 

570 a j 


60 05 63 500 000,— 

570 c 




60 05 
602 


! 

34 500 000,— I 



Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1965 nicht zur Ver- 
I fügung. 

! Die Mehrausgabe mußte deshalb außerplanmäßig geleistet 
I werden. Sie konnte nicht vorhergesehen werden und war 
i unabweisbar im Sinne von Artikel 112 GG r da die Unter- 
| Stützung der Friedensbemühungen für Zypern auch im poli- 
j tischen Interesse der Bundesrepublik Deutschland liegt. 

| Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 


37 104 417,45 Bundeshilfe für Berlin — Bundeszuschuß 

a) Allgemeiner Zuschuß zum Berliner Haushaltsplan 

Der für die Spitzabrechnung der Bevorratungskosten, für 
die Erhöhung der Dienstbezüge und zur Zahlung des 
I Begrüßungsgeldes für Besucher aus der sowjetischen 
Besatzungszone erforderliche Mehrbedarf im Berliner 
j Landeshaushalt konnte nur durch eine Erhöhung des all- 
gemeinen Zuschusses des Bundes gedeckt werden. 

Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung 
und war daher unabweisbar. Sie konnte nicht vorher- 
gesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 601 und Kap. 60 04 Tit. 31 1. 


10 910 807,84 ; Bundeshilfe für Berlin — Bundeszuschuß 

c) Zuschüsse zur Abdeckung der Verpflichtungen des Lan- 
des Berlin gegenüber der Allgemeinen Ortskrankenkasse 
Berlin und zu Leistungen des Landes Berlin an Berliner 
Innungs- und Betriebskrankenkassen 

Mehrausgabe infolge des erhöhten Zuschußbedarfs der 
Berliner Krankenkassen im Rechnungsjahr 1965, der bei 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vor- 
hersehbar war (Spitzabrechnung). 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf gesetz- 
licher Verpflichtung beruht. 

| Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 31 1. 

2 999 941,20 Förderung des Luftreiseverkehrs zwischen Berlin und dem 
übrigen Bundesgebiet 

! Mehrbedarf infolge der Zunahme des Luftreiseverkehrs zwi- 
j sehen Berlin und dem übrigen Bundesgebiet und der dadurch 
I erhöhten Ausgaben für die Verbilligung der Preise für Hin- 
j und Rückflüge. 

j Die Ausgabe war unabweisbar. Sie konnte bei der Aufstel- 
j lung des Bundeshaushaltsplans 1965 nicht vorhergesehen 
i werden. 

| Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 
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11 000 000 f — | 1 600 000, — j Betriebsbeihilfen zur Sicherung des Güterverkehrs mit Berlin 

1 Die Mehrausgabe war zur Deckung der Ausgaben für den 
Güterfernverkehr zwischen der Bundesrepublik und Berlin 
i notwendig. Die Überschreitung, die nicht vorherzusehen war 
und nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt 
! werden konnte, war im Sinne der Zielrichtung des Fonds 
: unerläßlich. Eine Beschränkung der Maßnahme war politisch 
j nicht zu vertreten. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 
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